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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:
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Art. 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Personen, die haupt- oder
nebenberuflich an den Hochschulen des Freistaates
Bayern wissenschaftlich oder künstlerisch tätig sind;
die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und
Rechtspflege wird durch dieses Gesetz nicht berührt.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Personen, die an
einer Hochschule auf Grund eines privatrechtlichen
Dienstverhältnisses mit einem Mitglied der Hoch-
schule wissenschaftlich oder künstlerisch tätig sind.

(3) Art. 2 bis 24 und 31 bis 33 gelten für das wis-
senschaftliche und künstlerische Personal staatlich
anerkannter nichtstaatlicher Hochschulen, deren
Träger Dienstherrnfähigkeit gemäß Art. 3 des
Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) besitzt, mit
folgenden Maßgaben entsprechend:

1. Die in Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 Nrn. 3 und 4
genannten Personen stehen im Dienst des Trägers
der nichtstaatlichen Hochschule.

2. Soweit auf Grund der Verschiedenheit des Dienst-
herrn die entsprechende Anwendung der Bestim-
mungen dieses Gesetzes ausscheidet, trifft der
Träger die erforderlichen abweichenden Rege-
lungen durch Satzung. Das In-Kraft-Treten dieser
die abweichenden Regelungen treffenden Satzung
ist Voraussetzung für die Beschäftigung von beam-
tetem wissenschaftlichem und künstlerischem Per-
sonal. Die Satzung bedarf des Einvernehmens mit
dem Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst (Staatsministerium) und dem
Staatsministerium der Finanzen.

Art. 2

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal

(1) 1Zum hauptberuflichen wissenschaftlichen und
künstlerischen Personal gehören

1. die Professoren und Professorinnen,

2. die Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen,

3. die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen,

4. die Lehrkräfte für besondere Aufgaben.

2Hauptberuflich ist die Tätigkeit, wenn die Arbeits-
zeit oder der Umfang der Dienstaufgaben mindestens
die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit umfasst oder
der Hälfte des durchschnittlichen Umfangs der
Dienstaufgaben des entsprechenden vollbeschäftig-
ten Personals entspricht.

(2) Zu den nebenberuflich wissenschaftlich und
künstlerisch Tätigen gehören

1. die Honorarprofessoren und Honorarprofessorin-
nen,

2. die Privatdozenten und Privatdozentinnen sowie
die außerplanmäßigen Professoren und Professo-
rinnen,

3. die Lehrbeauftragten,

4. die sonstigen nebenberuflich wissenschaftlich oder
künstlerisch Tätigen.

(3) 1Die in Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie in Abs. 2 
Nrn. 1 und 2 genannten Personen sind Hochschulleh-
rer und Hochschullehrerinnen. 2Sind Personen des
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals
nach Abs. 1 Nrn. 3 und 4 zugleich Hochschullehrer
und Hochschullehrerinnen, ändert dies ihre dienst-
rechtliche Stellung nicht.

(4) Die in Abs. 1 und Abs. 2 Nrn. 3 und 4 genann-
ten Personen stehen im Dienst des Freistaates Bay-
ern.

(5) Für die in den Abs. 1 und 2 genannten
Personen, die nicht in einem Beamtenverhältnis ste-
hen, gelten Art. 9 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 62 Abs. 2
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BayBG entsprechend; für nur vorübergehend an der
Hochschule tätige Personen, die ihren ständigen
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs des
Grundgesetzes haben, kann das Staatsministerium
Ausnahmen zulassen.

(6) Sollen Professoren und Professorinnen, Junior-
professoren und Juniorprofessorinnen sowie wissen-
schaftliche und künstlerische Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen mit ausländischer Staatsangehörigkeit in
ein Beamtenverhältnis berufen werden, kann das
Staatsministerium abweichend von Art. 9 Abs. 3
BayBG Ausnahmen von Art. 9 Abs. 1 Nr. 1 BayBG
auch aus anderen Gründen zulassen.

Erster Teil

Hauptberufliches 
wissenschaftliches und künstlerisches Personal

Abschnitt I

Gemeinsame Vorschriften

Art. 3 

Allgemeines

(1) Für das beamtete wissenschaftliche und künst-
lerische Personal gelten die allgemeinen beamten-
rechtlichen Vorschriften, soweit nicht durch dieses
Gesetz anderes bestimmt ist.

(2) Eine hauptberufliche wissenschaftliche oder
künstlerische Tätigkeit ist als ständige Aufgabe in
der Regel Beamten oder Beamtinnen zu übertragen.

(3) 1Der Eintritt in den Ruhestand wegen Errei-
chens der Altersgrenze wird zum Ende des Semesters
wirksam, in dem der Beamte oder die Beamtin die
Altersgrenze erreicht. 2Beantragt ein Beamter oder
eine Beamtin die Entlassung oder die Versetzung in
den Ruhestand, kann diese bis zur Beendigung des
laufenden Semesters hinausgeschoben werden.

Art. 4

Oberste Dienstbehörde

(1) Das Staatsministerium ist oberste Dienstbehörde
des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals
an den Hochschulen.

(2) Die Vorschriften des Bayerischen Hochschul-
gesetzes und des Gesetzes über die Universitätsklinika
des Freistaates Bayern über Dienstvorgesetzte und
unmittelbare Vorgesetzte bleiben unberührt.

Art. 5

Lehr- und Prüfungstätigkeit

(1) 1Die Hochschullehrer und Hochschullehrerin-
nen bestimmen Gegenstand und Art ihrer Lehrveran-
staltungen unter Berücksichtigung der Prüfungs-
und Studienordnungen in eigener Verantwortung; die

Verpflichtung der Fakultät zur Sicherstellung des
Lehrangebots (Art. 27 Abs. 1 Satz 3 BayHSchG)
bleibt unberührt. 2Die Erfüllung der Lehrverpflich-
tung der wissenschaftlichen und künstlerischen Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen sowie der Lehrkräfte
für besondere Aufgaben richtet sich unter Berück-
sichtigung der Prüfungs- und Studienordnungen
nach den Anordnungen ihrer Vorgesetzten.

(2) 1Der Umfang der dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtung des wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals an Hochschulen und der Zeitpunkt der
Erbringung der Lehrverpflichtung können durch
Rechtsverordnung festgelegt werden, in der die
Zuständigkeit für Entscheidungen auf die Hochschule
übertragen werden kann. 2Bei der Festlegung der
Lehrverpflichtung sind die unterschiedlichen Dienst-
verhältnisse und die unterschiedliche Aufgaben-
stellung der Hochschularten, die Gewichtung der
Lehrveranstaltungsarten und der unterschiedliche
Zeitaufwand für die Durchführung der verschiede-
nen Arten von Lehrveranstaltungen zu berücksichti-
gen.

(3) 1Personen, die Lehrverpflichtungen wahrneh-
men, haben ihren Erholungsurlaub in der unter-
richtsfreien Zeit zu nehmen, es sei denn, dass zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen. 2Bei
Professoren und Professorinnen, Juniorprofessoren
und Juniorprofessorinnen ist der Erholungsurlaub
durch die unterrichtsfreie Zeit abgegolten.

(4) Alle wissenschaftlich oder künstlerisch Tätigen
haben nach Maßgabe näherer Regelungen zur
Durchführung von Hochschulprüfungen und staatli-
chen Prüfungen beizutragen. 

Art. 6

Nebentätigkeit und Mitarbeiterbeteiligung

(1) 1Für beamtetes wissenschaftliches und künstle-
risches Personal erlässt das Staatsministerium nach
Anhörung der Hochschulen im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium der Finanzen die Vorschriften
nach Art. 77 BayBG. 2Dort können auch die in Art. 74
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4 und 5 BayBG aufgeführten ge-
nehmigungsfreien Nebentätigkeiten näher bestimmt
werden. 3In den Vorschriften nach Satz 1 ist zu
regeln, dass auch folgende Tätigkeiten als Nebenamt
übertragen werden können:

1. im Zusammenhang mit dem Hauptamt stehende
Lehr- und Unterrichtstätigkeiten im Bereich des
weiterbildenden Studiums, wenn diese über die
dem Beamten oder der Beamtin obliegende und
auch erbrachte Lehrverpflichtung hinausgehen
und nicht mit einer Ermäßigung der Lehrver-
pflichtung verbunden sind, sowie

2. die Durchführung anwendungsbezogener For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben der Fach-
hochschulen im Auftrag Dritter, wenn der Dritt-
mittelgeber im Rahmen des Finanzierungsplans
Mittel für die Gewährung einer Vergütung zur
Verfügung stellt und der Beamte oder die Beamtin
für die Durchführung dieses Vorhabens keine
Ermäßigung der Lehrverpflichtung erhält.

4Die Höhe der Vergütung für die Nebenämter im Sinn
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von Satz 3 wird - abweichend von Art. 77 Abs. 2
BayBG - von der Hochschule festgesetzt, im Fall des
Satzes 3 Nr. 1 im Rahmen der erzielten Einnahmen
aus Gebühren und privatrechtlichen Entgelten, im
Fall des Satzes 3 Nr. 2 im Rahmen der vom
Drittmittelgeber für die Gewährung einer Vergütung
zur Verfügung gestellten Mittel. 5Die Höhe der
Nebenamtsvergütung darf in den Fällen des Satzes 3
Nr. 2 im Jahr das Jahresgrundgehalt eines Professors
der Besoldungsgruppe W 2 nicht überschreiten.

(2) 1Die Vorstände der Kliniken und sonstigen kli-
nischen Einrichtungen sowie die Leiter und Leite-
rinnen der Abteilungen eines Klinikums, die auf
Grund genehmigter Nebentätigkeit zur Privatbe-
handlung oder zur Mitwirkung an der Privat-
behandlung berechtigt sind (Liquidationsberech-
tigte), sind verpflichtet, ärztliche Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen an den hieraus bezogenen Vergü-
tungen angemessen zu beteiligen (Pflichtbeteiligung);
dabei sind Verantwortung, Leistung, Erfahrung und
Dauer der Zugehörigkeit zur Klinik oder sonstigen
klinischen Einrichtung zu berücksichtigen; eine Be-
teiligung von nichtärztlichen Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen ist zulässig. 2Das Nähere wird in den
Vorschriften nach Abs. 1 Satz 1 bestimmt. 3Dort ist
neben der Höhe der Pflichtbeteiligung insbesondere
zu regeln, 

1. dass die Verpflichtung zur Mitarbeiterbeteiligung
entfällt, wenn bestimmte Freibeträge nicht über-
schritten werden,

2. welche Vergütungen unter die Pflichtbeteiligung
nach Satz 1 fallen,

3. dass Kommissionen zur Festlegung der Grund-
sätze der Mitarbeiterbeteiligung und Schiedsstel-
len zur Überwachung dieser Grundsätze und/oder
Mitarbeiterpools und Verteilungsausschüsse gebil-
det werden; weiter kann dort vorgesehen werden,
dass aus dem Mitarbeiterpool auch etwaige
Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung zu ent-
nehmen sind.

4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Leiter
und Leiterinnen von klinischen Einrichtungen außer-
halb eines Klinikums und von in klinischen Einrich-
tungen außerhalb eines Klinikums eingerichteten
Abteilungen, soweit diese auf Grund genehmigter
Nebentätigkeit im Rahmen der Krankenversorgung
Entgelte für ärztliche und zahnärztliche Leistungen
nach der Gebührenordnung für Ärzte, der Gebühren-
ordnung für Zahnärzte oder entsprechenden Entgelt-
regelungen abrechnen.

Abschnitt II

Professoren und Professorinnen

Art. 7

Einstellungsvoraussetzungen

(1) 1Einstellungsvoraussetzungen für Professoren
und Professorinnen an Universitäten sind neben den
allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen min-
destens

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in anderen

als Fachhochschulstudiengängen oder ein in einem
förmlichen Verfahren als laufbahnrechtlich gleich-
wertig anerkanntes Studium in einem Fach-
hochschulstudiengang,

2. pädagogische Eignung,

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar-
beit, die in der Regel durch die Qualität einer Pro-
motion nachgewiesen wird, und

4. darüber hinaus zusätzliche wissenschaftliche Leis-
tungen.

2Im Bereich der Lehrerbildung soll von Fachdidakti-
kern und Fachdidaktikerinnen zusätzlich der Erwerb
der Befähigung für ein Lehramt im jeweiligen Fach
und eine mindestens dreijährige Tätigkeit an einer
Schule oder vergleichbaren pädagogischen Einrich-
tung nachgewiesen werden. 3Die zusätzlichen wis-
senschaftlichen Leistungen nach Satz 1 Nr. 4 werden
durch eine Habilitation oder gleichwertige wissen-
schaftliche Leistungen, die auch außerhalb des Hoch-
schulbereichs erbracht sein können, nachgewiesen
oder im Rahmen einer Juniorprofessur erbracht. 4Bei
Professoren und Professorinnen mit ärztlichen, zahn-
ärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben ist zusätzlich
die Anerkennung als Facharzt oder Fachärztin nach-
zuweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine entsprechende
Weiterbildung vorgesehen ist.

(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Professoren
und Professorinnen an Kunsthochschulen sind neben
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen
mindestens

1. die in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten
Voraussetzungen,

2. je nach den Anforderungen der Stelle

a) die in Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannte Vorausset-
zung oder

b) besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit

und

3. darüber hinaus je nach den Anforderungen der
Stelle

a) die in Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Vorausset-
zungen oder

b) zusätzliche künstlerische Leistungen.

2Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforde-
rungen der Stelle entspricht, kann bei Vorliegen eines
besonderen dienstlichen Interesses abweichend von
Satz 1 als Professor oder Professorin in anderen als
wissenschaftlichen Fächern auch eingestellt werden,
wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der
Praxis und pädagogische Eignung vorweist.

(3) 1Einstellungsvoraussetzungen für Professoren
und Professorinnen an Fachhochschulen sind neben
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen
mindestens

1. die in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten Vor-
aussetzungen,



2. je nach Anforderungen der Stelle

a) die in Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannte Vorausset-
zung oder

b) besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit

und

3. darüber hinaus besondere Leistungen bei der An-
wendung oder Entwicklung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden in einer mindestens fünf-
jährigen beruflichen Praxis, die nach Abschluss
des Hochschulstudiums erworben sein muss und
von der mindestens drei Jahre außerhalb des
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen;
Zeiten als Referendar oder Referendarin oder als
wissenschaftlicher oder künstlerischer Mitarbeiter
oder als wissenschaftliche oder künstlerische
Mitarbeiterin können insgesamt nur bis zu zwei
Jahren angerechnet werden.

2Abweichend von Satz 1 Nr. 1 ist in Ausnahmefällen
ein in einem Fachhochschulstudiengang abgeschlos-
senes Hochschulstudium ausreichend, wenn die be-
sondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit
durch eine Promotion nachgewiesen wird. 3In beson-
ders begründeten Fällen kann abweichend von Satz 1
Nr. 3 auch eingestellt werden, wer die in Abs. 1 Satz 1
Nr. 4 genannten Voraussetzungen erfüllt oder zusätz-
liche künstlerische Leistungen nachweist; in diesen
Fällen soll eine mindestens dreijährige berufliche
Praxis außerhalb des Hochschulbereichs nachgewie-
sen werden. 4Soweit es der Eigenart des Fachs und
den Anforderungen der Stelle entspricht, kann bei
Vorliegen eines besonderen dienstlichen Interesses an
der Gewinnung des Bewerbers oder der Bewerberin
abweichend von den Sätzen 1 bis 3 als Professor oder
Professorin eingestellt werden, wer hervorragende
fachbezogene Leistungen in der Praxis und pädago-
gische Eignung nachweist; Art. 9 Abs. 4 und Art. 31
BayBG gelten entsprechend.

Art. 8

Dienstrechtliche Stellung

(1) 1Die Professoren und Professorinnen werden in
der Regel zu Beamten oder Beamtinnen auf Lebens-
zeit ernannt. 2Die Berufung in das Beamtenverhältnis
auf Lebenszeit setzt bei Bewerbern und Bewerberin-
nen, die noch nicht mindestens drei Jahre hauptbe-
ruflich nach Maßgabe des Art. 2 Abs. 1 an einer
Hochschule tätig waren, eine mindestens eineinhalb-
jährige Tätigkeit als Professor oder Professorin im
Beamtenverhältnis auf Probe voraus; das Staatsmi-
nisterium kann Ausnahmen zulassen.

(2) 1Professoren und Professorinnen können für die
Dauer von bis zu sechs Jahren im Beamtenverhältnis
auf Zeit ernannt werden. 2Eine erneute Ernennung
oder Verlängerung über sechs Jahre hinaus ist im
Beamtenverhältnis auf Zeit nicht zulässig; Art. 17
Abs. 2 gilt entsprechend. 3Ein Eintritt in den Ruhe-
stand mit Ablauf der Amtszeit ist ausgeschlossen.
4Wird ein Beamter oder eine Beamtin auf Lebenszeit
im Geltungsbereich des Bayerischen Beamtengeset-
zes mit Zustimmung seines oder ihres Dienstherrn
zum Professor oder zur Professorin in einem Beam-
tenverhältnis auf Zeit ernannt, gilt er oder sie für die

Dauer dieses Beamtenverhältnisses unter Fortfall der
Leistungen seines oder ihres Dienstherrn als beur-
laubt. 5Ein Beamtenverhältnis auf Zeit kann frühe-
stens nach drei Jahren in ein Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit umgewandelt werden; war der Professor
oder die Professorin bei der Berufung bereits Mit-
glied der Hochschule, ist die Umwandlung nur in be-
sonderen Ausnahmefällen zulässig. 6Die Umwand-
lung setzt eine Würdigung der fachlichen, pädagogi-
schen und persönlichen Eignung des Professors oder
der Professorin durch die Hochschulleitung voraus,
die des Einvernehmens mit dem Fakultätsrat bedarf;
betrifft die Umwandlung den Vorstand einer Klinik
oder sonstigen klinischen Einrichtung oder den Lei-
ter oder die Leiterin einer Abteilung eines Klinikums,
ist die Stellungnahme des Ärztlichen Direktors oder
der Ärztlichen Direktorin beizufügen. 7Entsprechend
Art. 18 Abs. 4 Satz 5 sollen Gutachten eingeholt wer-
den; im Übrigen findet Art. 18 keine Anwendung.

(3) In besonderen Fällen, insbesondere wenn eine
befristete Tätigkeit vorgesehen ist, kann ein pri-
vatrechtliches Dienstverhältnis begründet werden;
bei befristeter Tätigkeit gilt Art. 17 Abs. 2 entspre-
chend.

Art. 9

Dienstaufgaben

(1) 1Professoren und Professorinnen nehmen die
ihrer Hochschule jeweils obliegenden Aufgaben in
Wissenschaft, Kunst, Forschung, Lehre und Weiter-
bildung nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstver-
hältnisses selbstständig wahr; zu ihren hauptberufli-
chen Aufgaben gehören auch:

1. die Wahrnehmung von Aufgaben der Studienre-
form und Studienberatung,

2. die Mitwirkung an Eignungsfeststellungs- und
Auswahlverfahren beim Hochschulzugang und bei
der Zulassung der Studienbewerber und Studien-
bewerberinnen,

3. die Abhaltung von Lehrveranstaltungen ihrer Fä-
cher in allen Studiengängen und die Verwirkli-
chung der zur Sicherstellung des Lehrangebots ge-
troffenen Entscheidungen der Hochschulorgane,

4. die Mitwirkung an Hochschulprüfungen sowie an
staatlichen Prüfungen, durch die ein Hochschul-
studium abgeschlossen wird,

5. die Mitwirkung an der Verwaltung der Hoch-
schule,

6. die Erstattung von Dienstgutachten einschließlich
der hierfür erforderlichen Untersuchungen auf
Anforderung ihrer Hochschule oder des Staatsmi-
nisteriums ohne besondere Vergütung,

7. die Wahrnehmung der Hochschule nach Art. 2 
Abs. 7 BayHSchG übertragener Aufgaben.

2Professoren und Professorinnen, zu deren Aufgaben
nach Maßgabe des Dienstverhältnisses die Wahrneh-
mung von Aufgaben in der Krankenversorgung in der
Hochschule und im Klinikum gehört, werden in der
Krankenversorgung, soweit dies zu deren Sicher-
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stellung erforderlich ist, unbeschadet des Satzes 1
nach den Anordnungen der Leitung der Klinik oder
klinischen Einrichtung tätig, es sei denn, ihnen ist
von der Leitung der Klinik oder klinischen Einrich-
tung die Verantwortung für die ärztliche Behandlung
eines Patienten übertragen worden. 3Professoren und
Professorinnen an Universitäten und Kunsthoch-
schulen kann abweichend von Satz 1 als Dienstauf-
gabe eine überwiegende Tätigkeit in der Lehre über-
tragen werden (Lehrprofessuren); sie werden in der
Regel in einem Beamtenverhältnis auf Zeit (Art. 8
Abs. 2) oder einem befristeten privatrechtlichen
Dienstverhältnis (Art. 8 Abs. 3) beschäftigt.

(2) Professoren und Professorinnen können nach
ihrer Anhörung und nach Anhörung der beteiligten
Hochschulen durch das Staatsministerium verpflich-
tet werden, Lehrveranstaltungen in dem von ihnen
vertretenen Fach an einer anderen staatlichen Hoch-
schule abzuhalten und Prüfungen abzunehmen, so-
weit dies zur Gewährleistung des Lehrangebots oder
im Rahmen des Zusammenwirkens von Hochschulen
des Landes erforderlich ist. 

(3) 1Art und Umfang der von dem einzelnen Pro-
fessor oder der einzelnen Professorin wahrzuneh-
menden Aufgaben richten sich unter Beachtung der
Abs. 1 und 2 nach der Ausgestaltung des Dienstver-
hältnisses und der Funktionsbeschreibung der Stelle.
2Bei der Funktionsbeschreibung von Planstellen für
Professoren und Professorinnen der Besoldungs-
gruppe W 3 an Universitäten ist insbesondere eine
angemessene fachliche Breite vorzusehen (Lehrstuhl).

Art. 10

Beamtenrechtliche Sonderregelungen

(1) 1Die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
schriften über die Laufbahnen, über die dienstliche
Beurteilung mit Ausnahme der Probezeitbeurteilung
(Art. 8 Abs. 1 Satz 2), über den einstweiligen
Ruhestand und über die Arbeitszeit mit Ausnahme
der Vorschriften über den Verlust der Bezüge wegen
nicht genehmigten verschuldeten Fernbleibens vom
Dienst sind auf Professoren und Professorinnen nicht
anzuwenden; erfordert der Aufgabenbereich einer
Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder plan-
mäßige Anwesenheit, können die Vorschriften über
die Arbeitszeit durch Rechtsverordnung für anwend-
bar erklärt werden. 2Art. 80a bis 80e BayBG finden
entsprechende Anwendung; abweichend von Art. 80a
Abs. 2 Satz 2 BayBG wird das Staatsministerium
ermächtigt, allgemeine Ausnahmen zuzulassen.

(2) 1Professoren und Professorinnen können nur
mit ihrer Zustimmung abgeordnet oder versetzt wer-
den. 2Abordnung und Versetzung in ein gleichwerti-
ges Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne
Zustimmung des Professors oder der Professorin zu-
lässig, wenn die Hochschule oder die Hochschulein-
richtung, an der er oder sie tätig ist, aufgelöst oder
mit einer anderen Hochschule zusammengeschlossen
wird, oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in
der er oder sie tätig ist, ganz oder teilweise aufgege-
ben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; in
diesen Fällen ist das Verfahren nach Art. 18 nicht
anzuwenden, eine Mitwirkung der aufnehmenden
Hochschule oder Hochschuleinrichtung bei der Ein-
stellung beschränkt sich auf eine Anhörung.

(3) 1Zum Professor oder zur Professorin darf nicht
ernannt werden, wer das 52. Lebensjahr bereits voll-
endet hat. 2Das Staatsministerium kann in dringen-
den Fällen im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium der Finanzen Ausnahmen zulassen.

(4) Abweichend von Art. 55 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2
BayBG soll der Antrag von Professoren und Professo-
rinnen, den Eintritt in den Ruhestand über das 65.
Lebensjahr hinauszuschieben, spätestens ein Jahr vor
Vollendung des 65. Lebensjahres gestellt werden; dies
gilt für den Antrag, den Eintritt in den Ruhestand um
ein weiteres Jahr hinauszuschieben, entsprechend. 

(5) 1Das Staatsministerium kann auf Antrag eines
Professors oder einer Professorin in Ausnahmefällen
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi-
nanzen anordnen, dass das Beamtenverhältnis eines
oder einer in ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder
Amtsverhältnis zu einem anderen Dienstherrn treten-
den Professors oder Professorin neben dem neuen
Dienstverhältnis bestehen bleibt, sofern sich der neue
Dienstherr hiermit einverstanden erklärt und die
Hochschule zustimmt. 2Die oberste Dienstbehörde
eines Beamten oder einer Beamtin, der oder die in ein
Beamtenverhältnis eines Professors oder einer Pro-
fessorin eines anderen Dienstherrn tritt, kann auf
Antrag des Beamten oder der Beamtin im Einverneh-
men mit dem neuen Dienstherrn die Fortdauer des
Beamtenverhältnisses neben dem neuen Dienstver-
hältnis anordnen; im staatlichen Bereich bedarf es
der Zustimmung des Staatsministeriums der Finan-
zen. 3Ist neuer Dienstherr der Freistaat Bayern, so
vertritt ihn das Staatsministerium im Einvernehmen
mit dem Staatsministerium der Finanzen.

Art. 11

Freistellung für Forschung,
künstlerische Entwicklungsvorhaben

und praxisbezogene Tätigkeit

(1) 1Für die Dauer von in der Regel einem Semester
kann die Hochschule Professoren und Professorinnen
an Universitäten unter Berücksichtigung ihrer Leis-
tungen in Forschung und Lehre zur Förderung ihrer
dienstlichen Forschungstätigkeit von der Verpflich-
tung zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen unter
Belassung ihrer Bezüge befreien. 2Eine Befreiung
setzt insbesondere voraus, dass durch sie die voll-
ständige und ordnungsgemäße Durchführung der
Lehre einschließlich der Prüfungen und die Betreu-
ung der Studierenden und von wissenschaftlichen
Arbeiten nicht beeinträchtigt wird; der Umfang der
Befreiungen nach Satz 1 darf im Semester ein
Zehntel der besetzten Planstellen für Professoren und
Professorinnen nicht überschreiten.

(2) 1Professoren und Professorinnen an Kunst-
hochschulen kann die Hochschule für die Dauer von
in der Regel einem Semester zur Förderung künstle-
rischer Entwicklungsvorhaben unter Berücksich-
tigung ihrer Leistungen in Forschung, Kunst und
Lehre von der Verpflichtung zur Abhaltung von
Lehrveranstaltungen unter Belassung ihrer Bezüge
befreien. 2Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Für Pro-
fessoren und Professorinnen in wissenschaftlichen
Fächern an Kunsthochschulen finden die Regelungen
des Abs. 1 Anwendung.



(3) 1Professoren und Professorinnen an Fachhoch-
schulen kann die Hochschule unter Berücksichtigung
ihrer Leistungen in der Lehre für die Dauer von in
der Regel einem Semester für eine ihrer Fortbildung
dienliche praxisbezogene Tätigkeit oder für die
Durchführung anwendungsbezogener Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben von der Verpflichtung
zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen unter Be-
lassung ihrer Bezüge befreien. 2Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 3Wird für die während der Befreiung im
Rahmen eines Dienstverhältnisses ausgeübte Tätig-
keit eine Vergütung oder geldwerte Leistung gewährt,
soll die Ablieferung der im Rahmen des Dienstver-
hältnisses gewährten Vergütung oder geldwerten
Leistung an den Dienstherrn im Hauptamt insoweit
gefordert werden, als sie ein Viertel der Dienstbezüge
des Professors oder der Professorin übersteigen; von
Arbeitgebern der öffentlichen Hand gewährte Vergü-
tungen oder geldwerte Leistungen sind vollständig an
den Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern. 4Satz 3
gilt nicht für Nebenamtsvergütungen im Sinn des
Art. 6 Abs. 1 Sätze 3 und 4. 

Art. 12

Akademische Würde „Professor“ oder „Professorin“;
Berufsbezeichnung von Professoren

und Professorinnen

(1) 1Die Professoren und Professorinnen im Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit können nach dem Aus-
scheiden aus der Hochschule wegen Eintritts in den
Ruhestand die Bezeichnung „Professor“ oder „Pro-
fessorin“ als akademische Würde führen; bei einem
Ausscheiden aus sonstigen Gründen bedarf die
Führung dieser Bezeichnung der Zustimmung der
Hochschulleitung, die versagt werden kann, wenn die
Führung dieser Bezeichnung, insbesondere im
Hinblick auf die Dauer der Tätigkeit oder der zum
Ausscheiden führenden Gründe, nicht angemessen
ist. 2Professoren und Professorinnen im Beamtenver-
hältnis auf Zeit haben das Recht nach Satz 1
Halbsatz 1 nach einer Dienstzeit als Professor oder
Professorin im Beamtenverhältnis auf Zeit von min-
destens sechs Jahren. 3Die Führung der Bezeichnung
kann vom Senat der Hochschule wegen Unwür-
digkeit untersagt werden.

(2) 1Professoren und Professorinnen, die in einem
privatrechtlichen Dienstverhältnis stehen, können
die Amtsbezeichnung der entsprechenden beamteten
Professoren und Professorinnen als Berufsbezeich-
nung führen, solange das Dienstverhältnis dauert.
2Scheiden unbefristet beschäftigte Professoren we-
gen Erreichens der Altersgrenze oder wegen Dienst-
unfähigkeit aus, dürfen sie die Bezeichnung „Profes-
sor“ oder „Professorin“ als akademische Würde füh-
ren; im Übrigen gilt Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 entspre-
chend. 3Für befristet beschäftigte Professoren oder
Professorinnen gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 4Abs. 1
Satz 3 ist jeweils entsprechend anzuwenden.

(3) Professoren und Professorinnen der Besol-
dungsgruppe W 3 an Universitäten und Kunsthoch-
schulen sind befugt, den Titel „Ordinarius“ oder „Or-
dinaria“, Professoren und Professorinnen der
Besoldungsgruppe W 2 an Universitäten den Titel
„Extraordinarius“ oder „Extraordinaria“ zu führen.

Art. 13

Rechte nach dem Eintritt in den Ruhestand

Professoren und Professorinnen stehen auch nach
dem Eintritt in den Ruhestand die mit der Lehrbe-
fugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehr-
veranstaltungen und zur Beteiligung an Prüfungsver-
fahren zu.

Abschnitt III

Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen

Art. 14

Einstellungsvoraussetzungen

1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofesso-
ren und Juniorprofessorinnen sind neben den allge-
meinen dienstrechtlichen Voraussetzungen mindestens

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in anderen
als Fachhochschulstudiengängen oder ein in einem
förmlichen Verfahren als laufbahnrechtlich gleich-
wertiges Studium anerkanntes Studium in einem
Fachhochschulstudiengang,

2. pädagogische Eignung,

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher
Arbeit, die in der Regel durch die herausragende
Qualifikation einer Promotion nachgewiesen wird.

2Art. 7 Abs. 1 Satz 4 gilt als Sollvorschrift entspre-
chend. 3Sofern vor oder nach der Promotion eine
Beschäftigung als wissenschaftlicher Mitarbeiter
oder als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder als wis-
senschaftliche Hilfskraft erfolgt ist, sollen Promo-
tions- und Beschäftigungsphase zusammen nicht
mehr als sechs Jahre, im Bereich der Medizin oder
klinischen Psychologie nicht mehr als neun Jahre
betragen haben. 4Verlängerungen nach § 57b Abs. 4
Satz 1 Nrn. 1 und 3 bis 5 Hochschulrahmengesetz
(HRG) bleiben hierbei außer Betracht. 5§ 57b Abs. 2
Satz 1 HRG gilt entsprechend. 

Art. 15

Dienstrechtliche Stellung

(1) 1Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen
werden in der ersten Phase der Juniorprofessur
grundsätzlich für die Dauer von drei Jahren zu
Beamten auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis
eines Juniorprofessors oder einer Juniorprofessorin
soll mit seiner oder ihrer Zustimmung vor dem
Ablauf der ersten Phase bis zu einer Gesamtdauer
von sechs Jahren verlängert werden, wenn er oder sie
sich als Hochschullehrer oder Hochschullehrerin
bewährt hat; diese Bewährung ist durch eine
Evaluierung der Leistungen in Forschung und in der
Lehre sowie auf der Grundlage von Gutachten fest-
zustellen, die von Professoren oder Professorinnen
des betreffenden Faches oder fachnaher Professoren
oder Professorinnen an anderen Hochschulen einge-
holt werden; etwaige Vorschläge des Juniorprofessors
oder der Juniorprofessorin für die Bestellung von
Gutachtern können berücksichtigt werden. 3Andern-

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006236



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006 237

falls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung
des Juniorprofessors oder der Juniorprofessorin um
bis zu einem Jahr verlängert werden. 4In besonderen
Ausnahmefällen ist eine Verlängerung abweichend
von Satz 2 um bis zu zwei weitere Jahre zulässig.
5Über die Verlängerung des Beamtenverhältnisses
entscheidet die Hochschulleitung auf Vorschlag des
Fakultätsrats. 6Im Übrigen ist eine weitere Verlän-
gerung abgesehen von den Fällen des Art. 17 Abs. 2
nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Ein-
stellung als Juniorprofessor oder Juniorprofessorin.
7Ein Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der
Dienstzeit ist ausgeschlossen. 8Wird ein Beamter oder
eine Beamtin auf Lebenszeit mit Zustimmung seines
oder ihres Dienstherrn als Juniorprofessor oder
Juniorprofessorin ernannt, gilt er oder sie für die
Dauer seines oder ihres Dienstverhältnisses als
Juniorprofessor oder Juniorprofessorin unter Fortfall
der Leistungen des Dienstherrn als beurlaubt.

(2) 1Mit der Berufung in das Beamtenverhältnis ist
das Recht verbunden, die Bezeichnung „Professor“
oder „Professorin“ als akademische Würde zu führen.
2Nach dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis
darf diese Bezeichnung nicht weitergeführt werden.
3Art. 65 Abs. 10 Satz 2 Halbsatz 1 BayHSchG bleibt
unberührt.

(3) 1Für Juniorprofessoren und Juniorprofessorin-
nen kann auch ein befristetes Angestelltenverhältnis
begründet werden. 2In diesem Fall gelten die Abs. 1
und 2 und Art. 17 Abs. 2 entsprechend.

Art. 16

Dienstaufgaben

1Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen ha-
ben die Aufgabe, sich durch die selbstständige Wahr-
nehmung der ihrer Hochschule jeweils obliegenden
Aufgaben in Wissenschaft, Forschung und Lehre
sowie Weiterbildung für die Berufung auf eine Pro-
fessur an einer Universität oder gleichgestellten
Hochschule zu qualifizieren. 2Im Übrigen sind auf
Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen die Be-
stimmungen des Art. 9 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass die Erstattung von Gutachten in Berufungs-
verfahren und zur Feststellung der Bewährung von
Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen als
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen nicht zu
den hauptberuflichen Aufgaben gehört.

Art. 17

Sonderregelungen

(1) 1Die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
schriften über die Laufbahnen, über die dienstliche
Beurteilung und über den einstweiligen Ruhestand
sind auf Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen
nicht anzuwenden. 2Auf sie finden die Vorschriften
über die Arbeitszeit mit Ausnahme der Vorschriften
über den Verlust der Bezüge wegen nicht genehmig-
ten verschuldeten Fernbleibens vom Dienst keine
Anwendung; Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 2
und Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden. 3Im Übri-
gen gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes
bestimmt, die Vorschriften für Beamte auf Lebenszeit
entsprechend.

(2) 1Das Beamtenverhältnis auf Zeit von Junior-
professoren und Juniorprofessorinnen ist, sofern
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auf Antrag
des Beamten oder der Beamtin aus den in Satz 2
genannten Gründen zu verlängern. 2Gründe für eine
Verlängerung sind:

1. Beurlaubung nach Art. 80b und 80c BayBG,

2. Beurlaubung nach Art. 99 Abs. 4 und Art. 99a 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBG,

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder
künstlerische Tätigkeit oder eine außerhalb des
Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführ-
te wissenschaftliche, künstlerische oder berufliche
Aus, Fort- oder Weiterbildung,

4. Grundwehr- und Zivildienst oder

5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach Art. 88 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 BayBG, §§ 12 bis 15 der Verordnung
über den Urlaub der bayerischen Beamten und
Richter (Urlaubsverordnung – UrlV) vom 24. Juni
1997 (GVBl S. 173; ber. S. 486, BayRS 2030–2–25–F)
in der jeweils geltenden Fassung oder Beschäfti-
gungsverbot nach den §§ 2, 3, 4 und 9 der Verord-
nung über den Mutterschutz für Beamtinnen (Bay-
erische Mutterschutzverordnung – BayMuttSchV)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Ok-
tober 2003 (GVBl S. 785, BayRS 2030–2–26–F) in
der jeweils geltenden Fassung in dem Umfang, in
dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist.

3Satz 1 gilt entsprechend im Fall einer

1. Teilzeitbeschäftigung,

2. Ermäßigung der Arbeitszeit nach Art. 99a Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 BayBG oder

3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in
einer Personal- oder Schwerbehindertenvertre-
tung oder zur Wahrnehmung von Aufgaben als
Frauenbeauftragte der Hochschule oder einer
Fakultät, 

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der
regelmäßigen Arbeitszeit betrug. 4Eine Verlängerung
darf den Umfang der Beurlaubung, Freistellung oder
Ermäßigung der Arbeitszeit und in den Fällen des
Satzes 2 Nrn. 1 bis 3 und des Satzes 3 die Dauer von
jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. 5Mehrere
Verlängerungen nach Satz 2 Nrn. 1 bis 4 und Satz 3
dürfen insgesamt die Dauer von drei Jahren nicht
überschreiten. 6Verlängerungen nach Satz 2 Nr. 5
dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlängerungen
zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht über-
schreiten.

Abschnitt IV

Berufungsverfahren

Art. 18

Berufung von Professoren, Professorinnen, 
Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen

(1) 1Ist oder wird eine Stelle für Professoren, Pro-



fessorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofesso-
rinnen (Professur) frei, prüft und entscheidet die
Hochschulleitung, ob und gegebenenfalls in welcher
fachlichen Ausrichtung die Stelle wiederbesetzt wer-
den soll. 2Die betroffenen Fakultätsräte sind zu 
hören; bei Professuren, die Aufgaben in der Kranken-
versorgung wahrnehmen, ist auch der Klinikumsvor-
stand zu hören.

(2) 1Die Hochschulleitung bestellt für jedes Beru-
fungsverfahren in der Regel einen Professor oder eine
Professorin als Berichterstatter oder Berichter-
statterin. 2Der Berichterstatter oder die Berichter-
statterin begleitet das Berufungsverfahren, ist zur
Teilnahme an Sitzungen des Berufungsausschusses
berechtigt, nimmt an den Beratungen in den für die
Behandlung des Berufungsvorschlags zuständigen
Gremien teil und nimmt zum Berufungsvorschlag
Stellung. 3Alle an der Vorbereitung und Behandlung
des Berufungsvorschlags Beteiligten sind verpflich-
tet, auf eine möglichst rasche Besetzung der
Professur hinzuwirken.

(3) 1Professuren sind öffentlich und in der Regel
international auszuschreiben. 2Die Ausschreibung, in
der Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben zu
beschreiben sind, bedarf der vorherigen Genehmi-
gung des Staatsministeriums, es sei denn, die fachli-
che Ausrichtung der zu besetzenden Professur ist in
einer Zielvereinbarung oder im Entwicklungsplan
der Hochschule, dem das Staatsministerium zuge-
stimmt hat, festgelegt. 3Von der Ausschreibung einer
Professur kann abgesehen werden, wenn ein Pro-
fessor oder eine Professorin in einem Beamtenver-
hältnis auf Zeit oder in einem befristeten Beschäfti-
gungsverhältnis auf dieselbe Professur in einem
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden
soll. 4Von einer Ausschreibung kann in Ausnahme-
fällen, im Fall der Nr. 2 im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium, abgesehen werden, wenn

1. ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin
auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll, oder 

2. für die Besetzung der Professur eine in besonderer
Weise qualifizierte Persönlichkeit zur Verfügung
steht, deren Gewinnung im Hinblick auf die
Stärkung der Qualität und Profilbildung im
besonderen Interesse der Hochschule liegt. 

(4) 1Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlags bil-
det der Fakultätsrat im Einvernehmen mit der Hoch-
schulleitung einen Berufungsausschuss. 2In diesem
verfügen die Professoren und Professorinnen über die
Mehrheit der Stimmen; zusätzlich gehören ihm
stimmberechtigt die jeweilige Frauenbeauftragte
sowie je ein Vertreter oder eine Vertreterin aus der
Gruppe der wissenschaftlichen und künstlerischen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 BayHSchG) und der Studierenden an. 3Dem
Berufungsausschuss soll mindestens ein auswärtiges
Mitglied als Professor oder Professorin angehören.
4Sind mit der zu besetzenden Professur Aufgaben im
Universitätsklinikum verbunden, ist der Ärztliche
Direktor oder die Ärztliche Direktorin oder eine von
diesem oder von dieser bestimmte fachkundige Per-
son berechtigt, beratend an den Sitzungen des Beru-
fungsausschusses teilzunehmen. 5Der Berufungsaus-

schuss stellt unter Einholung auswärtiger und ver-
gleichender Gutachten einen Berufungsvorschlag
auf, der drei Namen enthalten soll; bei künstlerischen
Professuren an Kunsthochschulen genügen auswärti-
ge Gutachten. 6Der Berufungsvorschlag kann mit
deren Einwilligung auch die Namen von Personen
enthalten, die sich nicht beworben haben. 7Bei der
Erstellung des Berufungsvorschlags ist auf die
Erhöhung des Anteils der Frauen in der Wissenschaft
hinzuwirken. 8Bei der Berufung auf eine Professur
sollen Mitglieder der eigenen Hochschule nur in
begründeten Ausnahmefällen in den Berufungsvor-
schlag aufgenommen werden. 9Juniorprofessoren und
Juniorprofessorinnen der eigenen Hochschule können
in einen Berufungsvorschlag für die Besetzung von
Stellen für Professoren und Professorinnen aufge-
nommen werden; waren sie bereits bei der Berufung
als Juniorprofessor oder Juniorprofessorin Mitglied
der Hochschule, ist dies nur in besonderen Fällen
zulässig. 10Der Studiendekan oder die Studiendeka-
nin soll, die Vertreter oder Vertreterinnen der Studie-
renden im Fakultätsrat können zu den Fähigkeiten
und Erfahrungen der Bewerber und Bewerberinnen
in der Lehre Stellung nehmen. 11In dem Berufungs-
vorschlag sind die fachliche, pädagogische und per-
sönliche Eignung eingehend und vergleichend zu
würdigen und die gewählte Reihenfolge zu begrün-
den. 12Die einzelnen stimmberechtigten Mitglieder
des Berufungsausschusses sowie die Professoren und
Professorinnen der jeweils betroffenen Fakultät kön-
nen ein Sondervotum abgeben, das dem Berufungs-
vorschlag beizufügen ist. 13Nähere Regelungen für
die Aufstellung eines Berufungsvorschlags kann die
Grundordnung treffen. 

(5) 1Der Senat nimmt zu dem vom Berufungsaus-
schuss beschlossenen Berufungsvorschlag und etwai-
gen Sondervoten Stellung. 2Die Hochschulleitung be-
schließt den Berufungsvorschlag. 3Beabsichtigt die
Hochschulleitung, von dem Berufungsvorschlag des
Berufungsausschusses abzuweichen, ist der Fakul-
tätsrat zu hören. 4Der Präsident oder die Präsidentin
der Hochschule (Präsident oder Präsidentin) kann ein
Sondervotum abgeben, für das Satz 3 entsprechend
gilt. 

(6) 1Über die Berufung von Professoren und
Professorinnen entscheidet der Staatsminister oder
die Staatsministerin für Wissenschaft, Forschung
und Kunst (Staatsminister oder Staatsministerin)
ohne Bindung an die Reihung des Berufungsvor-
schlags; er oder sie kann diese Zuständigkeit inner-
halb des Staatsministeriums delegieren. 2Der Staats-
minister oder die Staatsministerin kann den Beru-
fungsvorschlag insgesamt zurückgeben. 3Über die
Berufung von Juniorprofessoren und Juniorprofesso-
rinnen entscheidet der Präsident oder die Präsidentin.

(7) 1Berufungsvorschläge für die Berufung von
Professoren und Professorinnen der Theologie, Reli-
gionspädagogik und Didaktik des Religionsunter-
richts werden von der theologischen Fakultät des
gleichen Bekenntnisses der nächstgelegenen Hoch-
schule erstellt, wenn an der Hochschule keine theolo-
gische Fakultät des gleichen Bekenntnisses besteht.
2Die vorhandenen Professoren und Professorinnen
der Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des
Religionsunterrichts gehören den jeweiligen Beru-
fungsausschüssen dieser Fakultäten der nächstgele-
genen Hochschulen an. 3Art. 3 § 4 des Konkordats mit
dem Heiligen Stuhl sowie Art. 3 und 4 des Vertrages
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zwischen dem Bayerischen Staat und der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern bleiben un-
berührt.

(8) 1Auf Vorschlag des Fakultätsrats kann die
Hochschulleitung, soweit das Klinikum betroffen ist
im Einvernehmen mit dem Ärztlichen Direktor oder
der Ärztlichen Direktorin, befristet bis zur beabsich-
tigten Besetzung von Stellen für Professoren und
Professorinnen geeignete Personen als Professoren
oder Professorinnen beschäftigen. 2Liegt dem
Staatsministerium der Berufungsvorschlag für die
Wiederbesetzung einer Professur noch nicht vor, darf
der bisherige Stelleninhaber oder die bisherige
Stelleninhaberin nicht nach Satz 1 beschäftigt wer-
den. 

(9) 1Zusagen über die Ausstattung von Professuren
stehen unter dem Vorbehalt der Mittelbewilligung
durch den Landtag sowie staatlicher Maßgaben zur
Verteilung von Stellen und Mitteln. 2Die Ausstattung
einer Professur wird grundsätzlich befristet gewährt. 

Abschnitt V

Wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

Art. 19

Einstellungsvoraussetzungen

(1) 1Zum Akademischen Rat oder zur Akademi-
schen Rätin im Beamtenverhältnis auf Probe oder auf
Lebenszeit können Personen ernannt werden, die
mindestens

1. die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen erfüllen,

2. ein fachlich einschlägiges abgeschlossenes Hoch-
schulstudium in anderen als Fachhochschulstu-
diengängen oder ein in einem förmlichen Verfah-
ren als laufbahnrechtlich gleichwertig anerkann-
tes Studium in einem Fachhochschulstudiengang
nachweisen,

3. in dem entsprechenden Fach den Doktorgrad er-
worben oder eine Zweite Staatsprüfung mit Erfolg
abgelegt haben und

4. nach dem Erwerb dieses Doktorgrades oder nach
der Zweiten Staatsprüfung in der Regel eine min-
destens zweijährige wissenschaftliche oder prakti-
sche Tätigkeit im einschlägigen Fach hauptberuf-
lich ausgeübt haben.

2Im Fach katholische Theologie genügt an Stelle der
Promotion die erfolgreiche Ablegung des Pfarr-
examens nach der Rahmenordnung für die Priester-
bildung oder der Zweiten Dienstprüfung nach dem
Rahmenstatut für Pastoralreferenten, im Fach evan-
gelische Theologie die erfolgreiche Ablegung der
Theologischen Anstellungsprüfung. 3In den ingeni-
eurwissenschaftlichen Fächern sowie aus dringenden
dienstlichen Gründen sind Ausnahmen von dem in
Satz 1 Nr. 3 genannten Erfordernis zulässig.

(2) 1Für die Einstellung wissenschaftlicher und

künstlerischer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im
Angestelltenverhältnis gelten Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 
bis 4 und Sätze 2 und 3; bei befristeter Tätigkeit kann
von den in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4 genannten
Voraussetzungen abgewichen werden. 2Die Einstel-
lung künstlerischer Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen setzt in der Regel ein abgeschlossenes Hoch-
schulstudium im Sinn des Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 voraus.
3An Fachhochschulen können abweichend von Satz 1
auch aus Drittmitteln finanzierte wissenschaftliche
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen befristet beschäf-
tigt werden, die ein abgeschlossenes Hochschulstudium
in Fachhochschulstudiengängen nachweisen.

Art. 20

Dienstrechtliche Stellung

1Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen werden an Universitäten unter Übertragung die-
ser Funktion in der Regel zu Beamten der Laufbahn
des Akademischen Rats und der Akademischen Rätin
in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf
Lebenszeit ernannt. 2Im Übrigen werden sie, insbe-
sondere wenn eine befristete Tätigkeit vorgesehen ist,
in einem Angestelltenverhältnis beschäftigt.

Art. 21

Dienstaufgaben

(1) 1Wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen obliegen wissenschaftliche Dienstleis-
tungen. 2Sie werden nach Anordnung und fachlicher
Betreuung durch die Leitung der Organisationsein-
heit oder die Hochschullehrer oder Hochschul-
lehrerinnen, denen sie zugeordnet sind, tätig. 3Zu den
wissenschaftlichen Dienstleistungen gehören auch
die Durchführung von Lehrveranstaltungen (Art. 5
Abs. 1 Satz 2) und, im Bereich der Medizin oder kli-
nischen Psychologie, Tätigkeiten in der Krankenver-
sorgung in der Hochschule und im Klinikum; für den
Bereich der Tiermedizin gilt dies entsprechend. 4In
begründeten Fällen soll wissenschaftlichen Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen die selbstständige Wahr-
nehmung von Aufgaben in Forschung und Lehre
übertragen werden; die Entscheidung trifft der
Dekan oder die Dekanin.

(2) Für künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen gilt Abs. 1 entsprechend.

Art. 22

Wissenschaftliche Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen mit Weiterqualifizierungsaufgaben

(1) 1Wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen, die befristet beschäftigt werden, können
neben den wissenschaftlichen Dienstleistungen 
(Art. 21 Abs. 1 Sätze 1 und 3) Aufgaben übertragen
werden, die auch der Vorbereitung einer Promotion
oder der Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher
Leistungen förderlich sind. 2Ihnen soll im Rahmen
ihrer Dienstaufgaben ausreichend Gelegenheit zu
eigener wissenschaftlicher Arbeit gegeben werden.
3Art. 21 Abs. 1 Sätze 2 und 4 finden Anwendung.

(2) 1Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeite-



rinnen, denen Aufgaben übertragen werden, die auch
der Vorbereitung einer Promotion förderlich sind,
werden in einem befristeten Angestelltenverhältnis
beschäftigt. 2Die Beschäftigung setzt neben den all-
gemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen ein ab-
geschlossenes Hochschulstudium im Sinn des Art. 19
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 voraus; bei der Beschäftigung von
Fachhochschulabsolventen, die sich auf die Pro-
motion an einer Universität vorbereiten, können Aus-
nahmen zugelassen werden.

(3) Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, denen Aufgaben übertragen werden, die auch
der Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher Leis-
tungen förderlich sind, können im Rahmen eines
Beamtenverhältnisses auf Zeit als Akademischer Rat
oder Akademische Rätin oder Akademischer Oberrat
oder Akademische Oberrätin oder in einem befriste-
ten Angestelltenverhältnis beschäftigt werden.

(4) 1Zum Akademischen Rat oder zur Akademi-
schen Rätin im Beamtenverhältnis auf Zeit mit der
Funktion eines wissenschaftlichen Mitarbeiters oder
einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin im Sinn des
Abs. 3 kann ernannt werden, wer die in Art. 19 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen
erfüllt; Art. 19 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend. 2Zum Akademischen Oberrat oder zur Akade-
mischen Oberrätin im Beamtenverhältnis auf Zeit
kann ernannt werden, wer die in Satz 1 genannten
Voraussetzungen erfüllt und die Einstellungsvoraus-
setzungen für Professoren oder Professorinnen an
Universitäten (Art. 7 Abs. 1) oder für Professoren
oder Professorinnen an Kunsthochschulen (Art. 7
Abs. 2) nachweist.

(5) 1Die Ernennung zum Akademischen Rat oder
zur Akademischen Rätin im Beamtenverhältnis auf
Zeit in der Funktion eines wissenschaftlichen Mitar-
beiters oder einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin
im Sinn des Abs. 3 erfolgt für die Dauer von drei
Jahren, die Ernennung zum Akademischen Oberrat
oder zur Akademischen Oberrätin im Beamtenver-
hältnis auf Zeit für die Dauer von bis zu vier Jahren.
2Das Dienstverhältnis eines Akademischen Rats oder
einer Akademischen Rätin auf Zeit kann um bis zu
weitere drei Jahre verlängert werden; ein Akademi-
scher Rat oder eine Akademische Rätin im Beamten-
verhältnis auf Zeit kann nach Ablauf der Dienstzeit
zum Akademischen Oberrat oder zur Akademischen
Oberrätin im Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt
werden; im Übrigen ist eine Verlängerung des Dienst-
verhältnisses, abgesehen von den Fällen des Art. 17
Abs. 2, oder eine erneute Ernennung zum Akademi-
schen Rat, zur Akademischen Rätin, zum Akademi-
schen Oberrat oder zur Akademischen Oberrätin im
Beamtenverhältnis auf Zeit nicht zulässig. 3Ein
Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit
ist ausgeschlossen. 4Wird ein Beamter oder eine
Beamtin auf Lebenszeit mit Zustimmung des Dienst-
herrn zum Akademischen Rat, zur Akademischen
Rätin, zum Akademischen Oberrat oder zur Akade-
mischen Oberrätin im Beamtenverhältnis auf Zeit
ernannt, gilt der Beamte oder die Beamtin für die
Dauer dieses Dienstverhältnisses unter Fortfall der
Leistungen des Dienstherrn als beurlaubt.

(6) Für die Beschäftigung als wissenschaftlicher
Mitarbeiter oder wissenschaftliche Mitarbeiterin im
Sinn des Abs. 3 in einem befristeten Angestellten-
verhältnis gelten Abs. 4 und Abs. 5 Sätze 1 und 2
sowie Art. 17 Abs. 2 entsprechend.

(7) Die Abs. 1 bis 6 gelten für künstlerische Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen entsprechend.

Art. 23

Personal mit ärztlichen Aufgaben

Hauptberuflich an der Hochschule im Dienst des
Freistaates Bayern tätige Personen mit ärztlichen,
zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben, die
nicht Professoren, Professorinnen, Juniorprofessoren
oder Juniorprofessorinnen sind, sind dienst- und mit-
gliedschaftsrechtlich wissenschaftlichen Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen gleichgestellt.

Abschnitt VI

Lehrkräfte für besondere Aufgaben

Art. 24

Einstellungsvoraussetzungen, 
dienstrechtliche Stellung und Dienstaufgaben

(1) 1Lehrkräfte für besondere Aufgaben müssen
nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung
den Aufgaben der Hochschule entsprechen. 2Durch
Rechtsverordnung können die Einstellungsvorausset-
zungen näher bestimmt werden.

(2) 1Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden
unter Übertragung dieser Funktion in der Regel zu
Beamten der Laufbahn des Akademischen Rats und
der Akademischen Rätin oder der Laufbahn der
Fachlehrer oder Fachlehrerinnen ernannt; insbeson-
dere im Bereich der Lehrerbildung können auch
abgeordnete Beamte oder Beamtinnen aus dem
Schuldienst als Lehrkräfte für besondere Aufgaben
beschäftigt werden. 2Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben können, insbesondere wenn sie als Lektoren
tätig werden, auch in einem Angestelltenverhältnis
beschäftigt werden.

(3) 1Lehrkräften für besondere Aufgaben obliegt
überwiegend die Aufgabe, Studierenden Fachwissen,
praktische Fertigkeiten und Kenntnisse zu vermitteln
(Art. 5 Abs. 1 Satz 2). 2Art. 21 Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

Zweiter Teil

Nebenberuflich 
wissenschaftlich und künstlerisch Tätige

Abschnitt I

Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen

Art. 25

Bestellung

(1) 1Zum Honorarprofessor oder zur Honorarpro-
fessorin können Personen bestellt werden, die 
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1. die Einstellungsvoraussetzung nach Art. 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 erfüllen und den Qualifikationsanfor-
derungen an Professoren und Professorinnen der
betreffenden Hochschulart im Sinn des Art. 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 und Satz 3, Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 und Satz 3 entsprechen und

2. auf Grund mehrjähriger Erfahrungen in der Lehre
an Hochschulen zur Lehrtätigkeit an der betref-
fenden Hochschulart geeignet sind.

2Zum Honorarprofessor oder zur Honorarprofessorin
können Personen nicht bestellt werden, die einer
Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes
als Professor oder Professorin angehören und noch
nicht entpflichtet oder nicht im Ruhestand sind, oder
die eine vergleichbare Rechtsstellung an einer
Hochschule im Ausland haben.

(2) 1Die Bestellung erfolgt auf Vorschlag der Hoch-
schule durch den Staatsminister oder die Staatsmi-
nisterin. 2Art. 18 Abs. 4 Satz 11 gilt entsprechend;
hierfür sollen auswärtige Gutachten eingeholt werden.

Art. 26

Rechtsstellung

(1) 1Mit der Bestellung wird der Honorarprofessor
oder die Honorarprofessorin Mitglied der Hochschule.
2Die Begründung eines Dienstverhältnisses ist mit
der Bestellung nicht verbunden; diese begründet kei-
nen Anspruch auf Dienst- und Versorgungsbezüge
und keine Anwartschaft auf Bestellung zum Pro-
fessor. 3Honorarprofessoren und Honorarprofesso-
rinnen sind befugt, die Bezeichnung „Professor“ bzw.
„Professorin“ als akademische Würde zu führen.

(2) 1Die Honorarprofessoren und Honorar-
professorinnen haben ihre Lehrtätigkeit an den Er-
fordernissen des Fachs sowie an den Prüfungs- und
Studienordnungen auszurichten. 2Ihnen kann nach
Maßgabe der vom Staatsministerium im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen zu
erlassenden Bestimmungen eine Lehrvergütung
gewährt werden.

(3) § 68 des Beamtenversorgungsgesetzes findet
sinngemäß Anwendung.

Art. 27

Widerruf der Bestellung

(1) 1Das Staatsministerium kann im Benehmen mit
der Hochschulleitung die Bestellung widerrufen,
wenn der Honorarprofessor oder die Honorarpro-
fessorin

1. zum Professor oder zur Professorin an einer Hoch-
schule im Geltungsbereich des Grundgesetzes
ernannt wird oder eine vergleichbare Rechtsstel-
lung im Ausland erhält oder 

2. vor Vollendung des 62. Lebensjahres aus Gründen,
die er oder sie zu vertreten hat, die Obliegenheit
zur unentgeltlichen Lehrtätigkeit im Umfang von
mindestens zwei Lehrveranstaltungsstunden nicht
erfüllt.

2Die Bestellung ist zu widerrufen, wenn der Honorar-
professor oder die Honorarprofessorin

1. schriftlich gegenüber dem Staatsministerium ver-
zichtet oder

2. zu einer Strafe verurteilt wird, die bei Beamten
den Verlust der Beamtenrechte nach sich zieht; im
Übrigen gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Mit dem Widerruf der Bestellung erlischt die
Befugnis zur Führung der Bezeichnung „Professor“
oder „Professorin“.

Abschnitt II

Privatdozenten, Privatdozentinnen, 
außerplanmäßige Professoren und Professorinnen

Art. 28

Rechtsstellung der Privatdozenten
und Privatdozentinnen

(1) 1Privatdozenten und Privatdozentinnen sind
Mitglieder der Hochschule. 2Art. 26 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

(2) Die Forschungseinrichtungen der Hochschule
sollen Privatdozenten und Privatdozentinnen im
Rahmen des Möglichen zugänglich gemacht werden.

Art. 29

Außerplanmäßige Professoren und Professorinnen

(1) 1Auf Antrag des Fakultätsrats kann der Präsi-
dent oder die Präsidentin Privatdozenten und Privat-
dozentinnen nach mindestens sechsjähriger Tätigkeit
als Hochschullehrer oder Hochschullehrerin, die
überwiegend an der betreffenden Hochschule er-
bracht worden sein soll, zum außerplanmäßigen
Professor oder zur außerplanmäßigen Professorin
bestellen, wenn nicht die Voraussetzungen für einen
Widerruf nach Art. 30 vorliegen. 2Die Sechsjahres-
frist nach Satz 1 kann in Ausnahmefällen bei
Vorliegen außergewöhnlicher wissenschaftlicher
Leistungen auf bis zu vier Jahre abgekürzt werden.

(2) 1Die Bestellung zum außerplanmäßigen Profes-
sor oder zur außerplanmäßigen Professorin lässt die
Rechtsstellung von Privatdozenten und Privat-
dozentinnen unberührt. 2Außerplanmäßige Professo-
ren und Professorinnen sind befugt, die Bezeichnung
„Professor“ bzw. „Professorin“ als akademische
Würde zu führen.

Art. 30

Widerruf

(1) 1Für den Widerruf der Lehrbefugnis (Art. 65
Abs. 10 BayHSchG) und der Bestellung zum außer-
planmäßigen Professor oder zur außerplanmäßigen
Professorin gilt Art. 27 entsprechend; der Widerruf
ist auch zulässig, wenn der Privatdozent oder die



Privatdozentin oder der außerplanmäßige Professor
oder die außerplanmäßige Professorin die Lehrbefug-
nis oder eine vergleichbare Rechtsstellung an einer
anderen Hochschule erworben hat. 2Für den Wider-
ruf nach Satz 1 ist der Präsident oder die Präsidentin
zuständig, dem oder der gegenüber auch der Verzicht
auf die Lehrbefugnis oder die Bestellung zum außer-
planmäßigen Professor oder zur außerplanmäßigen
Professorin zu erklären ist.

(2) Mit dem Widerruf nach Abs. 1 erlischt die Be-
fugnis zur Führung der Bezeichnung „Privatdozent“
und „Privatdozentin“ sowie der Bezeichnung
„Professor“ und „Professorin“.

Abschnitt III

Lehrbeauftragte

Art. 31

Bestellung, Rechtsstellung und Aufgaben

(1) 1Zur Ergänzung des Lehrangebots können
Lehraufträge erteilt werden. 2An Kunsthochschulen
können sie auch zur Sicherstellung des Lehrangebots
in einem Fach erteilt werden. 3Lehrbeauftragte wer-
den in der Regel für ein Semester durch die
Hochschule bestellt; sie stehen in einem öffentlich-
rechtlichen Rechtsverhältnis zum Freistaat Bayern.
4Lehrbeauftragte sollen mindestens die Vorausset-
zungen nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und 
- im Bereich der Medizin - nach Satz 4, im Bereich
der Fachhochschulstudiengänge nach Art. 7 Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 erfüllen und eine mindestens
dreijährige berufliche Praxis nachweisen. 5Ein Lehr-
auftrag ist zu vergüten; dies gilt nicht, wenn
Lehrbeauftragte von sich aus auf eine Vergütung ver-
zichten oder wenn die durch den Lehrauftrag entste-
hende Belastung bei der Bemessung der Dienstauf-
gaben eines hauptberuflich im öffentlichen Dienst
Tätigen entsprechend berücksichtigt wird.

(2) 1Personen, die bereits auf Grund eines Dienst-
verhältnisses zu einer Lehrtätigkeit an einer Hoch-
schule verpflichtet sind oder verpflichtet werden kön-
nen, können an dieser Hochschule Lehraufträge nur
für Lehrveranstaltungen erhalten, die nicht zu ihren
Dienstobliegenheiten zählen. 2Ausnahmen hiervon sind
zulässig bei Lehrveranstaltungen insbesondere im
Bereich der Weiterbildung, die über die dienstrecht-
lich obliegende nicht ermäßigte Lehrverpflichtung
hinaus durchgeführt werden.

(3) Die Lehrbeauftragten nehmen die ihnen über-
tragenen Aufgaben selbstständig wahr; Art. 5 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 4 gelten entsprechend. 

(4) Die Beschäftigung von Lehrbeauftragten in den
theologischen Fachbereichen und in den Fächern
Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des
Religionsunterrichts der Universitäten kann im
Hinblick auf die Bestimmungen des Art. 3 § 2 des
Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie des Art. 2
Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der
Evangelisch Lutherischen Kirche in Bayern erst dann
erfolgen, wenn das Staatsministerium der Hoch-
schule schriftlich mitgeteilt hat, dass keine Einwen-
dungen erhoben werden.

Art. 32

Lehrauftragsvorschriften

Das Staatsministerium erlässt im Benehmen mit
den Hochschulen Bestimmungen über die Beschäfti-
gung von Lehrbeauftragten und - im Einvernehmen
mit dem Staatsministerium der Finanzen - insbeson-
dere über die Lehrauftragsvergütung.

Abschnitt IV

Sonstige nebenberuflich Tätige

Art. 33

Wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Lehrkräfte 

für besondere Aufgaben, studentische Hilfskräfte

(1) 1Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen sowie Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben können auch nebenberuflich in einem
privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt wer-
den. 2Für wissenschaftliche und künstlerische Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen gelten Art. 5 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 und 4, Art. 19 Abs. 2, Art. 20 Satz 2,
Art. 21 und Art. 22 Abs. 1, 2, 3 und 6, für Lehrkräfte
für besondere Aufgaben Art. 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2
und 4 und Art. 24 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3.
3Nebenberuflich tätige wissenschaftliche oder künst-
lerische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinn
des Art. 22 Abs. 2 sind wissenschaftliche oder künst-
lerische Hilfskräfte.

(2) 1Als nebenberufliche studentische Hilfskräfte
können geeignete Studierende bestellt werden. 2Die
fachliche Eignung setzt voraus, dass die Studieren-
den in dem für die Tätigkeit als studentische
Hilfskraft erforderlichen Studium hinreichend fort-
geschritten sind und gute Kenntnisse in dem entspre-
chenden Fach aufweisen.

Dritter Teil

Übergangs- und Schlussvorschriften

Abschnitt I

Übergangsvorschriften

Art. 34

Entpflichtung und Altersgrenze

(1) 1Das Recht der am 30. September 1978 vorhan-
denen ordentlichen und außerordentlichen Professo-
ren und Professorinnen, nach Erreichen der Alters-
grenze von ihren amtlichen Verpflichtungen entbun-
den zu werden (Entpflichtung) bleibt unberührt; dies
gilt auch bei Wechsel des Dienstherrn und für die
Professoren und Professorinnen, denen am 30. Sep-
tember 1978 das Recht zur Entpflichtung an einer
kirchlichen Hochschule zustand und die nach dem 
1. Oktober 1978 an eine staatliche Hochschule beru-
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fen werden. 2Satz 1 findet auf Antrag des Professors
oder der Professorin keine Anwendung; der Antrag
kann nur gestellt werden, solange der Professor oder
die Professorin noch nicht entpflichtet ist.

(2) Die Rechtsverhältnisse der am 30. September
1978 entpflichteten ordentlichen oder außerordentli-
chen Professoren und Professorinnen bleiben unbe-
rührt.

(3) Für die Entpflichtung der in Abs. 1 genannten
Beamten oder Beamtinnen sowie für die in Abs. 2
genannten Beamten oder Beamtinnen gelten unbe-
schadet der bundesrechtlichen Vorschriften über
deren Besoldung Art. 18 bis 21 des Hochschullehrer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Oktober 1974 (GVBl S. 765), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVBl S. 498) weiter.

Art. 35

Übergangsvorschriften für am 30. September 1978 
vorhandene Beamte und Beamtinnen

(1) 1Beamte und Beamtinnen, die am 30. Septem-
ber 1978 an einer Hochschule tätig waren, verbleiben,
wenn sie nicht in ein anderes Amt übergeleitet oder
übernommen worden sind, in ihrem bisherigen
Dienstverhältnis und führen ihre bisherige Amtsbe-
zeichnung weiter; soweit nichts anderes bestimmt ist,
bleiben ihre Rechte und Pflichten unberührt. 2Blei-
ben Universitätsdozenten, Hochschuldozenten, be-
amtete Lektoren, wissenschaftliche Assistenten
einschließlich Oberassistenten und Oberingenieure
sowie Fachhochschullehrer in ihrem bisherigen
Dienstverhältnis, gelten die Vorschriften des Hoch-
schullehrergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Oktober 1974 (GVBl S. 765), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 25. Juli 1978 (GVBl 
S. 498), und die darin anwendbar erklärten Bestim-
mungen mit folgenden Maßgaben weiter:

1. Art. 37 Abs. 2, Art. 40 Satz 1 Nr. 1, Art. 53, 54 Abs. 2
und 3 Satz 1, Art. 56, 56b Sätze 2 und 3, Art. 56c
Abs. 3 sowie Art. 56e Abs. 1 und 3 bis 5 des
Hochschullehrergesetzes sind nicht anzuwenden.
Eine Ernennung zum außerplanmäßigen Professor
oder zur außerplanmäßigen Professorin findet
nicht mehr statt.

2. Art. 56c Abs. 1 des Hochschullehrergesetzes gilt
nur insoweit weiter, als Art. 5 Abs. 1 und Art. 9 des
Hochschullehrergesetzes für entsprechend an-
wendbar erklärt werden.

(2) 1Oberassistenten und Oberingenieure, die in
ihrem bisherigen Dienstverhältnis als Beamte auf
Widerruf verblieben sind und dienstunfähig sind
(Art. 56 Abs. 1 BayBG), ohne die Voraussetzungen des
Art. 60 Abs. 1 BayBG zu erfüllen, oder die Alters-
grenze erreicht haben, sind in den Ruhestand zu ver-
setzen, wenn sie eine ruhegehaltsfähige Dienstzeit im
Beamtenverhältnis von mindestens 25 Jahren zurück-
gelegt haben. 2Sie können in den Ruhestand versetzt
werden, wenn ihre im Beamtenverhältnis zurück-
gelegte ruhegehaltsfähige Dienstzeit weniger als 
25 Jahre beträgt und das Staatsministerium der
Finanzen der Versetzung in den Ruhestand zustimmt.

Art. 36

Übergangsvorschriften
für Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen,

außerplanmäßige Professoren und Professorinnen
sowie Privatdozenten und Privatdozentinnen

Soweit die Bestellung zum Honorarprofessor oder
zur Honorarprofessorin oder die Verleihung der
Lehrbefugnis nach den bis zum In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes geltenden Bestimmungen nicht erlö-
schen würde oder diese Bestellung oder Verleihung
nicht widerrufen oder zurückgenommen werden
könnte, ist der Widerruf einer vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes erfolgten Bestellung zum
Honorarprofessor oder zur Honorarprofessorin, zum
außerplanmäßigen Professor oder zur außerplan-
mäßigen Professorin oder der Widerruf der Lehr-
befugnis auf Grund der ab dem In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes geltenden Bestimmungen nicht zulässig.

Art. 37

Übergangsvorschriften für Professoren und 
Professorinnen der Besoldungsgruppen C 3 und C 4

Professoren und Professorinnen der Besoldungs-
gruppe C 4, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes befugt waren, den Titel „Ordinarius“ oder
„Ordinaria“ zu führen, sind befugt, diesen Titel wei-
terzuführen; dies gilt für Professoren und Professo-
rinnen der Besoldungsgruppe C 3 an Universitäten
entsprechend für die Führung des Titels „Extra-
ordinarius“ oder „Extraordinaria“.

Art. 38

Übergangsvorschriften für 
wissenschaftliche und künstlerische Assistenten, 

Oberassistenten und Oberingenieure

1Die beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes vorhan-
denen wissenschaftlichen und künstlerischen Assis-
tenten, Oberassistenten und Oberingenieure verblei-
ben in ihren bisherigen Dienstverhältnissen; für die
Verlängerung von Dienstverhältnissen gelten Art. 19
Abs. 1 Sätze 2 bis 4, Art. 21 Abs. 2 Sätze 2 und 3
sowie Art. 21a Abs. 2 und 3 BayHSchLG in der bis
zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden
Fassung. 2Art. 4 Abs. 5 Buchst. a des Bayerischen
Personalvertretungsgesetzes (BayPVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. November 1986
(GVBl S. 349, BayRS 2035–1–F), zuletzt geändert
durch § 10 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005
(GVBl S. 665), gilt für die in Satz 1 Halbsatz 1
genannten Personen in der bis zum In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter.

Abschnitt II

Schlussvorschriften

Art. 39

Kirchenverträge

1Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit den



Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung der
kirchlichen Hochschulen (Art. 138 Abs. 1 und 
Art. 150 Abs. 1 der Verfassung) nicht berührt.
2Insbesondere sind bei der Einstellung wissenschaft-
lichen und künstlerischen Personals sowie bei der
Erteilung der Lehrbefugnis Art. 3 § 2 des Konkordats
mit dem Heiligen Stuhl sowie Art. 2 Abs. 2 und Art. 5
Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern zu beachten.

Art. 40

Fachhochschulstudiengänge

Die in diesem Gesetz für Personal an Fachhoch-
schulen geltenden Bestimmungen finden auch auf
Personal in Fachhochschulstudiengängen an anderen
Hochschulen Anwendung.

Art. 41

Trimestereinteilung

Wird an einer Hochschule das Studienjahr in
Trimester eingeteilt, sind die für Semester geltenden
Vorschriften dieses Gesetzes sinngemäß auf Trimester
anzuwenden.

Art. 42

Rechts- und Verwaltungsvorschriften

1Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz erlässt
das Staatsministerium im Einvernehmen mit dem

Staatsministerium der Finanzen. 2Das Staatsministe-
rium erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes
erforderlichen Verwaltungsvorschriften, soweit die-
ses Gesetz nichts anderes bestimmt.

Art. 43

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2006 in Kraft; es
tritt mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft.

(2) 1Mit Ablauf des 31. Mai 2006 tritt das Gesetz
über die Rechtsverhältnisse der Hochschullehrer
sowie des weiteren wissenschaftlichen und künstleri-
schen Personals an den Hochschulen (Bayerisches
Hochschullehrergesetz – BayHSchLG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 5. September 2000 (GVBl
S. 712; ber. 2001 S. 105, BayRS 2030–1–2–WFK),
zuletzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2005 (GVBl S. 665), außer Kraft. 2Die durch
die außer Kraft getretenen Vorschriften eingetretenen
Rechtswirkungen und erworbenen subjektiven
Rechte und Berechtigungen bleiben unberührt.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Inhaltsübersicht

Art. 1 Geltungsbereich

Erster Teil

Staatliche Hochschulen

Abschnitt I

Allgemeine Grundlagen

Art. 2 Aufgaben

Art. 3 Freiheit von Kunst und Wissenschaft, Forschung, Lehre 
und Studium

Art. 4 Gleichberechtigung von Frauen und Männern, Frauen-
beauftragte

Art. 5 Finanzierung

Art. 6 Aufgaben der Forschung und Veröffentlichung von For-
schungsergebnissen

Art. 7 Koordinierung der Forschung

Art. 8 Forschung mit Mitteln Dritter

Art. 9 Künstlerische Entwicklungsvorhaben, anwendungsbezo-
gene Forschungs- und Entwicklungsvorhaben an
Fachhochschulen 

Art. 10 Bewertung der Forschung, Lehre, Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses und der Gleichstellung der 
Geschlechter

Art. 11 Rechtsstellung 

Art. 12 Körperschaftsangelegenheiten und staatliche Angelegen-
heiten

Art. 13 Satzungsrecht

Art. 14 Hochschulentwicklungsplanung 

Art. 15 Zielvereinbarungen

Art. 16 Zusammenwirken von Hochschulen

Art. 17 Mitglieder der Hochschule 

Art. 18 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Abschnitt II

Aufbau und Organisation der Hochschulen

Art. 19 Organe und Organisationseinheiten

Art. 20 Hochschulleitung

Art. 21 Präsident, Präsidentin 

Art. 22 Weitere gewählte Mitglieder der Hochschulleitung

Art. 23 Kanzler, Kanzlerin

Art. 24 Erweiterte Hochschulleitung

Art. 25 Senat

Art. 26 Hochschulrat

Art. 27 Fakultät 

Art. 28 Dekan, Dekanin 

Art. 29 Prodekan, Prodekanin 

Art. 30 Studiendekan, Studiendekanin 

Art. 31 Fakultätsrat 

Art. 32 Fakultätsvorstand 

Art. 33 Studienfakultäten 

Art. 34 Medizinische Fakultäten 

Art. 35 Kuratorium 

Art. 36 Konvent der wissenschaftlichen und künstlerischen Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen 

Art. 37 Allgemeine Bestimmungen für die Mitwirkung in der
Selbstverwaltung 

Art. 38 Wahlen

Art. 39 Unvereinbarkeit mehrerer Ämter

Art. 40 Zusammensetzung von Gremien

Art. 41 Verfahrensregelungen 

Abschnitt III

Studierende und Gaststudierende

Art. 42 Allgemeine Bestimmungen

Art. 43 Allgemeine Qualifikationsvoraussetzungen 

Art. 44 Besondere Qualifikationsvoraussetzungen

Art. 45 Hochschulzugang für besonders qualifizierte Berufstätige 

Art. 46 Immatrikulationshindernisse 

Art. 47 Befristete Immatrikulation 

Art. 48 Rückmeldung, Beurlaubung 

Art. 49 Exmatrikulation 

Art. 50 Gaststudierende 

Art. 51 Ausführungsbestimmungen

Art. 52 Mitwirkung der Studierenden, Studierendenvertretung 

Art. 53 Finanzierung

Abschnitt IV

Studium, Lehre und Prüfungen

Art. 54 Studienjahr 

Art. 55 Studienziel und Studienreform 

Art. 56 Studiengänge 

Art. 57 Regelstudienzeiten, Studienstruktur 

Art. 58 Studienordnungen

Art. 59 Studienleitende Maßnahmen, begrenzte Fächerwahl 

Art. 60 Studienberatung

Art. 61 Prüfungen, Prüfungsordnungen 

Art. 62 Prüfer und Prüferinnen

Art. 63 Studium an ausländischen Hochschulen 

Art. 64 Promotion 

Art. 65 Lehrbefähigung, Lehrbefugnis 

2210–1–1–WFK

Bayerisches Hochschulgesetz
(BayHSchG)

Vom 23. Mai 2006



Abschnitt V

Akademische Grade

Art. 66 Verleihung akademischer Grade 

Art. 67 Führung akademischer Grade deutscher Hochschulen

Art. 68 Führung ausländischer Grade, Hochschultitel und 
Hochschultätigkeitsbezeichnungen, Strafvorschrift

Art. 69 Entziehung

Art. 70 Zuständige Behörde

Abschnitt VI

Beiträge und Gebühren

Art. 71 Studienbeiträge und Gebühren

Art. 72 Verwaltungskostenbeiträge 

Abschnitt VII

Körperschaftsvermögen

Art. 73 Körperschaftshaushalt, Verwaltung, Rechnungslegung

Abschnitt VIII

Aufsicht

Art. 74 Rechts- und Fachaufsicht

Art. 75 Informationsrecht, Aufsichtsmittel

Zweiter Teil 

Nichtstaatliche Hochschulen
und sonstige Einrichtungen

Abschnitt I

Nichtstaatliche Hochschulen

Art. 76 Staatliche Anerkennung

Art. 77 Rechtswirkungen der Anerkennung

Art. 78 Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Anerkennung

Art. 79 Lehrkräfte, Honorarprofessoren und Honorarprofessorin-
nen 

Art. 80 Anwendung von Vorschriften für staatliche Hochschulen 

Art. 81 Promotionsrecht und Habilitationsrecht 

Art. 82 Universität der Bundeswehr München

Art. 83 Kirchliche Hochschulen 

Art. 84 Zuschüsse 

Art. 85 Aufsicht 

Abschnitt II

Sonstige Einrichtungen

Art. 86 Feststellung, Gestattung 

Abschnitt III

Gemeinsame Vorschriften für nichtstaatliche 
Hochschulen und sonstige Einrichtungen

Art. 87 Untersagung, Ordnungswidrigkeiten

Dritter Teil 

Studentenwerke

Art. 88 Aufgaben

Art. 89 Errichtung und Zuständigkeit

Art. 90 Rechtsstellung und Organisation 

Art. 91 Vertreterversammlung 

Art. 92 Verwaltungsrat 

Art. 93 Geschäftsführung

Art. 94 Aufsicht 

Art. 95 Finanzierung und Wirtschaftsführung 

Art. 96 Ausführungsbestimmungen 

Vierter Teil 

Übergangs- und Schlussvorschriften

Abschnitt I

Übergangsvorschriften

Art. 97 Übergangsvorschriften für die Wahrnehmung von
Mitgliedschaftsrechten 

Art. 98 Übergangsvorschriften für die gewählten Mitglieder von
Leitungsgremien 

Art. 99 Übergangsvorschriften zur Neuordnung der
Organisationsstruktur

Art. 100 Übergangsvorschriften für Hochschulprüfungsordnungen
und Satzungen

Art. 101 Übergangsvorschriften für die Erhebung von Beiträgen
und Gebühren 

Art. 102 Übergangsvorschriften für Eignungsfeststellungsverfahren

Abschnitt II

Schlussvorschriften

Art. 103 Sondervorschriften

Art. 104 Anwendung des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes

Art. 105 Abschlüsse von Spätaussiedlern im Sinn des Bundesver-
triebenengesetzes 

Art. 106 Rechts- und Verwaltungsvorschriften

Art. 107 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten, Aufhebung von
Rechtsvorschriften 

Art. 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Hochschulen des Frei-
staates Bayern (staatliche Hochschulen) und für die
nichtstaatlichen Hochschulen sowie für die Studen-
tenwerke.

(2) 1Staatliche Hochschulen sind folgende Hoch-
schulen des Freistaates Bayern:

1. Universitäten, und zwar
die Universität Augsburg,
die Otto-Friedrich-Universität Bamberg,
die Universität Bayreuth,
die Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg,
die Ludwig-Maximilians-Universität München,
die Technische Universität München,
die Universität Passau,
die Universität Regensburg,
die Julius-Maximilians-Universität Würzburg,
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2. Kunsthochschulen, und zwar
die Akademie der Bildenden Künste München,
die Akademie der Bildenden Künste Nürnberg,
die Hochschule für Musik und Theater München,
die Hochschule für Musik Würzburg,
die Hochschule für Fernsehen und Film in Mün-
chen,

3. Fachhochschulen, und zwar
die Fachhochschule Amberg-Weiden,
die Fachhochschule Ansbach,
die Fachhochschule Aschaffenburg,
die Fachhochschule Augsburg,
die Fachhochschule Coburg,
die Fachhochschule Deggendorf,
die Fachhochschule Hof,
die Fachhochschule Ingolstadt,
die Fachhochschule Kempten,
die Fachhochschule Landshut,
die Fachhochschule München,
die Fachhochschule Neu-Ulm,
die Georg-Simon-Ohm-Fachhochschule Nürnberg,
die Fachhochschule Regensburg,
die Fachhochschule Rosenheim,
die Fachhochschule Weihenstephan,
die Fachhochschule Würzburg-Schweinfurt.

2Die Fachhochschulen können in der Grundordnung
vorsehen, dass dem Namen nach Satz 1 die Bezeich-
nung „Hochschule für angewandte Wissenschaften“
vorangestellt oder hinzugefügt wird.

(3) Nichtstaatliche Hochschulen sind die Einrich-
tungen des Bildungswesens, die nach Maßgabe dieses
Gesetzes staatlich anerkannt sind, sowie die kirchli-
chen Hochschulen gemäß Art. 150 Abs. 1 der Verfas-
sung.

Erster Teil

Staatliche Hochschulen

Abschnitt I

Allgemeine Grundlagen

Art. 2

Aufgaben

(1) 1Die Hochschulen dienen der Pflege und Ent-
wicklung der Wissenschaften und der Künste durch
Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung in
einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen
Rechtsstaat. 2Sie bereiten auf eine berufliche Tätig-
keit vor, welche die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und wissenschaftlicher Methoden oder
die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordert.
3Hierzu tragen die verschiedenen Hochschulen ent-

sprechend ihrer besonderen Aufgabenstellung bei.
4Die Universitäten dienen vornehmlich der For-
schung und Lehre und verbinden diese zu einer vor-
wiegend wissenschaftsbezogenen Ausbildung. 5Die
Kunsthochschulen dienen vor allem der Pflege der
Künste, der Entwicklung künstlerischer Fähigkeiten
und der Vermittlung künstlerischer Kenntnisse und
Fertigkeiten. 6Die Fachhochschulen vermitteln durch
anwendungsbezogene Lehre eine Bildung, die zur
selbstständigen Anwendung wissenschaftlicher Metho-
den und künstlerischer Tätigkeiten in der Berufspraxis
befähigt; im Rahmen der vorhandenen Ausstattung
führen sie anwendungsbezogene Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben durch. 7Die Hochschulen för-
dern die Weiterbildung ihres Personals.

(2) 1Die Hochschulen fördern besonders leistungs-
fähige Studierende und – entsprechend ihrer Aufga-
benstellung – den wissenschaftlichen und künstleri-
schen Nachwuchs. 2Die Universitäten wirken auf die
wissenschaftliche Betreuung der Personen hin, die
eine Promotion anstreben, und sollen für diese for-
schungsorientierte Studien anbieten. 3Zum Erwerb
der pädagogischen Eignung für eine Professur bieten
die Hochschulen fächerübergreifend oder in Zusam-
menarbeit mehrerer Hochschulen geeignete Veran-
staltungen an. 

(3) 1Die Hochschulen wirken an der sozialen För-
derung der Studierenden mit. 2Sie berücksichtigen
die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit
Kindern und unterstützen die Einrichtung von Kin-
derbetreuungsstätten für die Kinder von Mitgliedern
der Hochschule. 3Die Hochschulen berücksichtigen
die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit
Behinderung und bestellen einen Beauftragten oder
eine Beauftragte für Studierende mit Behinderung,
dessen oder deren Aufgaben in der Grundordnung
geregelt werden. 4Sie tragen dafür Sorge, dass
Studierende mit Behinderung in ihrem Studium nicht
benachteiligt werden und die Angebote der Hoch-
schule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch neh-
men können. 5Die Hochschulen fördern in ihrem
Bereich kulturelle und musische Belange sowie den
Sport.

(4) 1Die Hochschulen fördern die internationale,
insbesondere die europäische Zusammenarbeit im
Hochschulbereich, und den Austausch zwischen
deutschen und ausländischen Hochschulen; sie
berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse auslän-
discher Studierender. 2Sie fördern die Mobilität der
Studierenden und wirken auf die gegenseitige
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen
hin. 

(5) 1Die Hochschulen wirken entsprechend ihrer
Aufgabenstellung mit der Wirtschaft und beruflichen
Praxis zusammen und fördern den Wissens- und
Technologietransfer. 2Sie fördern in Zusammenarbeit
mit der Wirtschaft und der Arbeitsverwaltung den
Erwerb von Zusatzqualifikationen, die den Übergang
in das Berufsleben erleichtern. 3Die Hochschulen för-
dern die Verbindung zu ihren ehemaligen Studieren-
den.

(6) Die Hochschulen unterrichten die Öffentlich-
keit über die Erfüllung ihrer Aufgaben.

(7) Andere Aufgaben dürfen einer Hochschule
durch Rechtsverordnung oder durch Zielvereinba-



rungen (Art. 15) nur übertragen werden, wenn sie mit
den in Abs. 1 Sätzen 1 und 2 genannten Aufgaben
zusammenhängen.

Art. 3

Freiheit von Kunst und Wissenschaft,
Forschung, Lehre und Studium

(1) Staat und Hochschule haben sicherzustellen,
dass die Mitglieder der Hochschule die durch Art. 5
Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes und Art. 108 der
Verfassung verbürgten Grundrechte wahrnehmen
können.

(2) 1Die Freiheit der Forschung (Art. 5 Abs. 3 Satz 1
des Grundgesetzes und Art. 108 der Verfassung)
umfasst insbesondere die Fragestellung, die Grund-
sätze der Methodik sowie die Bewertung des For-
schungsergebnisses und seine Verbreitung. 2Entschei-
dungen der zuständigen Hochschulorgane in Fragen
der Forschung sind insoweit zulässig, als sie sich auf
die Organisation des Forschungsbetriebs, die För-
derung und Abstimmung von Forschungsvorhaben
und auf die Bildung von Forschungsschwerpunkten
beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinn von Satz 1
nicht beeinträchtigen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für
künstlerische Entwicklungsvorhaben und für die
Kunstausübung entsprechend. 

(3) 1Die Freiheit der Lehre (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 des
Grundgesetzes und Art. 108 der Verfassung) umfasst,
unbeschadet des Art. 5 Abs. 3 Satz 2 des Grund-
gesetzes, im Rahmen der zu erfüllenden Lehrauf-
gaben insbesondere die Abhaltung von Lehrveran-
staltungen und deren inhaltliche und methodische
Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung von wis-
senschaftlichen und künstlerischen Lehrmeinungen.
2Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane
in Fragen der Lehre sind insoweit zulässig, als sie
sich auf die Organisation des Lehrbetriebs und auf
die Aufstellung und Einhaltung von Studien- und
Prüfungsordnungen beziehen; sie dürfen die Freiheit
im Sinn von Satz 1 nicht beeinträchtigen.

(4) 1Die Freiheit des Studiums umfasst, unbescha-
det der Studien- und Prüfungsordnungen, insbeson-
dere die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das
Recht, innerhalb eines Studiengangs Schwerpunkte
nach eigener Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbei-
tung und Äußerung wissenschaftlicher und künstleri-
scher Meinungen. 2Entscheidungen der zuständigen
Hochschulorgane in Fragen des Studiums sind inso-
weit zulässig, als sie sich auf die Organisation und
ordnungsgemäße Durchführung des Lehr- und
Studienbetriebs und auf die Gewährleistung eines
ordnungsgemäßen Studiums beziehen.

Art. 4

Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern, Frauenbeauftragte

(1) 1Die Hochschulen fördern bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern
und berücksichtigen diese als Leitprinzip; sie wirken
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 2Zur
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen

und Männern werden Frauen unter Beachtung des
Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher
Leistung (Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes) geför-
dert. 3Ziel der Förderung ist eine Steigerung des
Anteils der Frauen auf allen Ebenen der
Wissenschaft. 

(2) 1Frauenbeauftragte achten auf die Vermeidung
von Nachteilen für Wissenschaftlerinnen, weibliche
Lehrpersonen und Studierende; sie unterstützen die
Hochschule in der Wahrnehmung ihrer Aufgabe nach
Abs. 1. 2Frauenbeauftragte werden für die Hoch-
schule vom Senat, für die Fakultät vom Fakultätsrat
aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich
tätigen wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals gewählt. 3Für die Hochschule gewählte
Frauenbeauftragte gehören der Erweiterten Hoch-
schulleitung und dem Senat, für die Fakultäten
gewählte Frauenbeauftragte dem Fakultätsrat und
den Berufungsausschüssen (Art. 18 Abs. 4 Satz 2
BayHSchPG) als stimmberechtigte Mitglieder an. 4Im
Übrigen regelt die Grundordnung die Mitwirkung
der Frauenbeauftragten in sonstigen Gremien; sie
kann vorsehen, dass für Frauenbeauftragte stellver-
tretende Frauenbeauftragte bestellt werden.

(3) 1Die Hochschule stellt den Frauenbeauftragten
zur wirksamen Erfüllung ihrer Aufgaben in angemes-
senem Umfang Mittel zur Verfügung. 2Frauenbeauf-
tragte sollen für die Dauer ihrer Tätigkeit unter
Berücksichtigung des Umfangs ihrer Aufgaben von
anderen dienstlichen Aufgaben entlastet werden.

(4) Eine angemessene Vertretung von Frauen und
Männern in den Gremien ist anzustreben.

(5) Gesetzliche Bestimmungen für Frauenbeauf-
tragte gelten auch für männliche Frauenbeauftragte.

Art. 5

Finanzierung

(1) 1Der Freistaat Bayern stellt den Hochschulen
nach Maßgabe des Staatshaushalts Stellen und Mittel
zur Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung.
2Die Hochschulen tragen zur Finanzierung ihrer
Aufgaben durch Einwerbung von Mitteln Dritter, mit
ihrem Körperschaftsvermögen und durch sonstige
Einnahmen bei. 3Für die Haushalts- und Wirtschafts-
führung gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist,
die staatlichen Vorschriften; die Regelungen über das
Körperschaftsvermögen bleiben unberührt. 4Gegen-
stände, die allein oder überwiegend aus staatlichen
Mitteln beschafft werden, gehen in das Eigentum des
Freistaates Bayern über. 5Soweit im Staatshaushalts-
plan oder in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, stehen von der Hochschule erzielte Einnahmen
dieser zur Verwendung für Hochschulzwecke zur
Verfügung. 6Zum Nachweis der wirtschaftlichen Ver-
wendung der Stellen und Mittel wird bei den Hoch-
schulen eine nach einheitlichen Grundsätzen für die
jeweiligen Hochschularten gestaltete Kosten- und
Leistungsrechnung eingeführt.

(2) 1Die Zuweisung der staatlichen Mittel orien-
tiert sich an dem zur Erfüllung der Aufgaben nach
Art. 2 erforderlichen Bedarf und an den in Forschung
und Lehre sowie bei der Förderung des wissenschaft-
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lichen Nachwuchses erbrachten Leistungen. 2Dabei
sind auch Fortschritte bei der Erfüllung des Gleich-
stellungsauftrags zu berücksichtigen. 3Die Kriterien
für eine leistungs- und belastungsbezogene Mittelzu-
weisung werden im Benehmen mit den Hochschulen
vom Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst (Staatsministerium) festgelegt.

(3) Die Hochschule stellt auf der Grundlage ihrer
Entwicklungsplanung und etwaiger Zielvereinbarun-
gen sowie unter Berücksichtigung der staatlichen
Vorgaben einen Voranschlag zum Staatshaushalts-
plan auf.

(4) 1Auf Antrag der Hochschule kann das Staats-
ministerium im Einvernehmen mit dem Staatsminis-
terium der Finanzen eine weitere Haushaltsflexibili-
sierung und die Einführung von Globalhaushalten
zulassen. 2Hierzu kann auch zugelassen werden, dass
für die Wirtschaftsführung die Grundsätze des Art. 26
der Haushaltsordnung des Freistaates Bayern – Bay-
erische Haushaltsordnung – BayHO - (BayRS 630–1–F)
in der jeweils geltenden Fassung angewendet werden.

(5) 1Die Hochschulen können Maßnahmen des
Bauunterhalts und kleine Baumaßnahmen

1. durch Dritte erbringen lassen, wenn keine
Mehrkosten gegenüber einer Einschaltung der
Staatsbauverwaltung entstehen, oder 

2. selbst vorbereiten und durchführen.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 1 ist das staatliche Bauamt
vor Ausführung der Maßnahme zu unterrichten, im
Fall der Nr. 2 ist im Einzelfall die vorherige Zu-
stimmung des Staatsministeriums und der Obersten
Baubehörde im Staatsministerium des Innern erfor-
derlich; die Zustimmung kann auch allgemein erteilt
werden. 3Für Maßnahmen nach Satz 1 trägt die bau-
rechtliche Verantwortung die Hochschule. 4Nach
Abschluss der Maßnahme übernimmt das staatliche
Bauamt die Verantwortung nach Art. 86 Abs. 3
BayBO wieder, wenn ihm die erforderlichen Unter-
lagen zur Verfügung gestellt werden und die öffent-
lich-rechtlichen Anforderungen eingehalten sind.

(6) 1Nehmen Mitglieder der Hochschule deren
Aufgabe nach Abs. 1 Satz 2 wahr, ist das Angebot
Dritter zur Bereitstellung von Mitteln der
Hochschulleitung, im Bereich der Klinika dem
Klinikumsvorstand, oder der von ihnen beauftragten
Stelle anzuzeigen. 2Die Annahme wird durch die
Hochschulleitung, im Bereich der Klinika durch den
Klinikumsvorstand, oder die von ihnen beauftragte
Stelle erklärt. 3Die Hochschulleitung, der Klinikums-
vorstand oder die von ihnen beauftragte Stelle hat
das Angebot abzulehnen, wenn die Annahme gegen
gesetzliche Vorschriften verstößt. 4Das Angebot kann
abgelehnt oder die Annahme mit Auflagen versehen
werden, wenn die Erfüllung anderer Aufgaben der
Hochschule oder des Klinikums sowie Rechte und
Pflichten anderer Personen dadurch beeinträchtigt
werden oder wenn die durch die Annahme entstehen-
den Folgelasten nicht angemessen berücksichtigt
sind. 5Die Erklärung der Hochschulleitung, des
Klinikumsvorstands oder der von ihnen beauftragten
Stelle über die Annahme umfasst zugleich die
Zustimmung zur Inanspruchnahme der damit ver-
bundenen Vorteile für die beteiligten Mitglieder der
Hochschule.

Art. 6

Aufgaben der Forschung 
und Veröffentlichung von Forschungsergebnissen

(1) 1Die Forschung in den mit Forschungsaufgaben
betrauten Hochschulen dient der Gewinnung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse sowie der wissenschaftli-
chen Grundlegung und Weiterentwicklung von Lehre
und Studium. 2Gegenstand der Forschung in den
Hochschulen können unter Berücksichtigung der
Aufgabenstellung der Hochschule alle wissenschaft-
lichen Bereiche sowie die Anwendung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse in der Wirtschaft und der berufli-
chen sowie sonstigen Praxis einschließlich der Folgen
sein, die sich aus der Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse ergeben können. 3Die an der Hoch-
schule in der Forschung Tätigen sind zu wissen-
schaftlicher Redlichkeit verpflichtet; die Hochschu-
len können das Nähere durch Satzung regeln.

(2) 1Bei der Veröffentlichung von Forschungser-
gebnissen sind Personen, die einen eigenen wissen-
schaftlichen oder wesentlichen sonstigen Beitrag
geleistet haben, als Mitautoren oder Mitautorinnen
zu nennen; soweit möglich, ist ihr Beitrag zu kenn-
zeichnen. 2Art. 23 Abs. 4 des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes bleibt unberührt.

(3) 1Die Hochschulen können durch Satzung die
Voraussetzungen, bei deren Vorliegen die Veröffent-
lichung von wissenschaftlichen Arbeiten durch wis-
senschaftliche und künstlerische Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen der Genehmigung bedarf, und die
Zuständigkeit für die Erteilung der Genehmigung
regeln. 2Eine Genehmigung darf nur versagt werden,
wenn durch die Veröffentlichung wesentliche
Interessen der Hochschule beeinträchtigt würden.

Art. 7

Koordinierung der Forschung

1Forschungsvorhaben und Forschungsschwer-
punkte werden von den Hochschulen in der sachlich
gebotenen Weise koordiniert. 2Zur gegenseitigen Ab-
stimmung von Forschungsvorhaben und Forschungs-
schwerpunkten und zur Planung und Durchführung
gemeinsamer Forschungsvorhaben wirken die Hoch-
schulen untereinander, mit anderen Forschungsein-
richtungen und mit Einrichtungen der überregiona-
len Forschungsplanung und Forschungsförderung
zusammen.

Art. 8

Forschung mit Mitteln Dritter

(1) 1Die Hochschulmitglieder, zu deren Dienstauf-
gaben die selbstständige Wahrnehmung von Aufga-
ben in der Forschung gehört, sind berechtigt, im
Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben auch solche
Forschungsvorhaben durchzuführen, die nicht oder
nicht vollständig aus den der Hochschule oder dem
Klinikum zur Verfügung stehenden Landesmitteln,
sondern aus Mitteln Dritter finanziert werden. 2Die
Durchführung solcher Vorhaben ist Teil der Hoch-
schulforschung.



(2) 1Die in Abs. 1 genannten Hochschulmitglieder
sind berechtigt, solche Vorhaben in der Hochschule
oder, soweit sie in der Krankenversorgung tätig sind,
im Klinikum durchzuführen, wenn die Erfüllung
anderer Aufgaben der Hochschule oder des Klini-
kums sowie die Rechte und die Erfüllung der
Pflichten anderer Personen dadurch nicht beein-
trächtigt werden und entstehende Folgelasten ange-
messen berücksichtigt sind. 2Die Forschungsergeb-
nisse sollen in der Regel in absehbarer Zeit veröffent-
licht werden. 

(3) 1Ein Forschungsvorhaben im Sinn des Abs. 1 ist
vor seiner Durchführung der Hochschulleitung, im
Bereich des Klinikums dem Klinikumsvorstand und
dem Dekan oder der Dekanin der Medizinischen
Fakultät anzuzeigen. 2Die Hochschulleitung und der
Klinikumsvorstand können jeweils für ihren Bereich
allgemein in geeigneten Fällen auf die Anzeige ver-
zichten. 3Art. 5 Abs. 6 bleibt unberührt.

(4) Die Inanspruchnahme von Personal, Sachmit-
teln und Einrichtungen der Hochschule oder des
Klinikums für ein Forschungsvorhaben im Sinn des
Abs. 1 darf von der Hochschulleitung oder vom Klini-
kumsvorstand nur untersagt oder durch Auflagen
beschränkt werden, soweit dies erforderlich ist, um
die Beeinträchtigung der Erfüllung anderer Aufga-
ben der Hochschule oder des Klinikums oder die Be-
einträchtigung der Rechte oder der Erfüllung der
Pflichten anderer Personen abzuwenden, oder soweit
entstehende Folgelasten nicht angemessen berück-
sichtigt sind.

(5) 1Die Mittel für Forschungsvorhaben, die nach
Abs. 3 anzuzeigen sind und in der Hochschule oder
im Klinikum durchgeführt werden, sollen von der
Hochschule, im Bereich des Klinikums von diesem
verwaltet werden. 2Die Mittel sind für den vom Zu-
wendungsgeber bestimmten Zweck zu verwenden
und nach dessen Bedingungen und Auflagen zu be-
wirtschaften, wenn nicht gesetzliche Bestimmungen
entgegenstehen. 3Soweit die Bedingungen und Aufla-
gen des Zuwendungsgebers keine Regelung enthal-
ten, gelten ergänzend die staatlichen Bestimmungen.
4Auf Antrag des Hochschulmitglieds, das das Vorha-
ben durchführt, soll von der Verwaltung der Mittel
durch die Hochschule oder das Klinikum abgesehen
werden, sofern dies mit den Bedingungen und
Auflagen des Zuwendungsgebers vereinbar ist; Satz 3
ist in diesem Fall nicht anwendbar.

(6) 1Hauptberufliche Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, die aus solchen von der Hochschule oder vom
Klinikum verwalteten Mitteln bezahlt werden, sollen
als Personal des Freistaates Bayern angestellt wer-
den, wenn nicht der Zuwendungsgeber etwas Abwei-
chendes bestimmt. 2Die Bedingungen und Auflagen
des Zuwendungsgebers sind zu beachten, soweit sie
nicht gesetzlichen Vorschriften widersprechen. 3Die
Einstellung setzt voraus, dass der Mitarbeiter oder
die Mitarbeiterin von dem Hochschulmitglied, das
das Vorhaben durchführt, vorgeschlagen wurde.
4Sofern es mit den Bedingungen und Auflagen des
Zuwendungsgebers vereinbar ist, kann das Hoch-
schulmitglied in begründeten Fällen die Arbeitsver-
träge mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
selbst als Arbeitgeber abschließen. 

(7) Soweit der Hochschule oder dem Klinikum
finanzielle Erträge aus Forschungsvorhaben, die in

der Hochschule oder im Klinikum durchgeführt wer-
den, insbesondere aus Entgelten für die Inanspruch-
nahme von Personal, Sachmitteln und Einrichtungen,
zufließen, stehen sie der Hochschule, im Bereich des
Klinikums diesem zusätzlich für die Erfüllung der
jeweiligen Aufgaben zur Verfügung. 

Art. 9

Künstlerische Entwicklungsvorhaben, 
anwendungsbezogene Forschungs- und 

Entwicklungsvorhaben an Fachhochschulen

Art. 6 bis 8 gelten für künstlerische Entwicklungs-
vorhaben sowie für anwendungsbezogene For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben an Fachhoch-
schulen und in Fachhochschulstudiengängen an
anderen Hochschulen entsprechend.

Art. 10

Bewertung der Forschung, Lehre, Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses 

und der Gleichstellung der Geschlechter

(1) 1Die Arbeit der Hochschulen in Forschung und
Lehre, bei der Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses sowie der Erfüllung des Gleichstel-
lungsauftrags soll regelmäßig bewertet werden. 2Die
Ergebnisse der Bewertungen sollen in nicht perso-
nenbezogener Form veröffentlicht werden. 3Für die
Organisation und Tätigkeit der Verwaltung gelten die
Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) 1Die Hochschule entwickelt ein System zur
Sicherung der Qualität ihrer Arbeit und soll hierzu in
angemessenen zeitlichen Abständen auch externe
Evaluationen durchführen lassen. 2Die Hochschulen
und externen Evaluierungseinrichtungen nach Satz 1
dürfen zur Erfüllung dieser Aufgabe die notwendigen
Erhebungen und weiteren Datenverarbeitungen vor-
nehmen. 3Die betroffenen Mitglieder der Hochschule
sind insoweit zur Mitwirkung und auch zur Angabe
personenbezogener Daten verpflichtet. 4Eine Verwen-
dung der gewonnenen Daten und ausgewerteten Er-
gebnisse zu anderen Zwecken ist unzulässig.

(3) 1Im Rahmen der Bewertung der Lehre können
die Studierenden als Teilnehmer und Teilnehmerin-
nen von Lehrveranstaltungen anonym über Ablauf
sowie Art und Weise der Darbietung des Lehrstoffs
befragt und die gewonnenen Daten verarbeitet wer-
den; eine Auskunftspflicht besteht nicht. 2Die perso-
nenbezogenen Daten dürfen nur dem Fakultätsrat
und der Hochschulleitung bekannt gegeben und für
die Bewertung der Lehre verwendet werden; die
wesentlichen Ergebnisse der studentischen Befragun-
gen werden den Mitgliedern der Hochschule, gegebe-
nenfalls unter Hinzufügung der Stellungnahme der
betreffenden Lehrperson (Satz 3), zugänglich
gemacht. 3Den betroffenen Lehrpersonen ist in den
Fällen des Satzes 2 Gelegenheit zur Stellungnahme
zu den Bewertungsergebnissen zu geben.

(4) Im Bereich von Studium und Lehre, insbeson-
dere der Bachelor- und Masterstudiengänge, soll als
eine der Maßnahmen der Qualitätssicherung eine
Akkreditierung durch eine anerkannte Einrichtung
erfolgen.
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Art. 11

Rechtsstellung

(1) 1Die Hochschulen sind Körperschaften des
öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstver-
waltung im Rahmen der Gesetze. 2Sie sind zugleich
staatliche Einrichtungen. 3Sie können durch Gesetz
auch in anderer Rechtsform errichtet oder in eine
andere Rechtsform umgewandelt werden. 

(2) 1Die Hochschulen führen ihre geschichtlichen
Wappen. 2Die Einführung neuer Wappen und die
Änderung geschichtlicher Wappen können nur im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium erfolgen.
3Die Vorschriften über die Führung des Staats-
wappens bleiben unberührt.

Art. 12

Körperschaftsangelegenheiten 
und staatliche Angelegenheiten

(1) Die Hochschulen nehmen eigene Angelegenhei-
ten als Körperschaften (Körperschaftsangelegenhei-
ten), staatliche Angelegenheiten als staatliche Ein-
richtungen wahr.

(2) Körperschaftsangelegenheiten sind alle Ange-
legenheiten der Hochschule, soweit nichts anderes
bestimmt ist.

(3) Staatliche Angelegenheiten sind

1. die Personalverwaltung, soweit keine anderen ge-
setzlichen Regelungen bestehen,

2. die Haushalts- und Wirtschaftsangelegenheiten,
insbesondere die Verwendung und Bewirtschaf-
tung der den Hochschulen zugewiesenen Landes-
mittel, landeseigenen Liegenschaften und Vermö-
gensgegenstände,

3. die Gliederung der Hochschule einschließlich der
Studiengangstruktur sowie die Errichtung, die
Organisation und der Betrieb technischer Einrich-
tungen, Materialprüfämter, wirtschaftlicher Be-
triebe und ähnlicher Einrichtungen,

4. die überörtliche Bibliotheks- und Rechenzen-
trumskooperation,

5. die Studienjahreinteilung, die Regelung des Hoch-
schulzugangs, die Immatrikulation und Exmatri-
kulation, die Ermittlung von Ausbildungskapazi-
täten, die Festsetzung von Zulassungszahlen und
die Vergabe von Studienplätzen,

6. die Beteiligung an oder die Durchführung von
staatlichen Prüfungen,

7. die Erhebung von Gebühren, Verwaltungskosten-
beiträgen und Auslagen,

8. weitere durch Gesetz oder auf Grund eines Geset-
zes bestimmte Angelegenheiten.

Art. 13

Satzungsrecht

(1) 1Die Hochschule gibt sich eine Grundordnung

nach Maßgabe dieses Gesetzes. 2Körperschaftsange-
legenheiten regelt die Hochschule durch sonstige
Satzungen; in sonstigen Angelegenheiten können
Satzungen nur erlassen werden, wenn diese gesetz-
lich vorgesehen sind. 

(2) 1Die Grundordnung sowie deren Änderungen
bedürfen der Genehmigung des Staatsministeriums,
sonstige Satzungen nur, wenn dies gesetzlich be-
stimmt ist. 2Im Übrigen bedürfen Satzungen der
rechtsaufsichtlichen Genehmigung durch den Prä-
sidenten oder die Präsidentin.

(3) 1Die Satzungen sind bekannt zu machen; das
Nähere wird durch Rechtsverordnung bestimmt. 2Die
Richtlinien für die Redaktion von Vorschriften
(Redaktionsrichtlinien – RedR) vom 6. August 2002
(Beilage zu StAnz Nr. 35/2002) in der jeweils gelten-
den Fassung sind entsprechend anzuwenden. 

Art. 14

Hochschulentwicklungsplanung

(1) 1Die Hochschulentwicklungsplanung ist eine
gemeinsame Aufgabe von Staat und Hochschulen; sie
dient der Sicherstellung eines überregional abge-
stimmten Angebots an Hochschuleinrichtungen und
Studienangeboten. 2Jede Hochschule stellt einen
Entwicklungsplan auf und schreibt ihn in angemes-
senen Zeitabständen fort. 3Der Entwicklungsplan
beschreibt die Vorstellungen der Hochschule zu ihrer
strukturellen und fachlichen Entwicklung; er soll auf
einer hochschulübergreifenden Abstimmung aufbau-
en. 4Der Entwicklungsplan ist vorbehaltlich der Zu-
stimmung des Staatsministeriums Grundlage für die
weitere Entwicklung der Hochschule.

(2) Das Staatsministerium kann für die Aufstel-
lung und Fortschreibung der Entwicklungspläne Vor-
gaben festlegen, soweit dies zur Erreichung der Ziele
nach Abs. 1 erforderlich ist.

(3) Die Staatsregierung berichtet dem Landtag
regelmäßig über die Hochschulentwicklungsplanung.

Art. 15

Zielvereinbarungen

(1) 1Das Staatsministerium schließt mit den
Hochschulen Zielvereinbarungen, deren Gegenstand
insbesondere die mehrjährige Entwicklung und Pro-
filbildung der Hochschule unter Berücksichtigung
der übergreifenden Interessen des Landes sein sollen;
Art. 40 BayHO bleibt unberührt. 2In der Zielverein-
barung werden insbesondere messbare und überprüf-
bare Ziele, das Verfahren zur Feststellung des
Standes der Umsetzung der Zielvereinbarung und die
Folgen bei Nichterreichen von vereinbarten Zielen
festgelegt. 3Der Inhalt der Zielvereinbarung ist bei
der Fortschreibung des Entwicklungsplans der
Hochschule zu berücksichtigen. 4In Zielvereinbarun-
gen kann mit Kunsthochschulen vereinbart werden,
dass abweichend von Art. 5 Abs. 1 Satz 6 eine
Kosten- und Leistungsrechnung nicht eingeführt
wird, wenn die wirtschaftliche Verwendung der Stel-
len und Mittel in vergleichbarer Weise nachgewiesen
wird. 



(2) 1Die Hochschulleitung soll im Rahmen ihrer
Zuständigkeiten und auf der Grundlage der Entwick-
lungspläne Zielvereinbarungen mit den Fakultäten
und zentralen Einrichtungen (wissenschaftlichen und
künstlerischen Einrichtungen und Betriebseinheiten)
abschließen. 2Zielvereinbarungen können auch zwi-
schen dem Dekan oder der Dekanin und wissen-
schaftlichen und künstlerischen Einrichtungen und
Betriebseinheiten geschlossen werden, die der Fakul-
tät zugeordnet sind. 3Abs. 1 gilt entsprechend. 

Art. 16

Zusammenwirken von Hochschulen

(1) 1Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben untereinander, mit Hochschu-
len anderer Länder und mit anderen staatlichen und
staatlich geförderten Forschungs- und Bildungsein-
richtungen zusammen. 2Die Bibliotheken der Hoch-
schulen arbeiten in einem kooperativen Leistungs-
verbund mit der Bayerischen Staatsbibliothek, die
Rechenzentren der Hochschulen mit dem Leibniz-
Rechenzentrum der Bayerischen Akademie der Wis-
senschaften zusammen.

(2) 1Das Zusammenwirken erfolgt in der Regel
durch Vereinbarungen der Hochschulen; im Interesse
einer optimalen Nutzung der Hochschuleinrichtun-
gen kann das Staatsministerium nach Anhörung der
betroffenen Hochschulen fachaufsichtliche Weisun-
gen erteilen. 2Durch Vereinbarung kann geregelt wer-
den, dass eine der beteiligten Hochschulen bestimm-
te Aufgaben für die beteiligten Hochschulen erfüllt,
insbesondere den übrigen beteiligten Hochschulen
und deren Mitgliedern die Mitbenutzung ihrer Ein-
richtungen gestattet. 3Führen Hochschulen einen
Studiengang, mehrere Studiengänge oder sonstige
Studienangebote gemeinsam durch, ist in der
Vereinbarung festzulegen, welche der beteiligten
Hochschulen die erforderliche Satzung mit Wirkung
für und gegen alle beteiligten Hochschulen erlässt.
4Die Grundordnung kann vorsehen, dass im Rahmen
des Zusammenwirkens mit anderen Hochschulen
Mitglieder einer anderen Hochschule als Zweitmit-
glieder aufgenommen werden; die Grundordnung
regelt das Nähere, insbesondere die Voraussetzungen,
das Verfahren und die Rechtsstellung der Zweitmit-
glieder.

(3) 1Wenn die Zusammenarbeit von Hochschulen
und insbesondere die gemeinsame Wahrnehmung
ihrer Aufgaben in Forschung, Kunst, Lehre, Studium
und Weiterbildung dies erfordert oder das erforderli-
che Zusammenwirken nicht durch Vereinbarungen
nach Abs. 2 geregelt ist, können nach Anhörung der
Hochschulräte der beteiligten Hochschulen durch
Rechtsverordnung hochschulübergreifende wissen-
schaftliche und künstlerische Einrichtungen und
Betriebseinheiten sowie gemeinsame Organe mehre-
rer Hochschulen errichtet werden, die an die Stelle
der entsprechenden Organe der beteiligten Hoch-
schulen treten oder diese ergänzen; weiter kann
durch Rechtsverordnung geregelt werden, dass und
unter welchen Voraussetzungen Mitglieder einer
Hochschule Zweitmitglieder einer anderen Hoch-
schule sind. 2In der Rechtsverordnung sind insbeson-
dere die näheren Regelungen über die Zusammen-
setzung und die Aufgaben dieser Organe zu treffen; in
ihr kann vorgesehen werden, dass ergänzende Rege-

lungen durch Satzungen und Vereinbarungen der
beteiligten Hochschulen getroffen werden können.

Art. 17

Mitglieder der Hochschule

(1) 1Mitglieder der Hochschule sind die an der
Hochschule nicht nur vorübergehend oder gastweise
hauptberuflich Tätigen (Art. 2 Abs. 1 BayHSchPG),
die nebenberuflich wissenschaftlich und künstlerisch
Tätigen (Art. 2 Abs. 2 BayHSchPG), die sonstigen an
der Hochschule tätigen Beamten und Beamtinnen,
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sowie die
Studierenden. 2Mitglieder sind auch entpflichtete
und im Ruhestand befindliche Professoren und
Professorinnen sowie Personen, denen die Würde
eines Ehrensenators oder einer Ehrensenatorin, eines
Ehrenbürgers oder einer Ehrenbürgerin oder eines
Ehrenmitglieds der Hochschule verliehen ist. 3Die
nebenberuflich wissenschaftlich und künstlerisch
Tätigen nach Art. 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 BayHSchPG
und die Mitglieder nach Satz 2 nehmen nicht an den
Wahlen zu den Organen teil. 4Im Übrigen nehmen nur
nebenberuflich Tätige, deren regelmäßige Arbeitszeit
mindestens zehn Stunden wöchentlich beträgt, an
den Wahlen zu den Organen teil. 5Die Grundordnung
kann vorsehen, dass die Rechte und Pflichten von
Mitgliedern auch Personen haben, die, ohne Mitglie-
der nach den Sätzen 1 und 2 zu sein, mit Zustimmung
der Hochschulleitung an der Hochschule tätig sind;
die Grundordnung regelt auch deren Zuordnung zu
einer Mitgliedergruppe nach Abs. 2.

(2) 1Für die Vertretung der Mitglieder in den
Gremien bilden jeweils eine Gruppe

1. die Professoren und Professorinnen sowie die Juni-
orprofessoren und Juniorprofessorinnen (Gruppe
der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen),

2. die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen sowie die Lehrkräfte
für besondere Aufgaben (Gruppe der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen),

3. die sonstigen an der Hochschule tätigen Beamten
und Beamtinnen sowie Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen (Gruppe der sonstigen Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen),

4. die Studierenden.

2Die Lehrbeauftragten an den Hochschulen für
Musik gehören für die Vertretung in den Gremien der
Gruppe nach Satz 1 Nr. 2 an; Abs. 1 Satz 3 ist auf sie
nicht anzuwenden. 3An der Hochschule für Fern-
sehen und Film haben Abteilungsleiter und Abtei-
lungsleiterinnen, soweit sie nicht Professoren oder
Professorinnen sind, die gleichen Mitgliedschafts-
rechte und -pflichten wie diese; bei der Anwendung
des Art. 21 Abs. 1, Art. 30 Abs. 1 Satz 1, Art. 91 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 und Art. 92 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 sowie des
Art. 18 BayHSchPG sind sie Professoren und Pro-
fessorinnen gleichgestellt. 4Kommt für ein Mitglied
die Zugehörigkeit zu mehr als einer der Gruppen in
Betracht, gehört es zu der in der Reihenfolge des
Satzes 1 zunächst aufgeführten Gruppe.
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Art. 18

Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) 1Alle Mitglieder der Hochschule haben sich
unbeschadet weitergehender Verpflichtungen so zu
verhalten, dass die Hochschule ihre Aufgabe erfüllen
kann und niemand an der Wahrnehmung seiner
Rechte und Pflichten gehindert wird. 2Die Mitwir-
kung an der Verwaltung der Hochschule (Selbstver-
waltung) ist Recht und Pflicht aller Mitglieder. 3Die
Übernahme einer Aufgabe in der Selbstverwaltung
kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden.
4Der Vertretung der Mitgliedergruppen stellt die
Hochschule im Rahmen der verfügbaren Mittel in
erforderlichem Umfang Räume und Geschäftsbedarf
zur Verfügung. 

(2) Die Mitglieder der Hochschule dürfen wegen
ihrer Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht benach-
teiligt werden.

(3) 1Alle, die eine Tätigkeit der Selbstverwaltung
übernommen haben, sind zur Verschwiegenheit über
alle Angelegenheiten und Tatsachen verpflichtet,
deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben,
besonders angeordnet oder beschlossen ist, die in
nicht öffentlicher Sitzung bekannt geworden oder
behandelt worden sind oder deren Geheimhaltung
sich aus der Natur des Gegenstandes ergibt. 2Diese
Verpflichtung besteht auch nach Beendigung der
Tätigkeit fort.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend für Per-
sonen, die auf Grund des Art. 17 Abs. 1 Satz 5 die
Rechte und Pflichten von Mitgliedern haben. 

Abschnitt II

Aufbau und Organisation der Hochschulen

Art. 19

Organe und Organisationseinheiten

(1) Zentrale Organe der Hochschule sind

1. die Hochschulleitung,

2. der Senat, 

3. der Hochschulrat.

(2) 1Der oder die Vorsitzende der Hochschulleitung
führt die Bezeichnung Präsident oder Präsidentin;
die Grundordnung kann vorsehen, dass der Präsident
oder die Präsidentin die Bezeichnung Rektor oder
Rektorin führt; in diesem Fall finden die für Präsi-
denten und Präsidentinnen geltenden Vorschriften
auf den Rektor und die Rektorin Anwendung. 2Die
weiteren gewählten Mitglieder der Hochschulleitung
führen die Bezeichnung Vizepräsident oder Vizeprä-
sidentin. 3Der Kanzler oder die Kanzlerin ist haupt-
amtliches Mitglied der Hochschulleitung und für den
Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung
zuständig. 

(3) 1Die Hochschulen gliedern sich in Fakultäten;
unbeschadet der Gliederung in Fakultäten können

Fachhochschulen auch in Abteilungen gegliedert
sein. 2An Kunsthochschulen kann die Gliederung in
Fakultäten unterbleiben; die Hochschule für
Fernsehen und Film ist in Abteilungen gegliedert.
3Die Errichtung, Änderung und Aufhebung von
Fakultäten und Abteilungen nach den Sätzen 1 und 2
erfolgt im Benehmen mit der Hochschule durch
Rechtsverordnung. 4Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Fakultät eine andere Bezeichnung führt
oder anstelle der Fakultät eine andere Organisations-
einheit tritt; auf diese sind die Vorschriften über die
Fakultäten entsprechend anzuwenden. 

(4) 1Organe der Fakultät sind

1. der Dekan oder die Dekanin,

2. der Studiendekan oder die Studiendekanin und

3. der Fakultätsrat.

2Ist eine Hochschule nicht in Fakultäten gegliedert,
werden die Aufgaben des Organs nach Satz 1 Nr. 1
durch den Präsidenten oder die Präsidentin, die Auf-
gaben des Organs nach Satz 1 Nr. 2 durch den Stu-
diendekan oder die Studiendekanin der Hochschule
und die Aufgaben des Fakultätsrats durch den Senat
wahrgenommen. 3Die Grundordnung kann vorsehen,
dass eine Fakultät abweichend von Art. 29 Abs. 1
Satz 1 weitere Prodekane oder Prodekaninnen hat;
sie kann auch regeln, dass die Fakultät von einem
Fakultätsvorstand geleitet wird, dem die in Satz 1
Nrn. 1 und 2 genannten Organe und der Prodekan
oder die Prodekanin sowie gegebenenfalls nach
Maßgabe der Grundordnung weitere Prodekane oder
Prodekaninnen angehören. 

(5) 1An den Hochschulen können wissenschaftliche
und künstlerische Einrichtungen sowie Betriebsein-
heiten gebildet werden, die einer Fakultät oder meh-
reren Fakultäten oder als zentrale Einrichtungen der
Hochschulleitung zugeordnet sind. 2Die Bibliothek
ist eine zentrale Einrichtung der Hochschule; an den
Hochschulen, die Lehramtsstudiengänge anbieten, ist
eine zentrale Einrichtung zur Koordinierung der mit
der Lehrerbildung zusammenhängenden Fragen ein-
zurichten. 3Als Mitglied der Leitung einer wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Einrichtung oder
klinischen Einrichtung kann nur ein Professor oder
eine Professorin bestellt werden; bei einer mindestens
aus drei Personen bestehenden kollegialen Leitung
soll ein Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftli-
chen und künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen bestellt werden. 4In klinischen Einrichtungen
können für Spezialgebiete oder für die selbstständige
Wahrnehmung eines besonderen, fachlich eigenstän-
digen Verantwortungsbereichs Abteilungen einge-
richtet werden; Satz 3, Art. 20 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 8
und 9, Art. 26 Abs. 5 Satz 1 Nr. 8 und Art. 28 Abs. 3
Satz 2 Nr. 7 gelten entsprechend. 5Nähere Regelungen
über die Organisation und Aufgaben von wissen-
schaftlichen und künstlerischen Einrichtungen sowie
Betriebseinheiten trifft erforderlichenfalls die
Grundordnung, die ergänzende Regelungen durch
sonstige Satzungen oder durch Ordnungen vorsehen
kann. 6Die auf der Grundlage dieses Absatzes von der
Hochschule getroffenen organisationsrechtlichen
Entscheidungen sind dem Staatsministerium anzu-
zeigen.

(6) 1Die Grundordnung kann insbesondere für das



Zusammenwirken von Fakultäten die Einrichtung
von Gremien vorsehen, die nicht in diesem Gesetz
geregelt sind. 2Bei der Zusammensetzung dieser
Gremien sind die Mitgliedergruppen nach Art. 17
Abs. 2 Satz 1 nach der Qualifikation, Funktion,
Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder zu
berücksichtigen; einem Gremium nach Satz 1 soll die
Frauenbeauftragte der Hochschule oder einer
Fakultät angehören. 3Die Grundordnung trifft die
näheren Regelungen über die Zusammensetzung und
Aufgaben dieser Gremien.

Art. 20

Hochschulleitung

(1) 1Der Hochschulleitung (Präsidium) gehören an

1. der Präsident oder die Präsidentin,

2. nach Maßgabe der Grundordnung bis zu vier wei-
tere gewählte Mitglieder und

3. der Kanzler oder die Kanzlerin. 

2Die Grundordnung kann vorsehen, dass Mitglieder
der Hochschulleitung nach Satz 1 Nr. 2 hauptberuf-
lich tätig sind. 3Die Hochschulleitung soll die
Vertretung der Mitgliedergruppen nach Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nrn. 2 bis 4 und die Frauenbeauftragte der
Hochschule bei sie betreffenden Angelegenheiten
beteiligen und ihnen regelmäßig Gelegenheit geben,
ihre Anliegen vorzutragen; sie kann die Frauenbeauf-
tragte der Hochschule als Mitglied der Hochschullei-
tung mit beratender Stimme berufen. 

(2) 1Die Hochschulleitung ist für alle Angelegen-
heiten zuständig, für die in diesem Gesetz oder in der
Grundordnung nicht eine andere Zuständigkeit fest-
gelegt ist; sie führt die laufenden Geschäfte der
Hochschule. 2Die Hochschulleitung ist insbesondere
für folgende Angelegenheiten zuständig:

1. Festlegung der Grundsätze der hochschulpoliti-
schen Zielsetzungen und der Entwicklung der
Hochschule,

2. Abschluss von Zielvereinbarungen gemäß Art. 15,

3. Aufstellung von Grundsätzen für die Evaluierung
und Qualitätssicherung,

4. Aufstellung der Voranschläge zum Staatshaus-
haltsplan oder Aufstellung des Wirtschaftsplans,

5. Vollzug des Haushaltsplans oder des Wirtschafts-
plans,

6. Verteilung der der Hochschule zugewiesenen
Stellen und Mittel einschließlich Räume nach den
Grundsätzen von Art. 5 Abs. 2 Sätze 1 und 2,

7. Vorschlag für die Grundordnung und deren
Änderungen, 

8. Entscheidungen über die Einrichtung, Änderung
oder Aufhebung von wissenschaftlichen und
künstlerischen Einrichtungen und Betriebsein-
heiten sowie über die Organisation der Verwal-
tung der Hochschule,

9. Bestellung und Abberufung der Leitung von wis-
senschaftlichen und künstlerischen Einrichtun-
gen und Betriebseinheiten,

10. Abschluss von Vereinbarungen über eine Zusam-
menarbeit mit anderen Hochschulen,

11. Beschlussfassung über den Vorschlag der Hoch-
schule für die Berufung von Professoren oder
Professorinnen,

12. sonstige Aufgaben, die ihr durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes übertragen sind.

(3) 1Die Hochschulleitung hat rechtswidrige
Beschlüsse und Maßnahmen zu beanstanden und
ihren Vollzug auszusetzen. 2Weigern sich Organe,
andere Gremien oder Mitglieder der Hochschule,
einen rechtswidrigen Zustand zu beseitigen oder ent-
sprechend einem Beschluss eines Kollegialorgans
tätig zu werden, nimmt die Hochschulleitung die not-
wendigen Maßnahmen vor. 3Bei fortdauernder Wei-
gerung von Kollegialorganen kann sie zur Wiederher-
stellung der Arbeitsfähigkeit die betreffenden Organe
auflösen und Neuwahlen anordnen.

(4) 1In unaufschiebbaren Angelegenheiten trifft die
Hochschulleitung für das zuständige Hochschulorgan
die unerlässlichen Entscheidungen und Maßnahmen.
2Sie hat das zuständige Organ unverzüglich zu unter-
richten. 3Dieses kann die Entscheidungen aufheben;
bereits entstandene Rechte Dritter bleiben unbe-
rührt. 

(5) Die Hochschulleitung kann hauptberuflich an
der Hochschule tätige Mitglieder teilweise mit der
Wahrnehmung ihrer Befugnisse beauftragen, soweit
dies notwendig ist.

(6) 1Die Mitglieder der Hochschulleitung sind zu
den Sitzungen aller Gremien unter Angabe der
Tagesordnung einzuladen; sie haben das Recht, an
den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen
und sich jederzeit über die Arbeit dieser Gremien zu
unterrichten. 2Die Hochschulleitung kann Organe
und sonstige Gremien zu gemeinsamen Sitzungen
einberufen und die Sitzungen leiten. 3Die Sätze 1 und 2
gelten nicht für den Hochschulrat; Art. 26 Abs. 1 Satz 3
bleibt unberührt. 

Art. 21

Präsident, Präsidentin

(1) 1Der Präsident oder die Präsidentin wird vom
Hochschulrat gewählt und dem Staatsminister oder
der Staatsministerin für Wissenschaft, Forschung
und Kunst (Staatsminister oder Staatsministerin) zur
Bestellung vorgeschlagen. 2Die Stelle ist rechtzeitig
von der Hochschule öffentlich auszuschreiben. 3Die
Vorsitzenden des Senats und des Hochschulrats
erstellen gemeinsam auf der Grundlage von Vor-
schlägen der Dekane und Dekaninnen sowie von
Mitgliedern des Hochschulrats einen Wahlvorschlag. 

(2) 1Zum Präsidenten oder zur Präsidentin kann
bestellt werden, wer der Hochschule als Professor
oder Professorin angehört oder eine abgeschlossene
Hochschulausbildung besitzt und auf Grund einer
mehrjährigen verantwortlichen beruflichen Tätig-
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keit, insbesondere in Wissenschaft, Kunst, Wirt-
schaft, Verwaltung oder Rechtspflege, erwarten lässt,
dass er oder sie den Aufgaben des Amtes gewachsen
ist. 2Die Amtszeit beträgt nach Maßgabe der Grund-
ordnung bis zu sechs Jahren einschließlich des
Semesters, in dem die Bestellung wirksam wird.
3Wiederwahl ist im Rahmen einer Amtszeit von in der
Regel insgesamt höchstens zwölf Jahren zulässig.
4Die Grundordnung regelt die Zulässigkeit einer
Wiederwahl über zwölf Jahre hinaus. 5Tritt der
Präsident oder die Präsidentin in einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit in den Ruhestand oder wird er
oder sie entpflichtet, endet auch die Amtszeit. 

(3) Der Präsident oder die Präsidentin kann aus
wichtigem Grund mit einer Mehrheit von zwei Drittel
der Mitglieder des Hochschulrats abgewählt werden.

(4) 1Der Präsident oder die Präsidentin wird vom
Staatsminister oder von der Staatsministerin als
Dienstvorgesetztem oder Dienstvorgesetzter zum
Beamten oder zur Beamtin auf Zeit ernannt; das
Beamtenverhältnis auf Zeit endet mit Ablauf der
Amtszeit. 2Im Fall einer Abwahl ist der Präsident
oder die Präsidentin aus dem Beamtenverhältnis auf
Zeit zu entlassen.

(5) Wird eine an einer Hochschule des Freistaates
Bayern als Professor oder Professorin im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit tätige Person zum Präsi-
denten oder zur Präsidentin ernannt, gilt er oder sie
als ohne Dienstbezüge beurlaubt; der Staatsminister
oder die Staatsministerin kann ihm oder ihr die
Ausübung der bisherigen Rechte als Professor oder
Professorin in Forschung und Lehre ganz oder teil-
weise als Nebentätigkeit gestatten. 

(6) Abweichend von Abs. 4 wird ein Präsident oder
eine Präsidentin, der oder die nicht vor der
Bestellung bereits als Professor oder Professorin im
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit an einer Hoch-
schule des Freistaates Bayern steht, in einem befri-
steten privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt.

(7) Der Präsident oder die Präsidentin vertritt die
Hochschule, beruft die Sitzungen der Hochschullei-
tung ein, hat deren Vorsitz und vollzieht die Be-
schlüsse der Hochschulleitung und der weiteren zen-
tralen Organe der Hochschule.

(8) Der Präsident oder die Präsidentin gibt
Initiativen zur Entwicklung der Hochschule und ent-
wirft die Grundsätze der hochschulpolitischen Ziel-
setzungen; er oder sie unterrichtet den Senat und den
Hochschulrat über alle wichtigen, die Hochschule
und ihre Verwaltung betreffenden Angelegenheiten
und legt dem Hochschulrat jährlich einen Bericht der
Hochschulleitung über die Erfüllung der Aufgaben
der Hochschule vor (Rechenschaftsbericht), der ins-
besondere auch die Erfüllung der Aufgaben der
Hochschule nach Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1
einschließt.

(9) Im Benehmen mit den weiteren Mitgliedern der
Hochschulleitung legt der Präsident oder die
Präsidentin eine ständige Vertretung und bestimmte
Geschäftsbereiche für die Mitglieder fest, in denen
diese die Geschäfte der laufenden Verwaltung in
eigener Zuständigkeit erledigen, und bestimmt die
Richtlinien für die Erledigung der Aufgaben der
Hochschulleitung.

(10) 1Der Präsident oder die Präsidentin ist
Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte der an der
Hochschule tätigen wissenschaftlichen und künstle-
rischen Beamten und Beamtinnen sowie Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen, die im Dienst des
Freistaates Bayern stehen, sowie des Kanzlers oder
der Kanzlerin; die Vorschriften des Bayerischen
Universitätsklinikagesetzes bleiben unberührt. 2Er
oder sie nimmt die Arbeitgeberfunktion wahr, wenn
weitere gewählte Mitglieder der Hochschulleitung
oder Dekane oder Dekaninnen hauptberuflich tätig
sind.

(11) Im Zusammenwirken mit dem Dekan oder der
Dekanin trägt der Präsident oder die Präsidentin
dafür Sorge, dass die Professoren und Professorinnen
und die sonstigen zur Lehre verpflichteten Personen
ihre Lehr- und Prüfungsverpflichtungen ordnungs-
gemäß erfüllen; ihm oder ihr steht insoweit gegenü-
ber dem Dekan oder der Dekanin ein Aufsichts- und
Weisungsrecht zu. 

(12) 1Der Präsident oder die Präsidentin übt das
Hausrecht aus. 2Er oder sie nimmt die der
Hochschule nach Art. 9 Abs. 2, Art. 11 und Art. 31
Abs. 1 Satz 3 BayHSchPG und Art. 65 Abs. 10 oblie-
genden Aufgaben sowie die durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes übertragenen Aufgaben wahr.
3Mit der Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse
nach den Sätzen 1 und 2 kann der Präsident oder die
Präsidentin ein an der Hochschule tätiges Mitglied
beauftragen.

(13) In unaufschiebbaren Fällen trifft der Präsi-
dent oder die Präsidentin für die Hochschulleitung
die unerlässlichen Entscheidungen und Maßnahmen;
Art. 20 Abs. 4 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(14) 1Kunsthochschulen haben einen nebenberuf-
lich tätigen Präsidenten oder eine nebenberuflich
tätige Präsidentin, soweit nicht in der Grundordnung
etwas anderes geregelt ist. 2Die Amtszeit des oder der
aus dem Kreis der Professoren und Professorinnen
der Hochschule zu wählenden Präsidenten oder
Präsidentin beträgt nach Maßgabe der Grundord-
nung mindestens drei und höchstens sechs Jahre; der
Präsident oder die Präsidentin behält die ihm oder
ihr als Professor oder Professorin obliegenden Auf-
gaben. 3Im Übrigen gelten die Abs. 1 bis 13 mit der
Maßgabe, dass eine Ausschreibung nach Abs. 1 Satz 2
bei nebenberuflich tätigen Präsidenten und Präsi-
dentinnen entfällt; Satz 2 ist bei hauptberuflich täti-
gen Präsidenten und Präsidentinnen nicht anzuwen-
den. 

Art. 22

Weitere gewählte Mitglieder der Hochschulleitung

(1) Die weiteren Mitglieder der Hochschulleitung
mit Ausnahme des Kanzlers oder der Kanzlerin wer-
den vom Hochschulrat auf Vorschlag des Präsidenten
oder der Präsidentin gewählt; er oder sie kann außer
den der Hochschule angehörenden Professoren und
Professorinnen ein Mitglied aus dem Kreis der sonsti-
gen hauptberuflichen wissenschaftlichen und künst-
lerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 2
Abs. 1 BayHSchPG) zur Wahl vorschlagen. 

(2) 1Die Amtszeit der weiteren Mitglieder der



Hochschulleitung beträgt nach Maßgabe der Grund-
ordnung bis zu drei Jahre einschließlich des Semes-
ters, in dem die Bestellung wirksam wird; Wieder-
wahl ist nach Maßgabe der Grundordnung zulässig.
2Scheidet ein weiteres gewähltes Mitglied der
Hochschulleitung vorzeitig aus dem Amt, ist für den
Rest der Amtszeit eine Ergänzungswahl durchzu-
führen. 3Die weiteren gewählten Mitglieder der
Hochschulleitung können aus wichtigem Grund mit
einer Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder des
Hochschulrats abgewählt werden.

(3) 1Ist ein weiteres Mitglied der Hochschulleitung
auf Grund einer entsprechenden Regelung der
Grundordnung hauptberuflich tätig, kann in der
Grundordnung abweichend von Abs. 2 Satz 1 Halb-
satz 1 eine Amtszeit von bis zu sechs Jahren vorgese-
hen werden; für die Dauer der Amtszeit wird ein be-
fristetes privatrechtliches Dienstverhältnis begrün-
det. 2Wird mit einer an der betreffenden Hochschule
in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum
Freistaat Bayern tätigen Person ein Dienstverhältnis
nach Satz 1 begründet, gilt sie als für die Dauer des
Bestehens des Dienstverhältnisses ohne Dienstbezüge
beurlaubt; Art. 21 Abs. 5 Halbsatz 2 gilt entspre-
chend. 3Im Fall einer Abwahl ist der Dienstvertrag zu
kündigen. 

Art. 23

Kanzler, Kanzlerin 

(1) Die Ernennung zum Kanzler oder zur Kanz-
lerin setzt eine abgeschlossene Hochschulausbildung
sowie eine mehrjährige verantwortliche berufliche
Tätigkeit insbesondere in der Verwaltung oder
Wirtschaft voraus. 

(2) 1Der Kanzler oder die Kanzlerin wird auf
Vorschlag des Hochschulrats vom Präsidenten oder
von der Präsidentin ernannt; die Ernennung bedarf
der Zustimmung des Staatsministeriums. 2Die allge-
meinen Vorschriften über die Laufbahnen finden auf
Kanzler und Kanzlerinnen, denen ein in der
Besoldungsordnung A oder B ausgebrachtes Amt
eines Kanzlers oder einer Kanzlerin übertragen wird,
keine Anwendung. 3Die Ernennung erfolgt im
Beamtenverhältnis auf Probe; Art. 32b Bayerisches
Beamtengesetz gilt entsprechend. 4Der Kanzler oder
die Kanzlerin kann vom Präsidenten oder von der
Präsidentin im Benehmen mit dem Hochschulrat und
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium abbe-
rufen werden. 5Kanzler oder Kanzlerin im Sinn die-
ses Gesetzes ist auch eine nach Satz 1 vorgeschlagene
Person, der mit Zustimmung des Staatsministeriums
die Funktion des Kanzlers oder der Kanzlerin über-
tragen wird. 

(3) 1Der Kanzler oder die Kanzlerin leitet die
Verwaltung der Hochschule und ist Beauftragter für
den Haushalt im Sinn von Art. 9 BayHO sowie
Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte der an der
Hochschule tätigen Bediensteten des Freistaates
Bayern sowie der im Dienst der Hochschule stehen-
den Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, soweit
sich nicht aus Art. 21 Abs. 10 Satz 1 etwas anderes
ergibt. 2Als Beauftragter für den Haushalt ist der
Kanzler oder die Kanzlerin nicht an Weisungen der
Hochschulleitung und des oder der Dienstvorgesetz-
ten gebunden. 

(4) 1Für den Kanzler oder die Kanzlerin bestellt
die Hochschulleitung nach Anhörung des Hochschul-
rats einen Vertreter oder eine Vertreterin. 2Die Bestel-
lung zum Vertreter oder zur Vertreterin nach Satz 1
setzt in der Regel die Befähigung zum Richteramt
voraus. 3Die Hochschulleitung kann den Vertreter
oder die Vertreterin nach Anhörung des Hochschul-
rats abberufen. 4Der Vertreter oder die Vertreterin
nimmt im Falle der Verhinderung des Kanzlers oder
der Kanzlerin oder auf dessen oder deren Weisung die
Aufgaben und Funktionen des Kanzlers oder der
Kanzlerin wahr. 

Art. 24

Erweiterte Hochschulleitung

(1) 1Der Erweiterten Hochschulleitung gehören an:

1. die stimmberechtigten Mitglieder der Hochschul-
leitung,

2. die Dekane und Dekaninnen und

3. die Frauenbeauftragte. 

2Die Grundordnung kann weitere Mitglieder vorse-
hen; der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche
Direktorin nimmt mit beratender Stimme an den
Sitzungen teil. 3Ist eine Hochschule nicht in Fakul-
täten gegliedert, bestimmt die Grundordnung, welche
Mitglieder für die Fächer oder Fächergruppen, die an
der Hochschule eingerichtet sind, anstelle der
Dekane und Dekaninnen der Erweiterten Hochschul-
leitung angehören; weiter gehört ihr der Studiende-
kan oder die Studiendekanin an. 4In den Fällen des
Satzes 3 kann die Grundordnung vorsehen, dass eine
Erweiterte Hochschulleitung nicht gebildet wird; die
Grundordnung trifft die notwendigen Regelungen für
die Änderung der Aufgaben der Hochschulorgane. 

(2) Den Vorsitz in der Erweiterten Hochschullei-
tung führt der Präsident oder die Präsidentin; er oder
sie beruft deren Sitzungen ein. 

(3) Die Erweiterte Hochschulleitung

1. berät und unterstützt die Leitung der Hochschule
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben,

2. stellt den Entwicklungsplan der Hochschule unter
Einbeziehung der Entwicklungspläne der Fakul-
täten, soweit sich dieser auf das Klinikum aus-
wirkt, im Benehmen mit dem Klinikumsvorstand
auf, schreibt ihn fort und legt ihn dem Hochschul-
rat zur Beschlussfassung vor,

3. beschließt Vorschläge für die Bestimmung von
Forschungsschwerpunkten und die Einrichtung
von Sonderforschungsbereichen, Graduierten-
kollegs und entsprechenden Einrichtungen,

4. entscheidet unter Beachtung der in Art. 5 Abs. 2
Sätze 1 und 2 aufgestellten Grundsätze sowie unter
Einbeziehung von Erkenntnissen der Evaluierung
von Forschung und Lehre und unter Berücksichti-
gung der Entwicklungspläne auf Vorschlag der Hoch-
schulleitung über Schwerpunkte des Haushalts,

5. beschließt über Anträge zur Gliederung der Hoch-
schule in Fakultäten.
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Art. 25

Senat

(1) 1Dem Senat gehören an:

1. fünf Vertreter und Vertreterinnen der Hochschul-
lehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1),

2. ein Vertreter oder eine Vertreterin der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2),

3. ein Vertreter oder eine Vertreterin der sonstigen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3),

4. ein Vertreter oder eine Vertreterin der Studieren-
den und

5. die Frauenbeauftragte der Hochschule.

2Ist ein Vertreter oder eine Vertreterin nach Satz 1 Nr. 2
nicht vorhanden, erhöht sich die Zahl der Vertreter
und Vertreterinnen nach Satz 1 Nr. 1 auf sechs. 3Dem
Senat dürfen nicht mehr als zwei Vertreter und
Vertreterinnen nach Satz 1 Nr. 1 aus einer Fakultät
angehören, wenn die Hochschule in mindestens drei
Fakultäten gegliedert ist. 4Die Mitglieder der Hoch-
schulleitung und der Ärztliche Direktor oder die
Ärztliche Direktorin wirken in den Sitzungen bera-
tend mit.

(2) Der Senat wählt aus der Mitte seiner stimmbe-
rechtigten Mitglieder eine dem Senat vorsitzende
Person, die die Sitzungen des Senats einberuft und
leitet, sowie einen Stellvertreter oder eine Stell-
vertreterin. 

(3) Der Senat

1. beschließt die von der Hochschule zu erlassenden
Rechtsvorschriften, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, 

2. beschließt in Angelegenheiten von grundsätzli-
cher Bedeutung für die Forschung und die
Förderung des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Nachwuchses und für die Erfüllung des
Gleichstellungsauftrags,

3. bestimmt Forschungsschwerpunkte und be-
schließt Anträge auf Einrichtung von Sonderfor-
schungsbereichen und Graduiertenkollegs sowie
entsprechenden Einrichtungen,

4. beschließt Vorschläge für die Einrichtung, Ände-
rung und Aufhebung von Studiengängen,

5. nimmt zu den von Berufungsausschüssen be-
schlossenen Vorschlägen für die Berufung von
Professoren und Professorinnen Stellung,

6. beschließt auf der Grundlage des Beschlusses des
Fakultätsrats Vorschläge für die Bestellung von
Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen,

7. beschließt über die Erteilung der Würde eines
Ehrensenators oder einer Ehrensenatorin, eines
Ehrenbürgers oder einer Ehrenbürgerin oder
eines Ehrenmitglieds der Hochschule,

8. nimmt die Aufgaben des Fakultätsrats wahr,
wenn die Hochschule nicht in Fakultäten geglie-
dert ist,

9. beschließt über die Bestätigung der Vorschläge
für die Bestellung der nicht hochschulangehöri-
gen Mitglieder des Hochschulrats,

10. wirkt in sonstigen Angelegenheiten mit, soweit
dies durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
vorgesehen ist.

(4) 1Der Senat kann beratende Ausschüsse einset-
zen. 2In diesen Ausschüssen sollen die in Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 bis 4 genannten Mitgliedergruppen in dem
dort festgelegten Verhältnis vertreten sein und bei der
Bestellung der Mitglieder des Ausschusses beteiligt
werden; die Frauenbeauftragte der Hochschule ist
Mitglied dieser Ausschüsse.

Art. 26

Hochschulrat

(1) 1Dem Hochschulrat gehören an:

1. die gewählten Mitglieder des Senats (Art. 25 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 1 bis 4) und

2. acht Persönlichkeiten aus Wissenschaft und
Kultur und insbesondere aus Wirtschaft und
beruflicher Praxis (nicht hochschulangehörige
Mitglieder).

2Mitglieder der Hochschule und des Kuratoriums
können dem Hochschulrat nicht als Mitglieder nach
Satz 1 Nr. 2 angehören. 3Die Mitglieder der Hoch-
schulleitung und die Frauenbeauftragte der Hoch-
schule nehmen an den Sitzungen des Hochschulrats
ohne Stimmrecht teil; das Staatsministerium ist zu
den Sitzungen einzuladen. 

(2) 1Die Amtszeit der Mitglieder nach Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 beträgt vier Jahre. 2Eine erneute Bestellung bis
zu einer Amtszeit von insgesamt acht Jahren ist zu-
lässig. 3Amtszeiten als Mitglied von Hochschulräten
vor dem 1. Oktober 2007 werden nicht auf die Amts-
zeit nach Satz 2 angerechnet.

(3) 1Für die Bestellung der nicht hochschulan-
gehörigen Mitglieder des Hochschulrats erstellt die
Hochschulleitung gemeinsam mit dem Staatsminis-
terium Vorschläge, die der Bestätigung durch den
Senat bedürfen; den nicht hochschulangehörigen
Mitgliedern des Hochschulrats wird vor der Bestä-
tigung durch den Senat Gelegenheit zur Stellungnah-
me gegeben. 2Die nicht hochschulangehörigen Mit-
glieder des Hochschulrats werden durch den Staats-
minister oder die Staatsministerin bestellt. 

(4) 1Den Vorsitz im Hochschulrat hat ein vom
Hochschulrat aus der Mitte der nicht hochschulan-
gehörigen Mitglieder zu wählendes Mitglied des
Hochschulrats. 2Die Stellvertretung obliegt dem oder
der Vorsitzenden des Senats.

(5) 1Der Hochschulrat

1. beschließt die Grundordnung und deren Ände-
rung durch Satzung, sowie über Anträge nach
Art. 106 Abs. 2,



2. wählt den Präsidenten oder die Präsidentin und
entscheidet über deren Abwahl,

3. wählt die weiteren Mitglieder der Hochschullei-
tung mit Ausnahme des Kanzlers oder der
Kanzlerin und entscheidet über deren Abwahl,

4. beschließt nach Benennung geeigneter Personen
durch die Hochschulleitung Vorschläge für die
Bestellung des Kanzlers oder der Kanzlerin,

5. beschließt über den von der Erweiterten Hoch-
schulleitung aufgestellten Entwicklungsplan der
Hochschule,

6. beschließt auf Antrag der Erweiterten Hoch-
schulleitung über Vorschläge zur Gliederung der
Hochschule in Fakultäten,

7. beschließt über die Einrichtung, Änderung und
Aufhebung von Studiengängen,

8. nimmt zur Errichtung, Änderung oder Auf-
hebung von wissenschaftlichen und künstleri-
schen Einrichtungen sowie von Betriebseinheiten
durch die Hochschulleitung Stellung,

9. nimmt zu den Voranschlägen zum Staatshaushalt
oder zum Entwurf des Wirtschaftsplans Stellung,

10. nimmt den Rechenschaftsbericht des Präsidenten
oder der Präsidentin entgegen und kann über ihn
beraten,

11. stellt den Körperschaftshaushalt fest,

12. nimmt die sonstigen ihm durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes übertragenen Aufgaben
wahr.

2Der Hochschulrat wird vor dem Abschluss von
Zielvereinbarungen mit dem Staat gehört und stellt
für die Hochschule das Erreichen der in diesen
Zielvereinbarungen festgelegten Ziele fest.

Art. 27

Fakultät

(1) 1Die Fakultät ist die organisatorische Grund-
einheit der Hochschule; sie erfüllt unbeschadet der
Gesamtverantwortung und Zuständigkeiten der zen-
tralen Organe der Hochschule für ihr Gebiet die
Aufgaben der Hochschule. 2Die Fakultät muss nach
Größe und Zusammensetzung gewährleisten, dass sie
die ihr obliegenden Aufgaben angemessen erfüllen
kann. 3Sie stellt das Lehrangebot sicher, das zur
Einhaltung der Prüfungs- und Studienordnungen
erforderlich ist. 4Die Fakultäten sind auch hoch-
schulübergreifend zur Zusammenarbeit verpflichtet,
soweit dies im Interesse der Interdisziplinarität von
Forschung, Kunst und Lehre oder zur Abstimmung
des Lehrangebots und von Forschungsschwerpunk-
ten geboten ist.

(2) 1Mitglieder der Fakultät sind die Mitglieder der
Hochschule, die in dieser überwiegend tätig sind, und
die Studierenden, die in einem Studiengang immatri-
kuliert sind, dessen Durchführung der Fakultät
obliegt. 2Studierende, die in mehreren Fakultäten
studieren, bestimmen bei der Immatrikulation, in

welcher Fakultät sie ihre mitgliedschaftlichen Rechte
wahrnehmen. 

(3) Professoren und Professorinnen der Hochschule
können auf Antrag mit Zustimmung der beteiligten
Fakultäten Zweitmitglieder in einer anderen Fakul-
tät sein.

Art. 28

Dekan, Dekanin

(1) 1Der Dekan oder die Dekanin wird vom Fakul-
tätsrat aus dem Kreis der Professoren und Professo-
rinnen der Fakultät gewählt. 2Der Wahlvorschlag
bedarf des Einvernehmens mit der Hochschulleitung.
3Die Amtszeit des Dekans oder der Dekanin wird in
der Grundordnung festgelegt und beträgt mindestens
zwei Jahre; Wiederwahl ist zulässig. 4Die Hochschul-
leitung kann den Dekan oder die Dekanin abberufen,
wenn der Fakultätsrat nicht mit einer Mehrheit von
zwei Drittel seiner Mitglieder der Abberufung wider-
spricht oder die Abberufung mit einer Mehrheit von
zwei Drittel seiner Mitglieder beantragt.

(2) Die Grundordnung kann vorsehen, dass der
Dekan oder die Dekanin hauptberuflich tätig ist; in
diesem Fall gilt Art. 22 Abs. 3 entsprechend. 

(3) 1Dem Dekan oder der Dekanin obliegt der Vor-
sitz im Fakultätsrat. 2Der Dekan oder die Dekanin

1. vertritt die Fakultät, soweit sie teilrechtsfähig
ist,

2. vollzieht die Beschlüsse des Fakultätsrats und
führt die laufenden Geschäfte der Fakultät sowie
die vom Fakultätsrat zur Erledigung zugewiese-
nen Angelegenheiten in eigener Zuständigkeit,

3. ist für die technischen Einrichtungen in der
Fakultät verantwortlich, soweit sie nicht von
einer Einrichtung, die der Hochschulleitung
zugeordnet ist, betreut werden oder eine geson-
derte Leitung bestellt ist,

4. erarbeitet unter Einbeziehung der Leitung der
wissenschaftlichen und künstlerischen Einrich-
tungen und der Betriebseinheiten sowie des Stu-
diendekans oder der Studiendekanin Vorschläge
für die Entwicklungsplanung der Fakultät,

5. ist verantwortlich für die Umsetzung des vom
Fakultätsrat beschlossenen Entwicklungsplans,
schließt auf dessen Grundlage im Benehmen mit
dem Fakultätsrat Zielvereinbarungen mit der
Hochschulleitung sowie den wissenschaftlichen
und künstlerischen Einrichtungen und Betriebs-
einheiten oder Professoren und Professorinnen
der Fakultät und überwacht die Einhaltung der
Zielvereinbarungen,

6. entscheidet unter Berücksichtigung der Zielver-
einbarungen über die Verteilung der Stellen und
über deren Verwendung sowie über die Verteilung
der Mittel einschließlich der Räume der Fakultät,
soweit sie nicht einer wissenschaftlichen oder
künstlerischen Einrichtung, Betriebseinheit oder
Professur der Fakultät zugewiesen sind,
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7. unterbreitet Vorschläge für die Errichtung, Än-
derung oder Aufhebung von wissenschaftlichen
und künstlerischen Einrichtungen und Betriebs-
einheiten sowie für Bestellung und Abberufung
deren Leitung,

8. legt dem Fakultätsrat jährlich einen Rechen-
schaftsbericht vor,

9. unterrichtet die Mitglieder der Fakultät über die
Tätigkeit des Fakultätsrats,

10. nimmt die sonstigen dem Dekan oder der Deka-
nin durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
übertragenen Aufgaben wahr.

(4) 1Der Dekan oder die Dekanin stellt sicher, dass
die der Fakultät angehörenden Beschäftigten ihren
Verpflichtungen nachkommen. 2Im Zusammenwir-
ken mit dem Studiendekan oder der Studiendekanin
trägt der Dekan oder die Dekanin dafür Sorge, dass
Professoren und Professorinnen sowie die sonstigen
zur Lehre verpflichteten Personen ihre Lehr- und
Prüfungsverpflichtungen und Aufgaben in der Be-
treuung der Studierenden und Gaststudierenden ord-
nungsgemäß erfüllen; dem Dekan oder der Dekanin
steht insoweit ein Aufsichts- und Weisungsrecht zu.

(5) 1Der Dekan oder die Dekanin kann im Beneh-
men mit der Hochschulleitung in unaufschiebbaren
Angelegenheiten Entscheidungen und Maßnahmen
anstelle des Fakultätsrats, der unverzüglich zu unter-
richten ist, treffen. 2Der Fakultätsrat kann die
Entscheidung aufheben; bereits entstandene Rechte
Dritter bleiben unberührt. 

(6) Soweit nicht gesetzliche Bestimmungen entge-
genstehen und dies notwendig ist, kann der Dekan
oder die Dekanin Befugnisse hauptberuflich in der
Fakultät tätigen Mitgliedern übertragen. 

(7) Der Dekan oder die Dekanin ist verpflichtet,
rechtswidrige Beschlüsse und Maßnahmen in der
Fakultät der Hochschulleitung unverzüglich mitzu-
teilen.

(8) 1Abweichend von Abs. 1 Satz 1 kann die
Grundordnung vorsehen, dass der Dekan oder die
Dekanin von den Mitgliedern der Fakultät aus dem
Kreis der Professoren und Professorinnen der Fakul-
tät unmittelbar gewählt wird. 2In diesem Fall werden
die insgesamt abgegebenen Stimmen der Hochschul-
lehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1), der wissenschaftlichen und künstlerischen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2), der sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) sowie der Studieren-
den in dem in Art. 31 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4 bis 7 fest-
gelegten Verhältnis gewichtet; bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los. 3Durch Beschluss des Fakultäts-
rats kann festgelegt werden, dass für eine bestimmte
Amtszeit als Dekan oder Dekanin auch wählbar ist,
wer nicht Mitglied der Fakultät ist; in diesem Fall gilt
Art. 21 Abs. 2 Satz 1 entsprechend.

Art. 29

Prodekan, Prodekanin

(1) 1Der Prodekan oder die Prodekanin wird vom

Fakultätsrat auf Vorschlag des Dekans oder der De-
kanin aus dem Kreis der Professoren und Professo-
rinnen der Fakultät gewählt. 2Die Amtszeit beträgt
nach Maßgabe der Grundordnung bis zu vier Jahre;
Wiederwahl ist zulässig. 3Dies gilt, wenn die Grund-
ordnung die Wahl weiterer Prodekane oder Prodeka-
ninnen vorsieht, mit der Maßgabe entsprechend, dass
ein Prodekan oder eine Prodekanin aus dem Kreis der
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter
oder Mitarbeiterinnen der Fakultät gewählt werden
kann. 4Art. 28 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(2) 1Der Prodekan oder die Prodekanin vertritt den
Dekan oder die Dekanin. 2Werden nach Abs. 1 Satz 3
weitere Prodekane oder Prodekaninnen gewählt, legt
der Dekan oder die Dekanin die Vertretung im Fall
einer Verhinderung fest. 

Art. 30

Studiendekan, Studiendekanin

(1) 1Der Fakultätsrat wählt aus dem Kreis der
Professoren und Professorinnen der Fakultät eine für
Lehre und Studium beauftragte Person (Studien-
dekan oder Studiendekanin) für die Dauer von drei
Jahren; Wiederwahl ist zulässig. 2Vorschlagsberech-
tigt sind Mitglieder des Fakultätsrats. 3Die Grund-
ordnung kann die Wahl weiterer Studiendekane oder
Studiendekaninnen vorsehen. 4Ist die Hochschule
nicht in Fakultäten gegliedert, wählt der Senat einen
Studiendekan oder eine Studiendekanin; die Sätze 1
bis 3 gelten entsprechend.

(2) Der Studiendekan oder die Studiendekanin

1. wirkt darauf hin, dass das Lehrangebot den Prü-
fungs- und Studienordnungen entspricht, das Stu-
dium innerhalb der Regelstudienzeit ordnungs-
gemäß durchgeführt werden kann und die Studie-
renden angemessen betreut werden,

2. ist verantwortlich für die Evaluation der Lehre
unter Einbeziehung studentischer Bewertungen, 

3. berichtet dem Dekan oder der Dekanin regelmäßig
und dem Fakultätsrat sowie der Hochschulleitung
mindestens einmal im Semester über seine oder
ihre Arbeit,

4. erstattet dem Fakultätsrat jährlich in nicht perso-
nenbezogener Form einen Bericht zur Lehre
(Lehrbericht),

5. unterbreitet dem Dekan oder der Dekanin Vor-
schläge für die Verwendung der für die Lehre ver-
fügbaren Mittel,

6. soll in Berufungsverfahren zur pädagogischen Eig-
nung von Bewerbern und Bewerberinnen Stellung
nehmen.

(3) 1Im Lehrbericht sind die Situation von Lehre
und Studium und die Organisation der Lehre darzu-
stellen; in ihm ist auch über den jeweiligen Stand der
Umsetzung von Zielvereinbarungen im Bereich der
Lehre zu berichten. 2Der Lehrbericht enthält für den
Berichtszeitraum auch Angaben über die Bewertung
des Lehrangebots in den einzelnen Studiengängen



durch die Studierenden, gegebenenfalls auch über
externe Bewertungen. 

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, den Stu-
diendekanen und Studiendekaninnen in angemesse-
nem Umfang Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur
Verfügung zu stellen.

Art. 31

Fakultätsrat

(1) 1Dem Fakultätsrat gehören an

1. der Dekan oder die Dekanin,

2. der Prodekan oder die Prodekanin sowie etwaige
weitere Prodekane oder Prodekaninnen,

3. der Studiendekan oder die Studiendekanin oder,
sofern eine Fakultät mehrere Studiendekane oder
Studiendekaninnen hat, eine von diesen zu bestim-
mende Vertretung,

4. sechs Vertreter oder Vertreterinnen der Hochschul-
lehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1),

5. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2),

6. ein Vertreter oder eine Vertreterin der sonstigen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3),

7. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der Studie-
renden,

8. die Frauenbeauftragte.

2Die Grundordnung kann bestimmen, dass 

1. dem Fakultätsrat die doppelte Zahl von Vertretern
oder Vertreterinnen nach Satz 1 Nrn. 4 bis 7 an-
gehört,

2. bei Angelegenheiten, die die Berufung von Profes-
soren und Professorinnen sowie Promotionen be-
treffen, alle Professoren und Professorinnen der
Fakultät berechtigt sind, stimmberechtigt mitzu-
wirken,

3. bei Angelegenheiten von besonderer Bedeutung
alle nicht entpflichteten Professoren und Professo-
rinnen der Fakultät beratend mitwirken. 

3Art. 34 Abs. 2 Sätze 2 bis 5 gelten für die Tierärzt-
liche Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität
München entsprechend.

(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig in allen Angele-
genheiten der Fakultät, für die nicht die Zustän-
digkeit des Dekans oder der Dekanin oder eines
anderen Organs der Fakultät bestimmt ist. 2Der
Fakultätsrat soll seine Beratungen auf Angelegenhei-
ten von grundsätzlicher Bedeutung beschränken und,
soweit dies die Art der Angelegenheit zulässt, diese
dem Dekan oder der Dekanin allgemein oder im
Einzelfall zur Erledigung zuweisen. 

(3) Der Fakultätsrat kann beratende Ausschüsse
einsetzen; in diesen sollen die in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4
bis 7 genannten Mitgliedergruppen in dem dort fest-
gelegten Verhältnis vertreten sein und bei der
Bestellung der Mitglieder eines Ausschusses beteiligt
werden; die Frauenbeauftragte der Fakultät ist
Mitglied dieser Ausschüsse.

Art. 32

Fakultätsvorstand

1Sieht die Grundordnung vor, dass die Fakultät
von einem Fakultätsvorstand geleitet wird (Art. 19
Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2), werden die dem Dekan
oder der Dekanin obliegenden Aufgaben nach Art. 28
Abs. 3 Satz 2 mit Ausnahme von Nrn. 1, 2 und 9 und
Abs. 4 vom Fakultätsvorstand wahrgenommen,
soweit nicht die Grundordnung abweichende Rege-
lungen trifft. 2Im Übrigen finden Art. 28 bis 34 ent-
sprechend Anwendung.

Art. 33

Studienfakultäten

1Die Grundordnung kann die Einrichtung von
Studienfakultäten vorsehen. 2Einer Studienfakultät
gehören die Hochschullehrer und Hochschullehrer-
innen sowie die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an, die in der
betreffenden Studienfakultät Lehrveranstaltungen
anbieten oder durchführen. 3Weiter sind die Studie-
renden der zur Studienfakultät gehörenden Studien-
gänge Mitglieder der Studienfakultät. 4Organe der
Studienfakultät sind der Studiendekan oder die Stu-
diendekanin und der Studienfakultätsrat, in dem der
Studiendekan oder die Studiendekanin den Vorsitz
führt. 5Das Nähere, insbesondere die Zusammenset-
zung und Aufgaben des Studienfakultätsrats, regelt
die Grundordnung.

Art. 34

Medizinische Fakultäten

(1) 1Die Medizinische Fakultät erfüllt ihre Aufga-
ben in enger und vertrauensvoller Zusammenarbeit
mit dem Universitätsklinikum. 2Sie trifft Entschei-
dungen, die sich auf die Aufgaben des Universitäts-
klinikums auswirken, im Benehmen mit diesem,
soweit nach diesem Gesetz oder nach dem Bay-
erischen Universitätsklinikagesetz nicht das Einver-
nehmen erforderlich ist.

(2) 1Art. 28 Abs. 8 Sätze 1 und 2 gelten nicht für die
Medizinischen Fakultäten. 2Abweichend von Art. 31
Abs. 1 gehört dem Fakultätsrat die doppelte Zahl von
Vertretern oder Vertreterinnen nach Art. 31 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 4 bis 7 an. 3Dem Fakultätsrat Medizini-
scher Fakultäten gehört neben den Mitgliedern nach
Art. 31 Abs. 1 Satz 1 und nach Satz 2 für jedes Fach-
gebiet jeweils ein Leiter oder eine Leiterin einer kli-
nischen Einrichtung an, der oder die sich unmittelbar
mit Krankenversorgung befasst; sind für die Fach-
gebiete Chirurgie und Innere Medizin mindestens
zwei Leiter oder Leiterinnen klinischer Einrichtun-
gen bestellt, gehören dem Fakultätsrat zwei Leiter

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006260



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006 261

oder Leiterinnen dieser klinischen Einrichtungen an;
hat eine klinische Einrichtung eine kollegiale
Leitung, so bestimmt diese ein Mitglied der Leitung
zum Vertreter oder zur Vertreterin im Fakultätsrat;
der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche Direktorin
wirkt mit beratender Stimme mit. 4Die Zahl der im
Fakultätsrat vertretenen Leiter und Leiterinnen von
klinischen Einrichtungen darf die Zahl der Mitglie-
der des Fakultätsrats nach Art. 31 Abs. 1 Satz 1 und
nach Satz 2 nicht überschreiten. 5Das Nähere, insbe-
sondere die Bestimmung der Fachgebiete und soweit
erforderlich der Vertreter und Vertreterinnen nach
den Sätzen 3 und 4 sowie die Bestätigung der so
Bestimmten durch die Gesamtheit der Leiter und
Leiterinnen der klinischen Einrichtungen, die sich
unmittelbar mit Krankenversorgung befassen, wird
durch Rechtsverordnung geregelt. 6Sieht die Grund-
ordnung vor, dass die Medizinische Fakultät von
einem Fakultätsvorstand geleitet wird, gehören dem
Fakultätsvorstand auch der Ärztliche Direktor oder
die Ärztliche Direktorin sowie – mit beratender
Stimme – der Kaufmännische Direktor oder die
Kaufmännische Direktorin an.

(3) 1Auf Vorschlag der Medizinischen Fakultäten
können die Universitäten nach Maßgabe der Appro-
bationsordnung für Ärzte und aufgrund einer Verein-
barung geeignete außeruniversitäre Krankenhäuser,
ärztliche Praxen und andere Einrichtungen der
ambulanten ärztlichen Krankenversorgung in die
Ausbildung des Medizinstudiums einbeziehen.
2Während der Gültigkeit der Vereinbarung können
die beteiligten Vertragspartner und Vertragspartne-
rinnen die Bezeichnung „Akademisches Lehrkran-
kenhaus der Universität“, „Akademische Lehrpraxis
der Universität“ oder „Akademische Lehreinrichtung
der Universität“ führen.

Art. 35

Kuratorium

1Die Grundordnung kann die Bildung eines
Kuratoriums vorsehen, das die Interessen der Hoch-
schule unterstützt und die Aufgabenerfüllung durch
die Hochschule fördert. 2Die Tätigkeit im Kuratorium
ist ehrenamtlich. 3Die Grundordnung regelt insbe-
sondere die Zusammensetzung des Kuratoriums.

Art. 36

Konvent der wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

An den Universitäten wird ein Konvent der wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen eingerichtet; im Übrigen kann die Grund-
ordnung die Einführung eines Konvents vorsehen.

Art. 37

Allgemeine Bestimmungen 
für die Mitwirkung in der Selbstverwaltung

(1) Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit
sie dem Gremium nicht kraft Amtes angehören, für
eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; sie
sind an Weisungen nicht gebunden. 

(2) Professoren und Professorinnen, die auf Grund
einer Regelung nach Art. 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder
nach Art. 65 Abs. 8 mitwirkungsberechtigt sind, wer-
den bei der Bestimmung der Mehrheit insoweit
berücksichtigt, als sie mitgewirkt haben.

Art. 38

Wahlen

(1) 1Die Vertreter und Vertreterinnen nach Art. 25
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 und Art. 31 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 4 bis 7 werden von den Mitgliedern der Gruppe,
der sie angehören, in gleicher, freier und geheimer
Wahl nach den Grundsätzen der personalisierten
Verhältniswahl unmittelbar gewählt; wird in einer
Gruppe für die Wahl zum Senat oder Fakultätsrat
nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, erfolgt
die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl.
2Wahlberechtigt und wählbar ist jedes Mitglied der
Hochschule, das der betreffenden Gruppe angehört.
3Mit dem Beginn der Freistellungsphase im Block-
modell der Altersteilzeit (Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
BayBG) endet die Wahlberechtigung und Wählbar-
keit. 4Die Wahlen nach Satz 1 einschließlich der
Amtszeiten werden durch Rechtsverordnung (Wahl-
ordnung) geregelt, in der insbesondere der für die
Feststellung der Wahlberechtigung und Wählbarkeit
maßgebliche Zeitpunkt festzulegen ist. 5Abwahl ist
nicht möglich.

(2) Die Grundordnung regelt die weiteren nach
diesem Gesetz durchzuführenden Wahlen. 

Art. 39

Unvereinbarkeit mehrerer Ämter

1Die Vertretung einer Mitgliedergruppe in einem
Gremium ist mit der Tätigkeit als Mitglied der Hoch-
schulleitung, Dekan oder Dekanin, Vertreter oder
Vertreterin des Kanzlers oder der Kanzlerin oder
Mitglied des Klinikumsvorstands unvereinbar. 2Das
Amt des Dekans oder der Dekanin ist mit der
Tätigkeit als gewähltes Mitglied der Hochschullei-
tung unvereinbar. 3Ein Amt, das mit einem anderen
Amt unvereinbar ist, kann nur ausgeübt werden,
wenn das andere Amt niedergelegt wird. 4Die Grund-
ordnung kann vorsehen, dass weitere Ämter mitein-
ander unvereinbar sind.

Art. 40

Zusammensetzung von Gremien

(1) 1Gremien sind auch dann gesetzmäßig zusam-
mengesetzt, wenn bei einer ordnungsgemäßen Wahl
weniger Vertreter und Vertreterinnen gewählt wer-
den, als von der jeweiligen Mitgliedergruppe Sitze zu
besetzen sind; dies gilt auch, wenn wahlberechtigte
Mitglieder einer Mitgliedergruppe nicht vorhanden
sind. 2Verfügen die Hochschullehrer und Hochschul-
lehrerinnen im Senat oder Fakultätsrat nach der
Wahl nicht über die absolute Mehrheit der Stimmen,
bestellt die Hochschulleitung die erforderliche Zahl
von Vertretern und Vertreterinnen; dies gilt auch,
wenn bei Ausscheiden eines Vertreters oder einer
Vertreterin der Gruppe der Hochschullehrer und



Hochschullehrerinnen wegen des Fehlens eines
gewählten Ersatzmitglieds die Hochschullehrer und
Hochschullehrerinnen nicht mehr über die absolute
Mehrheit der Stimmen verfügen würden.

(2) Wird die Wahl eines Gremiums oder einzelner
Mitglieder eines Gremiums rechtskräftig für ungültig
erklärt, berührt dies nicht die Wirksamkeit der vor-
her gefassten Beschlüsse und Amtshandlungen dieser
Gremien; dies gilt bei einer fehlerhaften Besetzung
von Gremien entsprechend. 

Art. 41

Verfahrensregelungen

(1) 1Entscheidungen in Personalangelegenheiten
erfolgen in geheimer Abstimmung, soweit nicht das
Gremium einstimmig eine offene Abstimmung be-
schließt. 2Im Übrigen trifft die Hochschule Verfahrens-
regelungen für ihre Gremien in der Grundordnung, in
der insbesondere die Ladung, die Beschlussfähigkeit
und das Zustandekommen von Beschlüssen zu regeln
sind. 3Nähere Regelungen können die Hochschul-
leitung, der Senat und der Hochschulrat durch eine
Geschäftsordnung treffen. 

(2) 1Für Mitglieder von Gremien gelten die Art. 20
und 21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG) auch für Beratungen und
Abstimmungen, die nicht in einem Verwaltungsver-
fahren erfolgen. 2Die Mitwirkung eines nach Satz 1
sowie Art. 20 BayVwVfG ausgeschlossenen Mitglieds
hat die Ungültigkeit des Beschlusses zur Folge, wenn
die Mitwirkung für das Ergebnis entscheidend war.

Abschnitt III

Studierende und Gaststudierende

Art. 42

Allgemeine Bestimmungen

(1) 1Deutsche im Sinn des Grundgesetzes und
Personen, die auf Grund von Rechtsvorschriften
Deutschen gleichgestellt sind, sind zu dem von ihnen
gewählten Studium berechtigt, wenn sie die hierfür
erforderliche Qualifikation nachweisen und keine
Immatrikulationshindernisse vorliegen; Staatsange-
hörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union sind Deutschen gleichgestellt, wenn die
für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse
nachgewiesen werden. 2Andere Personen können
unter den Voraussetzungen des Satzes 1 immatriku-
liert werden, wenn sie die für das Studium erforder-
lichen Sprachkenntnisse nachweisen.

(2) 1Studierende und Gaststudierende bedürfen
vor der Aufnahme des Studiums der Immatrikulation
durch die Hochschule. 2Studierender ist, wer an einer
Hochschule für ein Studium immatrikuliert ist.
3Gaststudierender ist, wer an einer Hochschule zum
Besuch einzelner Lehrveranstaltungen immatriku-
liert ist. 4Die Immatrikulation in zwei oder mehreren
zulassungsbeschränkten Studiengängen ist nur zu-
lässig, wenn ein besonderes berufliches, wissen-
schaftliches oder künstlerisches Interesse am gleich-

zeitigen Studium in den zulassungsbeschränkten
Studiengängen besteht.

(3) Schülern und Schülerinnen, die nach dem ein-
vernehmlichen Urteil von Schule und Hochschule
besondere Begabungen aufweisen, kann im Einzelfall
genehmigt werden, an Lehrveranstaltungen teilzu-
nehmen sowie Studien- und Prüfungsleistungen zu
erbringen und entsprechende Leistungspunkte zu
erwerben, die bei einem späteren Studium anerkannt
werden, wenn die fachliche Gleichwertigkeit gegeben
ist.

(4) 1Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von
personenbezogenen Daten der Studierenden und
Gaststudierenden bestimmt sich nach den jeweils
geltenden Vorschriften über den Schutz personenbe-
zogener Daten. 2Die Studierenden sind zur Angabe
folgender von den Hochschulen zu erhebenden perso-
nenbezogenen Daten verpflichtet: Name, Vorname,
Geburtsname; Geschlecht; Geburtsdatum; Staatsan-
gehörigkeit; Semester- und Heimatwohnsitz; Zeit-
punkt, Ort und Art der Hochschulzugangsberech-
tigung; berufspraktische Tätigkeiten vor Aufnahme
des Studiums; Praxissemester und Semester an Stu-
dienkollegs; Angaben zu einer gleichzeitig besuchten
weiteren Hochschule, zu in vorausgehenden Semes-
tern besuchten Hochschulen und der Hochschule der
Ersteinschreibung sowie zu einem Auslandsstudium;
Art, Fach, Semester, Monat und Jahr des Prüfungsab-
schlusses, Prüfungserfolg und Gesamtnote abgelegter
Prüfungen; Studienunterbrechungen nach Art und
Dauer; Grund, Semester und Jahr bei Beurlaubung
und Exmatrikulation. 3Gaststudierende sind zur
Angabe folgender von den Hochschulen zu erheben-
den personenbezogenen Daten verpflichtet: Name,
Vorname, Geburtsname, Geschlecht, Geburtsdatum
und Staatsangehörigkeit. 4Darüber hinaus sind die
Studierenden und Gaststudierenden verpflichtet,
weitere von den Hochschulen

1. für die Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlau-
bung und Exmatrikulation nach Art. 42 bis 50 und
den auf Grund von Art. 51 erlassenen Satzungen,

2. für die Zulassung und Voranmeldung nach dem
Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrags über die
Vergabe von Studienplätzen vom 19. Februar 1988
(GVBl S. 18, BayRS 2210–8–2–WFK) und der 
Hochschulvergabe- und Voranmeldeverordnung
vom 16. Mai 1994 (GVBl S. 407, BayRS 
2210–8–2–2–WFK) in der jeweils geltenden
Fassung sowie nach sonstigen Rechtsvorschriften
und

3. für die Meldung und Zulassung sowie die
Abnahme von Prüfungen oder Studienleistungen
nach den jeweiligen Prüfungs- und Studienord-
nungen

zu erhebende Daten anzugeben.

Art. 43

Allgemeine Qualifikationsvoraussetzungen

(1) Die Qualifikation für ein Studium an einer
Universität, das zu einem ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss führt, wird durch die Hochschulreife
nachgewiesen.
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(2) Die Qualifikation für ein Studium an einer
Fachhochschule, das zu einem ersten berufsqualifi-
zierenden Abschluss führt, wird durch die Hoch-
schulreife und die Fachhochschulreife nachgewiesen;
dies gilt auch für Fachhochschulstudiengänge an ande-
ren Hochschulen sowie für den Studiengang Brau-
wesen mit dem Abschluss Diplom-Braumeister an
der Technischen Universität München.

(3) 1Durch die bestandene Vorprüfung oder ent-
sprechende Prüfungen in einem Fachhochschul-
studiengang kann die fachgebundene Hochschulreife
für einen eng verwandten Studiengang an einer
Universität erworben werden; das Nähere wird nach
Anhörung der betroffenen Hochschulen durch
Rechtsverordnung geregelt, in der auch vorgesehen
werden kann, dass Studierende, die die Vorprüfung
oder entsprechende Prüfungen des Fachhochschul-
studiengangs Soziale Arbeit bestanden haben, die
fachgebundene Hochschulreife für den Studiengang
Lehramt an Hauptschulen nachweisen. 2Durch das
Zeugnis über den erfolgreichen Abschluss eines
Fachhochschulstudiengangs wird die allgemeine
Hochschulreife nachgewiesen. 

(4) 1Die Hochschulen können für einzelne Studien-
gänge durch Satzung bestimmen, dass vor der
Aufnahme des Studiums eine dem Studienziel dien-
ende abgeschlossene Ausbildung in einem Ausbil-
dungsberuf oder eine praktische Tätigkeit von bis zu
zwei Jahren nachzuweisen ist. 2In der Satzung sind
nähere Regelungen insbesondere zu deren Art und
Umfang zu treffen.

(5) 1Der Zugang zu einem Masterstudiengang nach
Art. 57 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 setzt einen Hochschulab-
schluss oder einen gleichwertigen Abschluss voraus.
2Die Hochschulen legen durch Satzung weitere
Zugangsvoraussetzungen fest, insbesondere den
Nachweis einer studiengangspezifischen Eignung.
3In Ausnahmefällen kann die Hochschule zulassen,
dass das Studium bereits vor dem Erwerb der Zu-
gangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 und 2 auf-
genommen wird, wenn die Zugangsvoraussetzungen
spätestens innerhalb eines Jahres nach Aufnahme des
Studiums nachgewiesen werden. 4Im Übrigen
bestimmt sich die Qualifikation für ein Zusatz-,
Ergänzungs- oder Aufbaustudium  sowie für eine stu-
dienbegleitende Zusatzausbildung nach deren jewei-
ligen Erfordernissen. 5Das Nähere wird durch Sat-
zung der Hochschule geregelt.

(6) 1Das weiterbildende Studium steht Bewerbern
und Bewerberinnen mit abgeschlossenem Hochschul-
studium und anschließender Berufserfahrung offen;
Angebote des weiterbildenden Studiums, die nicht
mit einem akademischen Grad abschließen, stehen
auch solchen Bewerbern und Bewerberinnen mit
Berufserfahrung offen, die die für die Teilnahme
erforderliche Eignung im Beruf oder auf andere
Weise erworben haben; im Übrigen bestimmt sich die
Qualifikation nach den Erfordernissen des weiterbil-
denden Studiums. 2Das Nähere wird durch Satzung
der Hochschule geregelt; in dieser kann auch die
Erteilung eines Zertifikats geregelt und bestimmt
werden, dass die Berufserfahrung in Ausnahmefällen
erst nach Studienbeginn erworben wird.

(7) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, durch
welche Abschlüsse und Zeugnisse die Hochschulreife
und Fachhochschulreife nachgewiesen werden.

(8) Abweichend von Abs. 1 bis 7 ist eine Imma-
trikulation an Universitäten als Studierender oder
Studierende im Studiengang Vorbereitungsstudium
für ausländische Studienbewerber und Studienbe-
werberinnen für Studierende am Studienkolleg bei
den Universitäten des Freistaates Bayern, an Fach-
hochschulen als Studierender oder Studierende im
Vorbereitungsstudium für ausländische Studienbe-
werber und Studienbewerberinnen für Studierende
am Studienkolleg bei den Fachhochschulen des
Freistaates Bayern sowie in Lehrgängen an Fach-
hochschulen zum Erwerb der Fachhochschulreife
(Propädeutikum) zulässig; das Nähere wird durch
Rechtsverordnung geregelt.

Art. 44

Besondere Qualifikationsvoraussetzungen

(1) Neben oder anstelle der allgemeinen Qualifika-
tionsvoraussetzungen (Art. 43) und der Hochschulzu-
gangsberechtigung nach Art. 45 ist für das Studium
in bestimmten Studiengängen oder an bestimmten
Hochschulen nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 die
Qualifikation durch eine Eignungsprüfung oder in
einem Eignungsfeststellungsverfahren nachzuweisen.

(2) 1Die für das Studium an Kunsthochschulen und
entsprechende Studiengänge an anderen Hochschu-
len erforderliche Qualifikation ist in einer Prüfung
der Begabung und Eignung (Eignungsprüfung) für
den gewählten Studiengang nachzuweisen; das
Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt.
2Durch Rechtsverordnung können zusätzlich der
Vorbildungsnachweis nach Art. 43 Abs. 1 und weitere
Vorbildungsnachweise gefordert sowie Altersgrenzen
festgelegt werden. 3Studierende für das Studium des
Lehramts an Gymnasien und Realschulen in den
Fächern Kunst und Musik müssen auch den
Vorbildungsnachweis nach Art. 43 Abs. 1 erbringen.
4Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden,
dass in den Fachhochschulstudiengängen der Ausbil-
dungsrichtung Gestaltung sowie in den Fachhoch-
schulstudiengängen Architektur und Innenarchitek-
tur neben dem Nachweis nach Art. 43 Abs. 2 die
künstlerische Begabung und Eignung in einer Eig-
nungsprüfung nachzuweisen ist; in der Rechtsver-
ordnung nach Halbsatz 1 ist das Nähere zu regeln. 

(3) Für das Studium eines Sportstudiengangs ist
neben der Hochschulreife die Eignung für diesen
Studiengang in einer Eignungsprüfung nachzuwei-
sen; die Sportstudiengänge werden durch Rechts-
verordnung festgelegt, in der auch das Nähere über
die Abnahme dieser Prüfung geregelt wird und in der
auch ein Attest über die Sporttauglichkeit als Zulas-
sungsvoraussetzung für die Prüfung vorgesehen wer-
den kann.

(4) 1Neben den allgemeinen Qualifikationsvoraus-
setzungen und der Hochschulzugangsberechtigung
nach Art. 45 kann die Hochschule für einzelne
Studiengänge den Nachweis der Eignung in einem
Eignungsfeststellungsverfahren verlangen, wenn das
betreffende Studium besondere qualitative Anforde-
rungen stellt, die jeweils zu begründen sind. 2Dies
gilt nicht, soweit der betreffende Studiengang in das
Verfahren der Zentralstelle für die Vergabe von Stu-
dienplätzen einbezogen ist oder für den Zeitraum, in
dem für diesen Studiengang ein örtliches Auswahl-



verfahren durchgeführt wird. 3Für die Eignungs-
feststellung können folgende Kriterien festgelegt
werden:

1. Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechti-
gung,

2. fachspezifische Einzelnoten der Hochschulzu-
gangsberechtigung,

3. Auswahlgespräch,

4. Test (Leistungserhebung in schriftlicher Form),

5. einschlägige Berufsausbildung oder andere berufs-
praktische Tätigkeiten.

4Mindestens eines der in Satz 3 Nrn. 2 bis 5 aufge-
führten Kriterien muss mit dem Kriterium nach Satz 3
Nr. 1 kombiniert werden; neben Kriterien nach Satz 3
Nrn. 2 bis 5 muss das Kriterium nach Satz 3 Nr. 1
zumindest gleichrangig berücksichtigt werden. 5Das
Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt, in der
auch bestimmt werden kann, dass die erforderlichen
Regelungen ganz oder teilweise von den Hochschulen
durch Satzung getroffen werden.

Art. 45

Hochschulzugang 
für besonders qualifizierte Berufstätige

(1) 1Besonders qualifizierten Absolventen und
Absolventinnen der Meisterprüfung wird der fachge-
bundene Zugang zur Fachhochschule für die der
Meisterprüfung fachlich entsprechenden Studien-
gänge eröffnet, wenn sie ein Beratungsgespräch an
der Fachhochschule absolviert haben. 2Satz 1 gilt
entsprechend für Absolventen und Absolventinnen
der vom Staatsministerium für Unterricht und
Kultus der Meisterprüfung gleichgestellten berufli-
chen Fortbildungsprüfungen sowie für die Absol-
venten und Absolventinnen von Fachschulen und
Fachakademien. 3Die besondere Qualifikation im
Sinn von Satz 1 ist durch ein erheblich über dem
Durchschnitt liegendes Ergebnis im Zeugnis über die
Meisterprüfung, in Abschlusszeugnissen der Fach-
schule und Fachakademie oder in den entsprechen-
den Zeugnissen über die gleichgestellten Fortbil-
dungsprüfungen nachzuweisen.

(2) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung gere-
gelt.

Art. 46

Immatrikulationshindernisse

Die Immatrikulation ist durch die Hochschule zu
versagen, wenn

1. die in Art. 43 bis 45 genannten Voraussetzungen
nicht vorliegen,

2. der Studienbewerber oder die Studienbewerberin
infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter nicht besitzt,

3. der Studienbewerber oder die Studienbewerberin

eine nach der Prüfungsordnung erforderliche
Prüfung oder an Kunsthochschulen auch eine
durch Satzung festgelegte Probezeit endgültig
nicht bestanden hat oder aus von ihm oder von ihr
zu vertretenden Gründen die Voraussetzungen für
die Meldung zu einer Prüfung endgültig nicht
mehr beibringen kann, es sei denn, dass die betref-
fende Person in einen anderen Studiengang wech-
selt,

4. in dem entsprechenden Studiengang Zulassungs-
zahlen festgesetzt sind und der Studienbewerber
oder die Studienbewerberin keinen Studienplatz
zugeteilt erhält,

5. der Studienbewerber oder die Studienbewerberin
die Zahlung fälliger Gebühren oder Beiträge nicht
nachweist oder die nach der Studentenkranken-
versicherungs-Meldeverordnung vorzulegende Ver-
sicherungsbescheinigung aus eigenem Verschulden
nicht einreicht.

Art. 47

Befristete Immatrikulation

1Bestehen in einem Studiengang an einer Hoch-
schule Ausbildungsmöglichkeiten, die sich nicht auf
den gesamten zum ersten berufsqualifizierenden
Abschluss führenden Studiengang erstrecken, gilt die
Immatrikulation der Studierenden nur bis zum ord-
nungsgemäßen Abschluss der angebotenen Ausbil-
dungsmöglichkeiten. 2Ist die Ausbildungsmöglichkeit
bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluss nur
für einen Teil der Studierenden gegeben, gilt die
Immatrikulation der Studierenden, die eine auf den
ersten Teil des Studiengangs beschränkte Zulassung
erhalten haben, weil das Weiterstudium im Geltungs-
bereich des Staatsvertrags über die Vergabe von Stu-
dienplätzen nicht gewährleistet ist, nur bis zum ord-
nungsgemäßen Abschluss des ersten Teils des
Studiengangs. 3Die näheren Vorschriften werden
durch Rechtsverordnung getroffen.

Art. 48

Rückmeldung, Beurlaubung

(1) Die Studierenden haben sich zu jedem Semes-
ter form- und fristgerecht zum Weiterstudium anzu-
melden (Rückmeldung).

(2) 1Studierende können von der Hochschule auf
Antrag aus wichtigem Grund von der Verpflichtung
zu einem ordnungsgemäßen Studium befreit werden
(Beurlaubung). 2Die Zeit der Beurlaubung soll in der
Regel zwei Semester nicht überschreiten.

(3) Während der Beurlaubung können Studienleis-
tungen nicht erbracht und Prüfungen an der Hoch-
schule, an der die Beurlaubung ausgesprochen
wurde, nicht abgelegt werden; eine Wiederholung
nicht bestandener Prüfungen ist möglich.

(4) Zeiten der Inanspruchnahme von Schutzfristen
des Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen Mutter
(Mutterschutzgesetz – MuSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl I S. 2318)
in der jeweils geltenden Fassung und der Elternzeit
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sind auf die Frist nach Abs. 2 Satz 2 nicht anzurech-
nen; in diesen Fällen gilt Abs. 3 Halbsatz 1 nicht.

Art. 49

Exmatrikulation

(1) Studierende sind zum Ende des Semesters
exmatrikuliert, in dem sie die Abschlussprüfung
bestanden haben.

(2) Studierende sind von der Hochschule zu exma-
trikulieren, wenn

1. sie dies beantragen,

2. ein Immatrikulationshindernis nach Art. 46 nach-
träglich eintritt,

3. sie eine nach der Prüfungsordnung erforderliche
Prüfung oder an Kunsthochschulen auch eine
durch Satzung festgelegte Probezeit endgültig
nicht bestanden haben oder sie aus von ihnen zu
vertretenden Gründen die Voraussetzungen für die
Meldung zu einer Prüfung endgültig nicht mehr
beibringen können, es sei denn, dass sie in einen
anderen Studiengang wechseln,

4. sie die Zahlung von bei der Rückmeldung fälligen
Gebühren oder Beiträgen nicht nachweisen oder
bei der Rückmeldung die nach der Studentenkran-
kenversicherungs-Meldeverordnung vorzulegende
Versicherungsbescheinigung aus eigenem Ver-
schulden nicht einreichen,

5. auf Grund von Tatsachen feststeht, dass die Imma-
trikulation oder Rückmeldung missbräuchlich
erfolgt ist.

(3) 1Abweichend von Abs. 1 können Studierende
auch nach dem Bestehen der Abschlussprüfung in
dem betreffenden Studiengang immatrikuliert blei-
ben oder wieder immatrikuliert werden, wenn sie die
Immatrikulation oder das Fortbestehen der Immatri-
kulation beantragen, um

1. im Rahmen entsprechender prüfungsrechtlicher
Regelungen die Prüfung zur Notenverbesserung zu
wiederholen oder

2. eine weitere Studienrichtung oder einen weiteren
Studienschwerpunkt zu studieren oder

3. zu promovieren.

2Die Studierenden sollen exmatrikuliert werden,
wenn die in Satz 1 genannten Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen, in den Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3
spätestens nach drei Jahren. 

Art. 50

Gaststudierende

Für Gaststudierende gelten Art. 42 bis 49 mit fol-
genden Maßgaben:

1. Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden,
dass eine Immatrikulation auch mit anderen als

den in Art. 43 bis 45 genannten Qualifikationen
erfolgen kann;

2. Art. 49 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 sind nicht anzu-
wenden;

3. Art. 44 Abs. 3 gilt mit Ausnahme des Erforder-
nisses der Hochschulreife für Hochschulen über-
tragene nicht akademische Ausbildungen im Sport
entsprechend.

Art. 51

Ausführungsbestimmungen

1Die Hochschulen erlassen die erforderlichen
Bestimmungen über die Immatrikulation, Rückmel-
dung, Beurlaubung und Exmatrikulation durch Sat-
zung. 2In den Satzungen haben die Hochschulen ins-
besondere Bestimmungen über das Verfahren und die
einzuhaltenden Fristen zu treffen. 3Die Hochschulen
können durch Satzung weitere Fälle bestimmen, in
denen die Immatrikulation versagt werden kann oder
Studierende exmatrikuliert werden können, wenn
Gründe vorliegen, die einem ordnungsgemäßen
Studium entgegenstehen.

Art. 52

Mitwirkung der Studierenden, 
Studierendenvertretung

(1) Die Studierenden wirken in der Hochschule
durch ihre gewählten Vertreter und Vertreterinnen in
Hochschulorganen mit.

(2) 1Dem studentischen Konvent gehören an:

1. der Vertreter oder die Vertreterin der Studierenden
im Senat,

2. die Mitglieder des Fachschaftenrats sowie

3. weitere Vertreter und Vertreterinnen der Studie-
renden, deren Zahl der der Mitglieder des Fach-
schaftenrats entspricht.

2Der Fachschaftenrat besteht aus den Vertretern und
Vertreterinnen der Studierenden in den Fakultäts-
räten; verdoppelt sich die Zahl der Vertreter und Ver-
treterinnen im Fakultätsrat nach Art. 31 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 oder Art. 34 Abs. 2 Satz 2, gehören dem Fach-
schaftenrat nur die Vertreter und Vertreterinnen der
Studierenden an, auf die bei der Wahl des Fakultäts-
rats die beiden ersten Sitze entfallen. 3Die Vertreter
und Vertreterinnen nach Satz 1 Nr. 3 werden von den
Studierenden der Hochschule gewählt; Art. 38 Abs. 1
gilt entsprechend. 4Bestehen an einer Hochschule
keine Fakultäten, gehören dem studentischen Kon-
vent anstelle der Mitglieder nach Nrn. 2 und 3 weite-
re Vertreter und Vertreterinnen der Studierenden im
Sinn des Satzes 3 an, deren Zahl in der Grundord-
nung festgelegt wird.

(3) 1Innerhalb einer angemessenen Frist nach den
Wahlen zu den Hochschulorganen ist der Sprecher-
und Sprecherinnenrat zu bilden. 2Dieser besteht aus
fünf Personen, von denen zwei vom studentischen
Konvent und zwei vom Fachschaftenrat gewählt wer-



den; außerdem gehört ihm der Vertreter oder die
Vertreterin der Studierenden im Senat an. 3In den
Sprecher- und Sprecherinnenrat können nur Stu-
dierende gewählt werden, die an der Hochschule
immatrikuliert sind; die diesem vorsitzende Person
wird vom studentischen Konvent bestimmt. 4Das
erste Zusammentreten des studentischen Konvents
wird bis zur Wahl eines oder einer Vorsitzenden aus
der Mitte des studentischen Konvents vom Präsiden-
ten oder von der Präsidentin geleitet. 5Der studenti-
sche Konvent ist mindestens einmal im Semester
während der Vorlesungszeit von der ihm vorsitzenden
Person einzuberufen. 6Im Übrigen ist der studenti-
sche Konvent auf Verlangen von mindestens 25 v.H.
seiner Mitglieder binnen 14 Tagen einzuberufen.
7Bestehen an einer Hochschule keine Fakultäten,
gehören dem Sprecher- und Sprecherinnenrat fünf
Vertreter und Vertreterinnen der Studierenden an;
Mitglieder nach Halbsatz 1 sind der Vertreter oder die
Vertreterin der Studierenden im Senat und diejenigen
Studierenden in der erforderlichen Anzahl, auf die
bei der Wahl des Vertreters oder der Vertreterin im
Senat weitere Sitze entfallen würden. 

(4) 1Die Aufgaben des studentischen Konvents und
des Sprecher- und Sprecherinnenrats sind

1. die Vertretung der fachlichen, wirtschaftlichen
und sozialen Belange der Studierenden der
Hochschule,

2. fakultätsübergreifende Fragen, die sich aus der
Mitarbeit der Vertreter und Vertreterinnen der
Studierenden in den Hochschulorganen ergeben,

3. die Förderung der geistigen, musischen und sport-
lichen Interessen der Studierenden,

4. die Pflege der Beziehungen zu deutschen und aus-
ländischen Studierenden. 

2Die Vertreter und Vertreterinnen der Studierenden
in den Hochschulorganen sind an Beschlüsse oder
Weisungen des studentischen Konvents oder des
Sprecher- und Sprecherinnenrats nicht gebunden.
3Der Sprecher- und Sprecherinnenrat führt die
Beschlüsse des studentischen Konvents aus. 4Die lau-
fenden Angelegenheiten können diesem zur selbst-
ständigen Erledigung übertragen werden. 5Der Spre-
cher- und Sprecherinnenrat hat gegenüber dem stu-
dentischen Konvent Bericht über seine Tätigkeit, ins-
besondere über die Verwendung der Haushaltsmittel,
zu erstatten; der studentische Konvent kann hierüber
beraten. 

(5) 1Die Vertreter und Vertreterinnen der Studie-
renden einer Fakultät bilden die Fachschaftsvertre-
tung. 2Soweit die Zahl der Studierenden, die
Mitglieder einer Fakultät sind, 2000 nicht übersteigt,
besteht die Fachschaftsvertretung aus sieben Perso-
nen. 3Soweit die Zahl der Studierenden, die Mitglie-
der einer Fakultät sind, 2000 übersteigt, erhöht sich
die Zahl der Vertreter und Vertreterinnen der Studie-
renden, die die Fachschaftsvertretung bilden, je
angefangene weitere 1000 Studierende um eins.
4Fachschaftssprecher oder Fachschaftssprecherin ist
der Vertreter oder die Vertreterin der Studierenden
im Fakultätsrat, der oder die bei der Wahl die mei-
sten Stimmen erhalten hat; die weiteren Mitglieder
der Fachschaftsvertretung sind diejenigen Studieren-
den in der erforderlichen Anzahl, auf die bei der Wahl

zu den Fakultätsräten weitere Sitze entfallen wür-
den. 5Die Fachschaftsvertretung ist mindestens ein-
mal im Semester während der Vorlesungszeit vom
Fachschaftssprecher oder von der Fachschaftsspre-
cherin einzuberufen. 6Abs. 3 Satz 6 gilt entsprechend.
7Der Fachschaftsvertretung obliegt im Rahmen des
Abs. 4 die Wahrnehmung fakultätsbezogener Angele-
genheiten der Studierenden. 8Der Fachschaftsspre-
cher oder die Fachschaftssprecherin führt die laufen-
den Geschäfte der Fachschaftsvertretung und voll-
zieht deren Beschlüsse; Abs. 4 Satz 5 gilt entspre-
chend. 

(6) 1Die Rechte und Pflichten der Hochschullei-
tung, insbesondere nach Art. 20 Abs. 3 Sätze 1 und 2,
erstrecken sich auch auf den studentischen Konvent,
den Fachschaftenrat, den Sprecher- und Sprecherin-
nenrat und die Fachschaftsvertretungen. 2Die Hoch-
schulleitung ist außerdem berechtigt, bei rechtswid-
rigen Maßnahmen des studentischen Konvents, des
Sprecher- und Sprecherinnenrats oder der Fach-
schaftsvertretungen die nach Art. 53 zur Verfügung
gestellten Haushaltsmittel ganz oder teilweise einzu-
ziehen oder anzuordnen, dass Zahlungsanweisungen
nicht ausgeführt werden. 

(7) Die Grundordnung regelt das Nähere über das
Zusammentreten, die Beschlussfassung und die lau-
fenden Arbeiten des studentischen Konvents, des
Fachschaftenrats, des Sprecher- und Sprecherinnen-
rats und der Fachschaftsvertretungen. 

Art. 53

Finanzierung

(1) 1Im Rahmen des staatlichen Haushalts werden
Mittel für Zwecke des studentischen Konvents
einschließlich des Sprecher- und Sprecherinnenrats
sowie Fachschaftsvertretungen zur Verfügung ge-
stellt. 2Die Verwaltung der Hochschule wacht darü-
ber, dass die Haushaltsmittel unter den Empfangsbe-
rechtigten nach Satz 1 entsprechend den Erforder-
nissen nach Art. 52 Abs. 4 Satz 1 verteilt werden;
dabei soll der Schwerpunkt bei den Fachschaftsver-
tretungen liegen, denen die Mittel unmittelbar zuge-
wiesen werden. 3Der Sprecher- und Sprecherinnenrat
stellt vor Beginn des Haushaltsjahres eine Übersicht
der voraussichtlichen Ausgaben auf, die rechtzeitig
der Hochschulleitung vorzulegen ist. 4Die Übersicht
über die voraussichtlichen Ausgaben ist vor der
Vorlage an die Hochschulleitung mit der Mehrheit
von Sprecher- und Sprecherinnenrat sowie der
Mehrheit des Fachschaftenrats und des studentischen
Konvents zu verabschieden. 5Studentischer Konvent
und Sprecher- und Sprecherinnenrat haben ihre
Entscheidung so rechtzeitig zu treffen, dass die Über-
sicht vor Beginn des Haushaltsjahres der Hochschul-
leitung vorgelegt werden kann. 6Die Fachschafts-
vertretung soll vor Beginn des Haushaltsjahres eine
Übersicht der voraussichtlichen Ausgaben aufstellen,
die rechtzeitig der Hochschulleitung vorzulegen ist.

(2) 1Der Sprecher- und Sprecherinnenrat und die
Fachschaftsvertretungen benennen für eine bestimm-
te Zeitdauer der Hochschulleitung ein oder zwei
Mitglieder, welche die Befugnis zur sachlichen und
rechnerischen Feststellung der Auszahlungsbelege
erhalten. 2Die Verwaltung der Hochschule prüft, ob
die zu leistenden Auszahlungen der Zweckbindung
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und den Aufgaben nach Art. 52 Abs. 4 Satz 1 ent-
sprechen, und ordnet die Auszahlung an, wenn keine
Bedenken bestehen. 3Im Zweifelsfall sind die Zah-
lungsanordnungen der Hochschulleitung zur Ent-
scheidung nach Art. 52 Abs. 6 Satz 2 vorzulegen.

Abschnitt IV

Studium, Lehre und Prüfungen

Art. 54

Studienjahr

(1) 1Das Studienjahr wird in Semester eingeteilt;
auf Antrag der Hochschule kann das Staatsministe-
rium bestimmen, dass das Studienjahr in Trimester
eingeteilt wird. 2Die für Semester geltenden Vor-
schriften sind auf Trimester sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Beginn des Studienjahres und die Dauer
der Semester oder Trimester sowie die unterrichts-
freien Zeiten werden durch Rechtsverordnung festge-
setzt.

Art. 55

Studienziel und Studienreform

(1) Lehre und Studium sollen die Studierenden auf
ein berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihnen
die dafür erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und
Methoden dem jeweiligen Studiengang entsprechend
so vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher oder
künstlerischer Arbeit und zu verantwortungsvollem
Handeln in einem freiheitlichen, demokratischen und
sozialen Rechtsstaat befähigt werden; dabei sollen
die besonderen Belange von Menschen mit Behinde-
rung berücksichtigt werden.

(2) 1Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe,
im Zusammenwirken mit dem Staatsministerium und
sonstigen zuständigen Stellen Inhalte und Formen
des Studiums im Hinblick auf die Entwicklungen in
Wissenschaft und Kunst, die Bedürfnisse der berufli-
chen Praxis und die notwendigen Veränderungen in
der Berufswelt im internationalen Kontext zu über-
prüfen und weiterzuentwickeln sowie der Entwick-
lung professioneller Methoden des Lehrens und Ler-
nens besondere Beachtung zu schenken. 2Dabei ist
der Entwicklung und Einführung von Strukturen
und Instrumenten zur Schaffung eines einheitlichen
europäischen Hochschulraums Rechnung zu tragen.
3Bei der Reform von Lehre und Studium und bei der
Bereitstellung des Lehrangebots sollen auch die
Möglichkeiten eines Fernstudiums und der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik genutzt werden.

Art. 56

Studiengänge

(1) 1Ein Studiengang ist ein durch Prüfungs- und
Studienordnungen geregeltes, auf einen bestimmten
Hochschulabschluss gerichtetes Studium, das in der
Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss

führt. 2Als berufsqualifizierend im Sinn dieses
Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studiengangs,
durch den die fachliche Eignung für einen berufli-
chen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Ein-
führung vermittelt wird. 3Soweit bereits das jeweili-
ge Studienziel eine berufs- oder ausbildungsbezogene
Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des
Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen und
nach Möglichkeit in den Studiengang einzuordnen.

(2) 1Sind auf Grund der maßgebenden Prüfungs-
und Studienordnung aus einer größeren Zahl zulässi-
ger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, ist
jedes dieser Fächer ein Teilstudiengang. 2Für den
Teilstudiengang gelten die Bestimmungen über den
Studiengang entsprechend. 

(3) 1Grundständige Studiengänge führen zu einem
ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss.
2Für Absolventen und Absolventinnen eines Hoch-
schulstudiums können zur Vermittlung weiterer wis-
senschaftlicher oder beruflicher Qualifikationen oder
zur Vertiefung eines Studiums, insbesondere zur
Heranbildung des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Nachwuchses, Zusatz-, Ergänzungs- und Auf-
baustudien (postgraduale Studiengänge) angeboten
werden. 3Die wissenschaftliche und künstlerische
Weiterbildung wird in Form von postgradualen Stu-
diengängen oder Kontaktstudien durchgeführt. 4Das
Lehrangebot für das weiterbildende Studium soll die
aus der beruflichen Praxis entstandenen Bedürfnisse
der Teilnehmer berücksichtigen.  

Art. 57

Regelstudienzeiten, Studienstruktur

(1) 1In den Prüfungsordnungen ist eine Studienzeit
vorzusehen, in der ein Hochschulabschluss erworben
werden kann (Regelstudienzeit). 2Die Regelstudien-
zeit schließt Zeiten einer in den Studiengang einge-
ordneten berufspraktischen Tätigkeit, praktische
Studiensemester und Prüfungszeiten ein; nach der
Prüfungsordnung für die Ablegung von Wiederho-
lungsprüfungen benötigte Semester werden nicht auf
die Regelstudienzeit angerechnet. 3Die Regelstudien-
zeit ist maßgebend für die Gestaltung der Studien-
ordnung, für die Sicherstellung des Lehrangebots, für
die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die
Ermittlung und Festsetzung der Ausbildungskapazi-
täten und die Berechnung von Studierendenzahlen
bei der Hochschulentwicklungsplanung. 

(2) 1Die Regelstudienzeit beträgt bei grundständi-
gen Studiengängen

1. mit dem Abschluss Bachelor mindestens drei und
höchstens vier Jahre,

2. bei Fachhochschulstudiengängen, soweit sie nicht
unter Nr. 1 fallen, höchstens vier Jahre und 

3. im Übrigen höchstens viereinhalb Jahre; 

Fachhochschulstudiengänge nach Nrn. 1 und 2 ent-
halten in der Regel ein oder zwei praktische Studien-
semester. 2Die Regelstudienzeit beträgt bei postgra-
dualen Studiengängen 

1. mit dem Abschluss Master mindestens ein Jahr
und höchstens zwei Jahre,



2. bei sonstigen postgradualen Studiengängen in der
Regel höchstens zwei Jahre,

3. bei gesonderten Promotionsstudiengängen in der
Regel höchstens bis zu drei Jahre. 

3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bache-
lorabschluss und einem darauf aufbauenden, fachlich
fortführenden und vertiefenden oder fächerübergrei-
fend erweiternden Masterabschluss führen, beträgt
die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre.
4Darüber hinaus gehende Regelstudienzeiten dürfen
in besonders begründeten Fällen festgesetzt werden;
dies gilt auch für Studiengänge, die in besonderen
Studienformen, zum Beispiel in Teilzeit, durchge-
führt werden. 

(3) Die Einrichtung, wesentliche Änderung oder
Aufhebung eines Studiengangs bedarf des Einver-
nehmens mit dem Staatsministerium, soweit das Ein-
vernehmen nicht bereits in einer mit dem Staatsmi-
nisterium geschlossenen Zielvereinbarung enthalten
ist; dies gilt für Teilstudiengänge entsprechend. 

(4) Spätestens mit Beginn des Wintersemesters
2009/2010 soll die Aufnahme des Studiums in Bache-
lorstudiengängen für Studienanfänger und Studien-
anfängerinnen die Regel sein; unberührt von Halb-
satz 1 bleiben Studiengänge, die ganz oder teilweise
mit einer Staatsprüfung oder einer kirchlichen Prü-
fung abgeschlossen werden.

Art. 58

Studienordnungen

(1) 1Soweit dies für die Planung des Studiums
erforderlich ist, soll die Hochschule eine Studienord-
nung durch Satzung aufstellen, die keiner Genehmi-
gung nach Art. 13 Abs. 2 Satz 2 bedarf. 2Sie regelt auf
der Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und
Aufbau des Studiums. 3Die Studienordnung kann die
Voraussetzungen für die Teilnahme an einzelnen
Unterrichtsveranstaltungen regeln, insbesondere die
Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen vom
Nachweis ausreichender Kenntnisse oder besonderer
Befähigung abhängig machen, und Regelungen über
den Erwerb der Voraussetzungen für die Zulassung
zu einer Prüfung und dessen Wiederholbarkeit tref-
fen.

(2) Betrifft die Studienordnung einen Studiengang,
der ganz oder teilweise mit einer Staatsprüfung
abgeschlossen wird, bedarf der Beschluss des Senats
über die Satzung des Einvernehmens mit dem für die
jeweilige Staatsprüfung zuständigen Staatsministe-
rium.

Art. 59

Studienleitende Maßnahmen, begrenzte Fächerwahl

(1) 1Haben in einem Studiengang einzelne Lehr-
veranstaltungen eine beschränkte Aufnahmekapazi-
tät, kann die Hochschule die Anzahl von Studieren-
den in einer einzelnen Lehrveranstaltung begrenzen,
wenn der Abschluss des Studiums innerhalb der
Regelstudienzeit dadurch nicht ausgeschlossen wird.
2Die Kriterien für die Aufnahme in Lehrveranstal-

tungen mit begrenzter Aufnahmekapazität legt die
Hochschule durch Satzung fest. 3Die Auswahl soll
vorrangig nach dem Studienfortschritt, bei Lehrver-
anstaltungen gleichen Inhalts an verschiedenen
Orten nach sozialen, insbesondere familiären und
wirtschaftlichen Gründen erfolgen.

(2) 1Der Zugang zu Teilstudiengängen, Studien-
richtungen oder Studienschwerpunkten und Fä-
chern, die im Verlauf des Studiums gewählt werden
können, darf unter der Voraussetzung der erschöp-
fenden Nutzung der Ausbildungskapazität begrenzt
werden. 2Das Nähere, insbesondere die Zahl der auf-
zunehmenden Studierenden, die Auswahlkriterien
und das Verfahren, regelt die Hochschule durch
Satzung; die Auswahl soll nach Möglichkeit auf
Grund von Leistungsnachweisen erfolgen, die im
Verlauf des Studiums erbracht worden sind.

Art. 60

Studienberatung

1Die Hochschule unterrichtet Studierende sowie
Studienbewerber und Studienbewerberinnen über
die Studienmöglichkeiten und über Inhalte, Aufbau
und Anforderungen eines Studiums; sie unterstützt
die Studierenden in ihrem Studium durch ein be-
darfsgerechtes Angebot von Einführungsveranstal-
tungen in den einzelnen Studiengängen und eine stu-
dienbegleitende fachliche Beratung während des
gesamten Studiums. 2Sie verschafft sich bis zum
Ende des ersten Jahres des Studiums einen Überblick
über den bisherigen Studienverlauf, informiert die
Studierenden und führt gegebenenfalls eine Studien-
beratung durch. 3Die Hochschule wirkt bei der Stu-
dienberatung insbesondere mit den für die Berufs-
beratung und den für die staatlichen Prüfungen
zuständigen Stellen sowie den Gymnasien, Berufs-
oberschulen und Fachoberschulen zusammen.

Art. 61

Prüfungen, Prüfungsordnungen

(1) 1Das Studium wird in der Regel durch eine
Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchli-
che Prüfung abgeschlossen. 2In Studiengängen nach
Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Nr. 1 sollen die
Prüfungen in der Regel studienbegleitend abgenom-
men werden, in den sonstigen Studiengängen soll dies
angestrebt werden. 3In Studiengängen nach Art. 57
Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 findet eine Vor- oder Zwi-
schenprüfung statt, die spätestens bis zum Ende des
vierten Semesters durchzuführen ist; der Übergang in
das Hauptstudium setzt in der Regel die erfolgreiche
Ablegung einer Vor- oder Zwischenprüfung voraus.
4Soweit Studiengänge mit einer staatlichen Prüfung
abschließen, können die diese regelnden Prüfungs-
ordnungen staatliche Vor- und Zwischenprüfungen
oder entsprechende Hochschulprüfungen vorsehen.
5Im Studiengang Rechtswissenschaft wird eine Zwi-
schenprüfung als Hochschulprüfung durchgeführt. 

(2) 1Hochschulprüfungen werden auf Grund von
Prüfungsordnungen abgenommen, die von den
Hochschulen durch Satzung erlassen werden und der
Genehmigung durch den Präsidenten oder die Präsi-
dentin bedürfen. 2Bei Studiengängen, die ganz oder
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teilweise mit einer Staatsprüfung abschließen, ist das
Einvernehmen mit dem für die betreffende Staats-
prüfung zuständigen Staatsministerium erforderlich.
3Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Prü-
fungsordnung

1. gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, 

2. eine mit Art. 57 Abs. 2 unvereinbare Regelstudien-
zeit vorsieht, 

3. die im Hochschulbereich erforderliche Einheit-
lichkeit oder Gleichwertigkeit der Ausbildung
oder der Abschlüsse nicht gewährleistet,

4. einer auf Grund von § 9 Abs. 2 Hochschulrahmen-
gesetz (HRG) ergangenen Empfehlung oder ge-
schlossenen Vereinbarung nicht entspricht,

5. keine Schutzbestimmungen entsprechend den 
§§ 3, 4, 6 und 8 MuSchG sowie entsprechend den
Fristen des Gesetzes zum Erziehungsgeld und zur
Elternzeit (Bundeserziehungsgeldgesetz – BErzGG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Fe-
bruar 2004 (BGBl I S. 206) in der jeweils geltenden
Fassung über die Elternzeit enthält bzw. deren In-
anspruchnahme nicht ermöglicht oder 

6. die besonderen Belange behinderter Studierender
zur Wahrung ihrer Chancengleichheit nicht be-
rücksichtigt.

(3) 1Die Prüfungsordnung regelt die Prüfungsan-
forderungen und das Prüfungsverfahren. 2Sie muss
insbesondere regeln

1. den Zweck der Prüfung, die Gegenstände der
Prüfung und die Anforderungen in der Prüfung,

2. die Prüfungsorgane,

3. die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prü-
fung, für den Erwerb der Zulassungsvorausset-
zungen und deren Wiederholbarkeit, 

4. die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und
Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen,
im Fernstudium oder an anderen Hochschulen,
die Anrechnung einer einschlägigen, gleichwerti-
gen Berufs- oder Schulausbildung insbesondere
auf Leistungsnachweise propädeutischer Lehr-
veranstaltungen und auf in der Prüfungsordnung
verlangte berufspraktische Tätigkeiten, die An-
rechnung von nach Inhalt und Niveau gleichwer-
tigen Studien- und Prüfungsleistungen einer mit
Erfolg abgeschlossenen Ausbildung an Fach-
schulen und Fachakademien; außerhalb des
Hochschulbereichs erworbene Kenntnisse und
Fähigkeiten dürfen höchstens die Hälfte des vor-
geschriebenen Hochschulstudiums ersetzen,

5. die Regeltermine für die Vor-, Zwischen- und Ab-
schlussprüfung sowie studienbegleitende Prü-
fungen oder die Fristen für die Meldung zu diesen
Prüfungen; in Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Nr. 1 ist zu bestimmen,
dass bis zum Ende des zweiten Semesters minde-
stens eine Prüfungsleistung, bei Teilstudiengän-
gen für jeden Teilstudiengang jeweils mindestens
eine Prüfungsleistung, aus den Grundlagen des
jeweiligen Studiengangs zu erbringen ist (Grund-
lagen- und Orientierungsprüfung), 

6. die Regelstudienzeit und den Umfang der erfor-
derlichen Lehrveranstaltungen,

7. die Bekanntmachung der Prüfung und die Be-
nachrichtigung der Prüfungsteilnehmer und Prü-
fungsteilnehmerinnen,

8. die Form und das Verfahren der Prüfung; die
Prüfungsordnung kann in geeigneten Studien-
gängen vorsehen, dass Prüfungen in einer Fremd-
sprache abgenommen werden, 

9. die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung schrift-
licher Prüfungsarbeiten sowie die Folgen von
Verstößen gegen Prüfungsvorschriften,

10. die Grundsätze für die Bewertung der einzelnen
Prüfungsleistungen und die Ermittlung des Prü-
fungsgesamtergebnisses; Prüfungsleistungen, die
als nicht bestanden bewertet werden sollen, sind
von zwei Prüfenden zu bewerten, mündliche
Prüfungen sind mindestens von einem Prüfenden
und einem sachkundigen Beisitzer durchzu-
führen, 

11. die Wiederholung der Prüfung; für die erste Wie-
derholung der Prüfung ist in der Regel eine Frist
von höchstens sechs Monaten festzulegen, 

12. den nach bestandener Prüfung zu verleihenden
akademischen Grad.

(4) 1Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf
der Grundlage eines international kompatiblen
Leistungspunktsystems bewertet werden, das die
Anrechnung erbrachter Leistungen auf gleiche oder
verwandte Studiengänge derselben oder anderer
Hochschulen erleichtert. 2Der Nachweis von Studien-
und Prüfungsleistungen wird in der Regel auch durch
entsprechende Studien- und Prüfungsleistungen an
anderen staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland,
durch die erfolgreiche Teilnahme an einer entspre-
chenden Fernstudieneinheit oder durch die Teilnahme
an Lehrangeboten der Virtuellen Hochschule Bayern
erbracht, es sei denn, dass diese nicht gleichwertig
sind. 

(5) 1Zur Abschlussprüfung als Diplommusiklehrer
oder Diplommusiklehrerin und Diplommusiker oder
Diplommusikerin an Hochschulen für Musik werden
auch Personen zugelassen, die ihr Studium an einer
bayerischen Fachakademie für Musik (Konservatori-
um) durchgeführt haben. 2Die Gleichwertigkeit der
Ausbildung wird durch Kooperationsverträge zwi-
schen den Hochschulen für Musik und den Trägern
der Fachakademien für Musik (Konservatorien)
sichergestellt. 

(6) 1Die Studierenden können von den Regelter-
minen und Meldefristen nach Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 nach
Maßgabe der Prüfungsordnung abweichen. 2Für die
Vor- und Zwischenprüfung darf die Prüfungsordnung
eine Verschiebung um ein Semester, für die Abschluss-
prüfung um höchstens vier Semester zulassen; für die
Abschlussprüfung in Studiengängen nach Art. 57
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 darf die Verschiebung
höchstens zwei Semester betragen; die Fristen kön-
nen nach Maßgabe der Prüfungsordnung um die für
die Wiederholung von Prüfungen benötigten Semes-
ter verlängert werden. 3Überschreiten Studierende



aus von ihnen zu vertretenden Gründen die in der
Prüfungsordnung festgelegten Fristen für die
Meldung zur Prüfung oder für die Ablegung der
Prüfung oder legen sie eine Prüfung, zu der sie sich
gemeldet haben, aus von ihnen zu vertretenden
Gründen nicht ab, gelten die nicht fristgerecht abge-
legten Prüfungsteile als abgelegt und nicht bestan-
den. 4Überschreiten Studierende einer Hochschule
für Musik aus von ihnen zu vertretenden Gründen die
Fristen nach Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 oder legen sie eine
Prüfung, zu der sie sich gemeldet haben, aus von
ihnen zu vertretenden Gründen nicht ab, gilt die
Prüfung als abgelegt und nicht bestanden. 

(7) 1Für geeignete Studiengänge ist in der Prü-
fungsordnung vorzusehen, dass eine erstmals nicht
bestandene Abschlussprüfung als nicht abgelegt gilt,
wenn sie nach ununterbrochenem Fachstudium spä-
testens zum Regeltermin vollständig abgelegt wurde
(freier Prüfungsversuch). 2Nach der Prüfungsord-
nung anerkannte Studienzeiten bei Hochschul-, Stu-
diengangs- oder Fachwechsel werden auf das Fach-
studium angerechnet; Semester, in denen Studierende
beurlaubt waren (Art. 48 Abs. 2 Satz 1), bleiben un-
berücksichtigt. 3Im Rahmen des freien Prüfungsver-
suchs bestandene Fachprüfungen werden angerech-
net, wenn die Meldung zur erneuten Ablegung der
Prüfung innerhalb einer von der Prüfungsordnung
festzulegenden Frist unverzüglich erfolgt. 4Die
Fachprüfungen können zur Notenverbesserung ein-
mal wiederholt werden, wobei das jeweils bessere
Ergebnis zählt. 5Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für
Vor-, Zwischen- und Teilprüfungen; sie gelten nicht
für die Abschlussarbeit.

(8) 1Für Fachhochschulstudiengänge kann nach
Anhörung der betroffenen Hochschulen eine Rah-
menprüfungsordnung als allgemeine Prüfungsord-
nung durch Rechtsverordnung erlassen werden; diese
kann insbesondere von Abs. 6 Satz 3 abweichende
Regelungen treffen; Entsprechendes gilt für Regelun-
gen über den Beginn der Prüfungszeit an Fachhoch-
schulen. 2Die betroffenen Hochschulen erlassen die
zur Rahmenprüfungsordnung erforderlichen Prü-
fungsordnungen. 

(9) 1Fachhochschulen, an denen Bachelorstudien-
gänge Übersetzen und Dolmetschen bestehen, kön-
nen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium in
anderen als den in diesen Studiengängen angebote-
nen Fremdsprachen Hochschulprüfungen (Externen-
prüfungen) für nicht immatrikulierte Personen
durchführen. 2Diese Personen müssen über die
Qualifikation für ein Studium an einer Fachhoch-
schule in Bayern verfügen und die staatliche Prüfung
für Übersetzer bzw. für Übersetzer und Dolmetscher
in der betreffenden Fremdsprache in Bayern abgelegt
haben. 3Voraussetzung ist eine ausreichend breite
Vertretung des jeweiligen Fachs einschließlich der
erforderlichen fachlichen Prüfungskompetenz durch
das hauptberuflich tätige wissenschaftliche Personal
an dieser Hochschule oder an einer mit dieser koope-
rierenden Hochschule.

Art. 62

Prüfer und Prüferinnen

(1) 1Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen
bewertet werden, die selbst mindestens die durch die

Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige
Qualifikation besitzen. 2Zur Abnahme von Hoch-
schulprüfungen sind nach Maßgabe der Hochschul-
prüfungsordnung nur 

1. Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 2
Abs. 3 Satz 1 BayHSchPG) sowie entpflichtete
Professoren und Professorinnen,

2. nach näheren Vorschriften des Staatsministeriums
im Ruhestand befindliche Professoren und Profes-
sorinnen, wissenschaftliche und künstlerische Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen, Lehrbeauftragte
und Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in
der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene
Personen, 

3. nach näheren Vorschriften des Staatsministeriums
bei Abnahme der Diplommusiklehrerprüfung und
Diplommusikerprüfung an den Hochschulen für
Musik auch Lehrkräfte der Fachakademien für
Musik 

befugt. 

(2) Das prüfungsberechtigte wissenschaftliche
Personal für Theologie, Religionspädagogik oder
Didaktik des Religionsunterrichts an einer Universi-
tät, an der eine theologische Fakultät des selben
Bekenntnisses nicht vorhanden ist, wirkt bei Hoch-
schulprüfungen (einschließlich Habilitationen), die
zu theologischen akademischen Graden oder zur
Feststellung einer entsprechenden Lehrbefähigung
führen, in der theologischen Fakultät des selben
Bekenntnisses der nächstgelegenen Universität mit,
an der eine solche Fakultät vorhanden ist. 

Art. 63

Studium an ausländischen Hochschulen

1Studien- und Prüfungsleistungen, die an auslän-
dischen Hochschulen erbracht worden sind, werden
anlässlich der Fortsetzung des Studiums, der Able-
gung von Prüfungen, der Aufnahme von postgradua-
len Studien oder der Zulassung zur Promotion an
einer Hochschule in der Regel anerkannt, außer sie
sind nicht gleichwertig. 2Wird die Anerkennung der
Studien- und Prüfungsleistungen versagt, kann die
betroffene Person eine Überprüfung der Entschei-
dung durch die Hochschulleitung beantragen, soweit
diese nicht einen Studiengang betrifft, der mit einer
staatlichen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossen
wird; die Hochschulleitung gibt der für die Entschei-
dung über die Gleichwertigkeit zuständigen Stelle
eine Empfehlung für die weitere Behandlung des
Antrags. 3§ 5a Abs. 1 Satz 2 und § 112 des Deutschen
Richtergesetzes bleiben unberührt.

Art. 64

Promotion

(1) 1Die Promotion dient dem Nachweis der
Befähigung zu vertiefter wissenschaftlicher Arbeit
und beruht auf einer selbstständigen wissenschaftli-
chen Arbeit (Dissertation) und einer mündlichen
Prüfung. 2Sie setzt in der Regel ein mit einer Prüfung
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erfolgreich abgeschlossenes Studium in einem uni-
versitären Studiengang, in einem Fachhochschulmas-
terstudiengang oder in den Studiengängen Musik-
pädagogik (Lehramtsstudiengänge Musik) und Musik-
wissenschaft an einer Hochschule für Musik voraus.
3Die Universitäten regeln in Promotionsordnungen,
unter welchen Voraussetzungen Absolventen und Ab-
solventinnen einschlägiger sonstiger Fachhochschul-
studiengänge zur Promotion zugelassen und ob Pro-
fessoren und Professorinnen von Fachhochschulen
als Betreuende und Prüfende bestellt werden; dabei
sollen zu erbringende zusätzliche Studien- und Prü-
fungsleistungen grundsätzlich nicht mehr als ein Jahr
erfordern. 4Für die vom Senat der Hochschule als
Satzung zu beschließende Promotionsordnung gelten
Art. 61 Abs. 2 Sätze 1 und 3, Abs. 3 Sätze 1 und 2 
Nrn. 1 bis 3 sowie 8 bis 12 entsprechend. 5In den
Promotionsordnungen kann vorgesehen werden, dass
die Hochschule eine Versicherung an Eides statt über
die Eigenständigkeit der erbrachten wissenschaftli-
chen Leistungen verlangen und abnehmen kann. 

(2) Die Universitäten sollen auch hochschulüber-
greifend zur Heranbildung des wissenschaftlichen
Nachwuchses gesonderte Promotionsstudiengänge
und Graduiertenkollegs einrichten, deren Ausbil-
dungsziel die Qualifikation für Wissenschaft und
Forschung ist; die Regelungen über Studiengänge
finden auf Promotionsstudiengänge entsprechend
Anwendung.

Art. 65

Lehrbefähigung, Lehrbefugnis

(1) 1Die Habilitation dient der förmlichen Feststel-
lung der wissenschaftlichen und pädagogischen
Eignung zum Professor oder zur Professorin in einem
bestimmten Fachgebiet an Universitäten (Lehrbefä-
higung); die Lehrbefähigung können Universitäten
feststellen. 2Ziel des Habilitationsverfahrens ist es,
besonders qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern
und Nachwuchswissenschaftlerinnen die Möglichkeit
zu geben, selbstständig Aufgaben in Forschung und
Lehre wahrzunehmen, und sie unter wissenschaftli-
cher Begleitung durch ein Fachmentorat, dem drei
Professoren oder Professorinnen oder Hochschul-
lehrer und Hochschullehrerinnen im Sinn des Art. 2
Abs. 2 Nrn. 1 und 2 BayHSchPG angehören, mög-
lichst innerhalb von vier Jahren für die Berufung auf
eine Professur zu qualifizieren.

(2) 1Der Erwerb der Lehrbefähigung setzt die An-
nahme als Habilitand oder Habilitandin durch die
Fakultät voraus. 2Auf Antrag können Personen ange-
nommen werden, die pädagogische Eignung und eine
besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit
besitzen, die in der Regel durch die herausragende
Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 3Die
Annahme ist zu versagen, wenn dem Bewerber oder
der Bewerberin ein akademischer Grad entzogen
wurde. 4Der mit der Annnahme beginnende Status
als Habilitand oder Habilitandin ist in der Regel auf
vier Jahre zuzüglich der Dauer des Begutachtungs-
verfahrens im Sinn des Abs. 6 begrenzt. 5Das Fach-
mentorat soll die Dauer dieses Status bei Vorliegen
besonderer Gründe, insbesondere bei Inanspruch-
nahme von Elternzeit oder eines Beschäftigungsver-
bots nach der Verordnung über den Mutterschutz von
Beamtinnen sowie bei Personen, die nicht Mitglieder
der Hochschule sind, verlängern.

(3) Im Habilitationsverfahren werden

1. die pädagogische Eignung auf Grund wissen-
schaftsgeleiteter Qualifizierung und selbstständig
erbrachter Leistungen in der akademischen Lehre
und

2. die Befähigung zu selbstständiger Forschung auf
Grund einer Habilitationsschrift oder einer Mehr-
zahl von Fachpublikationen mit dem einer Habili-
tationsschrift entsprechenden wissenschaftlichen
Gewicht

festgestellt.

(4) 1Das Fachmentorat vereinbart mit dem Habili-
tanden oder der Habilitandin Art und Umfang der für
den Erwerb der Lehrbefähigung notwendigen Leis-
tungen in Forschung und Lehre. 2Es unterstützt die
Sicherstellung einer drittmittelfähigen Grundaus-
stattung durch die Hochschule, soweit sie für die
beabsichtigte Arbeit erforderlich ist, und begleitet
den Fortgang der Qualifizierung in Forschung und
Lehre.

(5) 1Spätestens nach zwei Jahren führt das Fach-
mentorat eine Zwischenevaluierung durch. 2Stellt es
fest, dass die vereinbarten Leistungen voraussichtlich
nicht erbracht werden, kann der Fakultätsrat die
Bestellung des Fachmentorats aufheben. 3Mit der
Aufhebung des Fachmentorats ist das Habilitations-
verfahren beendet.

(6) 1Bei Fortführung des Habilitationsverfahrens
nach der Zwischenevaluation findet nach Erbringung
der für die Feststellung der Lehrbefähigung verein-
barten Leistungen im Sinn des Abs. 3 eine wissen-
schaftliche Begutachtung durch das Fachmentorat
statt, das auch externe Gutachten einholen soll. 2Das
Fachmentorat schlägt dem Fakultätsrat die Feststel-
lung der Lehrbefähigung vor, wenn die vereinbarten
Leistungen erbracht werden. 3Der Dekan oder die
Dekanin führt innerhalb von vier Monaten einen Be-
schluss über den Vorschlag des Fachmentorats her-
bei; kommt ein Beschluss innerhalb dieser Frist nicht
zustande, gilt die Lehrbefähigung als festgestellt.
4Stellt das Fachmentorat fest, dass die für die
Feststellung der Lehrbefähigung erforderlichen
Leistungen nicht oder nicht innerhalb der Frist des
Abs. 2 Satz 4 erbracht wurden und voraussichtlich
auch nicht innerhalb einer angemessenen Nachfrist
erbracht werden können, hebt der Fakultätsrat die
Bestellung des Fachmentorats auf; das Habilitations-
verfahren ist damit beendet.

(7) 1Nähere Regelungen, insbesondere über den
Nachweis der pädagogischen Eignung, die besondere
Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit sowie
etwaiger weiterer Voraussetzungen für die Annahme
als Habilitand oder Habilitandin, das Verfahren der
Bestellung und die Aufgaben des interdisziplinär
besetzten Fachmentorats, das Vorschlagsrecht des
Habilitanden oder der Habilitandin für die Besetzung
des Fachmentorats, die Zwischenevaluierung und die
wissenschaftliche Begutachtung, trifft die als
Satzung zu beschließende Habilitationsordnung.
2Art. 64 Abs. 1 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend.
3Habilitationsordnungen für das Fach Katholische
Theologie können vorsehen, dass die Annahme die
Vorlage eines Zeugnisses des zuständigen Bischofs
voraussetzt, dass gegen eine Feststellung der Lehr-



befähigung für das Fach Katholische Theologie keine
Erinnerung zu erheben ist. 4Über den erfolgreichen
Abschluss des Habilitationsverfahrens ist eine
Urkunde auszustellen.

(8) Soweit der Fakultätsrat im Rahmen des
Habilitationsverfahrens entscheidet, haben alle
Professoren und Professorinnen der Fakultät das
Recht, nach Maßgabe näherer Regelungen in der
Grundordnung stimmberechtigt mitzuwirken.

(9) 1Habilitanden und Habilitandinnen, die als
wissenschaftliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen
Mitglieder der Hochschule sind, überträgt der Dekan
oder die Dekanin im Einvernehmen mit dem Fach-
mentorat die selbstständige Wahrnehmung von Auf-
gaben in Forschung und Lehre. 2Soweit sie nicht Mit-
glieder der Hochschule sind, trägt das Fachmentorat
im Benehmen mit der Fakultät dafür Sorge, dass der
Habilitand oder die Habilitandin sich in der akade-
mischen Lehre qualifiziert und ausreichend Gele-
genheit zur Lehre erhält.

(10) 1Auf Grund der Feststellung der Lehrbefähi-
gung erteilt die Universität auf Antrag der habilitier-
ten Person die Lehrbefugnis in dem Fachgebiet der
Lehrbefähigung; dies gilt nicht, wenn die habilitierte
Person Universitätsprofessor oder Universitätspro-
fessorin des Fachgebiets der Lehrbefähigung ist. 2Die
Lehrbefugnis soll im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Fakultät Personen erteilt werden, die sich an der
betreffenden Hochschule als Juniorprofessor oder
Juniorprofessorin bewährt haben; auf Antrag der
zuständigen Fakultät kann die Lehrbefugnis auch er-
halten, wer die entsprechende Lehrbefähigung oder
Lehrbefugnis an einer anderen Universität oder an
einer dieser gleichstehenden Hochschule des In- oder
Auslandes besitzt. 3Mit der Erteilung der Lehrbefug-
nis ist das Recht zur Führung der Bezeichnung „Pri-
vatdozent“ oder „Privatdozentin“ verbunden. 4Der
Widerruf der Lehrbefugnis bestimmt sich nach 
Art. 30 BayHSchPG.

(11) Bei der Erteilung der Lehrbefugnis in den
theologischen Fakultäten und in den Fächern
Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des
Religionsunterrichts der Universitäten sind die
Bestimmungen des Art. 3 § 2 des Konkordats mit dem
Heiligen Stuhl sowie des Art. 2 Abs. II und Art. 5 
Abs. III bis V des Vertrags mit der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern zu beachten.

Abschnitt V

Akademische Grade

Art. 66

Verleihung akademischer Grade

(1) 1Auf Grund einer Hochschulprüfung, mit der
ein erster berufsqualifizierender Abschluss erworben
wird, verleiht die Hochschule in Studiengängen nach
Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 einen Bachelorgrad, in
Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3
einen Diplomgrad mit Angabe der Fachrichtung; der
Diplomgrad erhält bei Absolventen und Absolven-
tinnen von Fachhochschulstudiengängen den Zusatz
„(FH)“, bei Absolventen und Absolventinnen univer-

sitärer Studiengänge den Zusatz „Univ.“. 2In anderen
als Fachhochschulstudiengängen können die Hoch-
schulen als ersten berufsqualifizierenden Abschluss
auch einen Magistergrad verleihen. 3Auf Grund einer
Hochschulprüfung, mit der ein weiterer berufsquali-
fizierender Abschluss erworben wird, verleiht die
Hochschule einen Mastergrad. 4Die Hochschulen
können anstelle der Bezeichnung „Bachelor“ die
Bezeichnung „Bakkalaureus“ oder „Bakkalaurea“
und anstelle der Bezeichnung „Master“ die
Bezeichnung „Magister“ oder „Magistra“ vorsehen.
5Die Hochschule kann den Diplomgrad auch auf
Grund einer staatlichen Prüfung oder einer kirchli-
chen Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abge-
schlossen wird, verleihen. 6Von der Hochschule kön-
nen auf Grund einer Vereinbarung mit einer
Hochschule, die außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland liegt, für den berufsqualifizierenden
Abschluss eines Studiums andere als die in den
Sätzen 1 bis 4 genannten Grade verliehen werden.
7Ein Grad nach Satz 6 kann auch zusätzlich zu einem
der in den Sätzen 1 bis 4 genannten Grade verliehen
werden. 8Das Nähere regelt die Hochschule in einer
Satzung, die in den Fällen der Sätze 6 und 7 insoweit
des Einvernehmens mit dem Staatsministerium und
bei Abschlüssen, die in staatlich geregelten Studien-
gängen erworben wurden, des Einvernehmens mit
dem für die betreffende Staatsprüfung zuständigen
Staatsministerium bedarf. 9Durch Satzung der
Hochschule, die insoweit des Einvernehmens mit dem
Staatsministerium bedarf, kann festgelegt werden,
welche weiteren akademischen Grade verliehen wer-
den.

(2) 1Die Universitäten verleihen neben den in Abs. 1
genannten Graden den Doktorgrad. 2Für Abschlüsse
in Studiengängen nach Art. 64 Abs. 2 kann auch der
Grad „Doctor of Philosophy (Ph.D.)“ verliehen wer-
den. 3Die Hochschulen für Musik verleihen in Koope-
ration mit einer Universität den Doktorgrad in den
Bereichen Musikpädagogik (Lehramtsstudiengänge
Musik) und Musikwissenschaft.

(3) 1Die Universitäten, an denen bei Hochschul-
prüfungen prüfungsberechtigtes wissenschaftliches
Personal einer anderen Universität gemäß Art. 62
Abs. 2 mitwirkt, haben den Mitgliedern dieser Uni-
versität und Personen, die ihr Studium dort erfolg-
reich abgeschlossen haben, den Erwerb eines theolo-
gischen akademischen Grades zu ermöglichen. 2In
den Hochschulprüfungsordnungen für die betroffe-
nen theologischen Fakultäten sind entsprechende
Regelungen vorzusehen.

(4) Den Urkunden über die Verleihung der akade-
mischen Grade fügen die Hochschulen eine englisch-
sprachige Übersetzung und eine ergänzende Be-
schreibung (diploma supplement) bei, die insbeson-
dere die wesentlichen, dem Abschluss zugrunde lie-
genden Studieninhalte, den Studienverlauf, die mit
dem Abschluss erworbene Qualifikation sowie die
verleihende Hochschule enthalten muss.

Art. 67

Führung akademischer Grade
deutscher Hochschulen

1Die von deutschen staatlichen oder staatlich
anerkannten Hochschulen verliehenen akademischen

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006272



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006 273

Grade dürfen nur gemäß der Verleihungsurkunde
oder in der sonst festgelegten Form geführt werden;
wird der Doktorgrad in abgekürzter Form geführt, so
muss die Fachrichtung nicht angegeben werden.
2Entsprechendes gilt für ehrenhalber verliehene aka-
demische Grade. 

Art. 68

Führung ausländischer Grade, Hochschultitel und
Hochschultätigkeitsbezeichnungen, Strafvorschrift

(1) 1Ein ausländischer akademischer Grad, der von
einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkann-
ten Hochschule oder anderen Stelle, die zur Ver-
leihung dieses Grades berechtigt ist, auf Grund eines
tatsächlich absolvierten und ordnungsgemäß durch
Prüfung abgeschlossenen Studiums verliehen worden
ist, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter
Angabe der verleihenden Institution genehmigungs-
frei geführt werden; Entsprechendes gilt für die im
Herkunftsland zugelassene oder nachweislich übli-
che Abkürzung. 2Soweit erforderlich, kann die ver-
liehene Führungsform in die lateinische Schrift über-
tragen und eine wörtliche Übersetzung in Klammern
hinzugefügt werden. 3Eine Umwandlung in entspre-
chende deutsche Grade findet nicht statt; Art. 105
bleibt unberührt. 

(2) 1Ein ausländischer Ehrengrad, der von einer
nach dem Recht des Herkunftslandes zur Verleihung
berechtigten Hochschule oder anderen Stelle verlie-
hen wurde, kann nach Maßgabe der für die
Verleihung geltenden Rechtsvorschriften in der ver-
liehenen Form unter Angabe der verleihenden Stelle
geführt werden. 2Ausgeschlossen von der Führung
sind ausländische Ehrengrade, wenn die ausländi-
sche Institution kein Recht zur Vergabe des entspre-
chenden Grades im Sinn des Abs. 1 besitzt. 3Abs. 1
Satz 1 Halbsatz 2 sowie Sätze 2 und 3 Halbsatz 1 gel-
ten entsprechend. 

(3) Für staatliche und kirchliche Grade gilt Abs. 1,
für ausländische Hochschultitel und Hochschultätig-
keitsbezeichnungen gelten die Abs. 1 und 4 entspre-
chend; letzteres gilt auch für Titel, die inländischen
akademischen Graden gleich lauten oder ihnen zum
Verwechseln ähnlich sind.

(4) 1Vereinbarungen und Abkommen der Bundes-
republik Deutschland mit anderen Staaten über
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich und Verein-
barungen der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land gehen den Regelungen in den Abs. 1 bis 3 vor.
2Soweit letztere gegenüber den von der Bundes-
republik Deutschland geschlossenen Abkommen im
Einzelfall günstigere Regelungen enthalten, sind
diese anzuwenden. 

(5) 1Eine von den Abs. 1 bis 4 abweichende Füh-
rung ausländischer Grade, Hochschultitel und
Hochschultätigkeitsbezeichnungen ist unzulässig.
2Entgeltlich erworbene ausländische Grade, Hoch-
schultitel und Hochschultätigkeitsbezeichnungen
dürfen nicht geführt werden.

(6) Wer einen ausländischen Grad, Hochschultitel
oder eine Hochschultätigkeitsbezeichnung führt, hat
auf Verlangen der zuständigen Behörde die Berechti-
gung hierzu urkundlich nachzuweisen.

(7) Wer sich erbietet, gegen Vergütung den Erwerb
eines ausländischen akademischen Grades zu vermit-
teln, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft.

Art. 69

Entziehung

1Der von einer bayerischen Hochschule verliehene
akademische Grad kann unbeschadet des Art. 48
BayVwVfG entzogen werden, wenn sich der Inhaber
oder die Inhaberin durch ein späteres Verhalten der
Führung des Grades als unwürdig erwiesen hat.
2Über die Entziehung entscheidet diejenige Hoch-
schule, die den Grad verliehen hat.

Art. 70

Zuständige Behörde

Das Staatsministerium ist in den Fällen der Art. 68
Abs. 6 die zuständige Behörde; durch Rechtsverord-
nung kann die Zuständigkeit auf nachgeordnete Be-
hörden übertragen werden.

Abschnitt VI

Beiträge und Gebühren

Art. 71

Studienbeiträge und Gebühren

(1) 1Die Hochschulen erheben von den Studieren-
den Studienbeiträge als Körperschaftsangelegenheit.
2Die Studienbeiträge dienen der Verbesserung der
Studienbedingungen. 3An den Universitäten und
Kunsthochschulen beträgt der Studienbeitrag für
jedes Semester mindestens 300 € und höchstens 500 €;
an den Fachhochschulen beträgt er für jedes
Semester mindestens 100 € und höchstens 500 €. 4Bei
der Einteilung des Studienjahres in Trimester werden
die Studienbeiträge entsprechend dem Umfang der
Vorlesungszeit bemessen; bei Teilzeitstudiengängen
werden sie entsprechend dem Verhältnis des Teilzeit-
studiums zum Vollzeitstudium ermäßigt. 5Die Hoch-
schulen können die Studienbeiträge für die einzelnen
Studiengänge in unterschiedlicher Höhe festlegen.
6Bei einem Studium an mehreren Hochschulen ist der
Studienbeitrag an jeder Hochschule zu entrichten, es
sei denn, dass das Studium auf Grund einer Studien-
oder Prüfungsordnung durch gleichzeitige Immatri-
kulation an mehreren Hochschulen erfolgt; in diesem
Fall ist der Studienbeitrag nur an der Hochschule zu
entrichten, bei der der Schwerpunkt des Lehr-
angebots liegt. 

(2) 1Die Studierenden sind bei der Entscheidung
über die Verwendung der Einnahmen nach Abs. 1 in
angemessener Weise zu beteiligen. 2Über die Höhe
und Verwendung der Einnahmen haben die Hoch-
schulen jährlich gesondert Rechnung zu legen.

(3) Zur Sicherstellung der Verbesserung der Stu-
dienbedingungen bleiben die aus Studienbeiträgen
finanzierten Verbesserungen der personellen oder



sächlichen Ausstattung bei der Ermittlung der
Aufnahmekapazität außer Betracht.

(4) Der Freistaat Bayern gestaltet die Erhebung
der Studienbeiträge sozialverträglich nach Maßgabe
von Abs. 5 und 7 aus.

(5) 1Die Beitragspflicht besteht nicht

1. für Semester, in denen die Studierenden für die ge-
samte Dauer beurlaubt sind (Art. 48 Abs. 2 und 4),

2. für Semester, in denen überwiegend oder ausschließ-
lich eine für das Studienziel erforderliche berufs-
oder ausbildungsbezogene Tätigkeit im Sinn von
Art. 56 Abs. 1 Satz 3 absolviert wird,

3. für Semester, in denen ausschließlich das Prak-
tische Jahr nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 3 der Approbationsordnung für Ärzte
vom 27. Juni 2002 (BGBl I S. 2405) in der jeweils
geltenden Fassung absolviert wird, 

4. für bis zu sechs Semester, wenn die Immatrikula-
tion zum Zweck einer Promotion erfolgt,

5. für Semester, in denen Studierende auf Grund des
Art. 43 Abs. 8 immatrikuliert sind.

2Von der Beitragspflicht werden auf Antrag befreit:

1. Studierende, die ein Kind pflegen und erziehen,
das zu Beginn des jeweiligen Semesters das zehnte
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behin-
dert ist,

2. Studierende, deren nach Bürgerlichem Recht
Unterhaltsverpflichtete für drei oder mehr Kinder
Kindergeld oder vergleichbare Leistungen in
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
erhalten; dem Kindergeldbezug gleichgestellt ist
hierbei die Ableistung eines gemeinnützigen
Dienstes durch ein Kind, 

3. ausländische Studierende, die im Rahmen von
zwischenstaatlichen oder völkerrechtlichen Ab-
kommen oder von Hochschulvereinbarungen, die
Abgabenfreiheit garantieren, immatrikuliert sind,

4. Studierende, für die die Erhebung eines Studien-
beitrags auf Grund besonderer Umstände des Ein-
zelfalls auch unter Berücksichtigung der Rege-
lungen in Abs. 7 eine unzumutbare Härte darstellt.

3Die Hochschulen können ferner vorsehen, dass bis
zu 10 v.H. der Studierenden für besondere Leistungen
von der Beitragspflicht ganz oder teilweise, auch mit
Wirkung für die Vergangenheit, befreit werden.

(6) Das Nähere, insbesondere zur Höhe, Erhebung
und Verwendung der Studienbeiträge, regelt die
Hochschule durch Satzung.

(7) 1Zur Bereitstellung sozialverträglicher Stu-
dienbeitragsdarlehen wird ein Sicherungsfonds als
Sondervermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit
errichtet und von der LfA Förderbank Bayern ver-
waltet. 2Das Staatsministerium kann im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen mit ge-
eigneten Dritten Kooperationsverträge über die Be-
reitstellung von Darlehen und die Inanspruchnahme

des Sicherungsfonds schließen. 3Die Hochschulen un-
terstützen die Bereitstellung sozialverträglicher
Studienbeitragsdarlehen. 4Sie sind als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts verpflichtet, 10 v.H. ihrer
Einnahmen aus der Erhebung von Studienbeiträgen
an den Sicherungsfonds abzuführen. 5Der Vomhun-
dertsatz nach Satz 4 ist jeweils im Abstand von drei
Jahren – erstmals im Jahre 2012 – zu überprüfen und
in angemessener Weise an den Bedarf anzupassen,
wenn sich das Verhältnis der Fondsmittel zu den vor-
aussichtlichen Kosten für die Deckung der Leistun-
gen wesentlich verändert hat; eine ausreichende Aus-
stattung des Sicherungsfonds muss gewährleistet
bleiben. 6Das Nähere, insbesondere die Inanspruch-
nahme des Sicherungsfonds, die Darlehensberechti-
gung, die Mindestdarlehenshöhe, die Darlehensbe-
dingungen und die Rückzahlungsmodalitäten, wird
durch Rechtsverordnung geregelt.

(8) 1Für das Studium von Gaststudierenden und
die Teilnahme von Studierenden an speziellen Ange-
boten des weiterbildenden Studiums erheben die
Hochschulen Gebühren; von Teilnehmern und Teil-
nehmerinnen an einem weiterbildenden Studium, die
nicht Studierende oder Gaststudierende sind, wird
ein privatrechtliches Entgelt erhoben. 2Die Höhe der
Gebühren nach Satz 1 ist nach dem Aufwand der
Hochschule und nach der Bedeutung der Leistung für
den Gaststudierenden oder den Studierenden zu
bemessen, der an einem weiterbildenden Studium
teilnimmt. 3Das Nähere wird durch Rechtsverord-
nung bestimmt, in der auch festzulegen ist, in wel-
chen Ausnahmefällen von der Erhebung einer
Gebühr nach Satz 1 abgesehen werden kann.

(9) 1Für Hochschulprüfungen und staatliche Prü-
fungen werden Gebühren und Auslagen nicht erho-
ben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
2Die Hochschulen sind nicht verpflichtet, alle nach
Studien- und Prüfungsordnungen erforderlichen
sachlichen Ausbildungsmittel unentgeltlich zur
Verfügung zu stellen; für Exkursionen gilt dies ent-
sprechend. 3Etwaige Entgelte nach Satz 2 werden
privatrechtlich erhoben.

Art. 72

Verwaltungskostenbeiträge

(1) 1Für die Verwaltungsdienstleistungen, die für
die Studierenden außerhalb der fachlichen Betreuung
erbracht werden, erheben die Hochschulen einen
Verwaltungskostenbeitrag, der dem Staatshaushalt
verbleibt. 2Zu den Verwaltungsdienstleistungen
zählen insbesondere die Leistungen im Zusammen-
hang mit der Immatrikulation, Beurlaubung, Rück-
meldung, Exmatrikulation, Hochschulzulassung
einschließlich der Leistungen der Zentralstelle für
die Vergabe von Studienplätzen, der Organisation der
Prüfungen und der zentralen Studienberatung, ferner
die Leistungen der Auslandsämter und die Leistun-
gen bei der Vermittlung von Praktika und der
Förderung des Übergangs in das Berufsleben. 3Der
Verwaltungskostenbeitrag beträgt 50 € für jedes
Semester. 4Der Beitrag ist mit dem Immatrikulations-
antrag oder mit der Rückmeldung fällig, ohne dass es
eines Bescheids bedarf.

(2) 1Ausgenommen von der Beitragspflicht sind
ausländische Studierende, die im Rahmen von zwi-
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schenstaatlichen oder völkerrechtlichen Abkommen
oder von Hochschulvereinbarungen, die Abgaben-
freiheit garantieren, oder im Rahmen von Förder-
programmen, die überwiegend aus öffentlichen
Mitteln des Bundes oder der Länder finanziert wer-
den, immatrikuliert sind. 2Ist in einer Prüfungs- oder
Studienordnung bestimmt, dass das Studium durch
gleichzeitige Immatrikulation an mehreren Hoch-
schulen erfolgen muss, so ist der Beitrag nach Abs. 1
nur an einer Hochschule zu entrichten.

(3) Die Hochschulen können auf Antrag den Bei-
trag im Einzelfall ganz oder teilweise erlassen, wenn
Studierende binnen eines Monats nach Semesterbe-
ginn in einem zulassungsbeschränkten Studiengang
an einer anderen Hochschule zugelassen und imma-
trikuliert werden.

Abschnitt VII

Körperschaftsvermögen

Art. 73

Körperschaftshaushalt, Verwaltung,
Rechnungslegung

(1) 1Die Hochschulen können Körperschaftsver-
mögen haben. 2Die Hochschule verwaltet das
Körperschaftsvermögen unbeschadet des Teils VI der
Bayerischen Haushaltsordnung getrennt vom
Landesvermögen. 3Es darf nur für Zwecke der
Hochschule im Rahmen deren Aufgaben verwendet
werden; etwaige Zweckbestimmungen bei Zuwen-
dungen Dritter an die Körperschaft sind zu beachten.

(2) 1Die Hochschulleitung entscheidet über die
Verwendung der Mittel des Körperschaftsvermögens
auf der Grundlage des vom Hochschulrat festgestell-
ten Körperschaftshaushalts oder Wirtschaftsplans;
Art. 106 BayHO ist nicht anzuwenden. 2Aus Rechts-
geschäften, die die Hochschule als Körperschaft
abschließt, wird das Land weder berechtigt noch ver-
pflichtet. 3Rechtsgeschäfte zu Lasten des Körper-
schaftsvermögens sind unter dem Namen der
Hochschule mit dem Zusatz „Körperschaft des
öffentlichen Rechts“ abzuschließen.

(3) 1Die Hochschule kann sich mit ihrem
Körperschaftsvermögen im Rahmen ihrer Aufgaben
an Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen
Person des privaten Rechts beteiligen oder solche
Unternehmen gründen; Entscheidungen und Maß-
nahmen nach Halbsatz 1 bedürfen der vorherigen
Genehmigung des Hochschulrats. 2Die Haftung der
Körperschaft ist auf die Einlage oder den Wert des
Gesellschaftsanteils zu beschränken. 3Art. 65 BayHO
ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass
das Staatsministerium an die Stelle des
Staatsministeriums der Finanzen tritt.

(4) Soweit die Hochschule Körperschaftsbediens-
tete beschäftigt, gelten die jeweiligen Bestimmungen
für Arbeitnehmer des Freistaates Bayern entspre-
chend.

(5) 1Körperschaftseigene Grundstücke sind unent-
geltlich bereitzustellen, soweit und solange dies für
Zwecke der Hochschule erforderlich ist. 2Mit staatli-

chen Mitteln bebaute körperschaftseigene Grund-
stücke, die nicht mehr Zwecken der Hochschule die-
nen, sind auf Verlangen dem Freistaat Bayern zu über-
eignen; er hat Anspruch auf Wertausgleich zum
jeweiligen Verkehrswert, wenn die mit seinen Mitteln
bebauten körperschaftseigenen Grundstücke an
Dritte veräußert werden.

(6) 1Über die Ausführung des Körperschaftshaus-
halts oder Wirtschaftsplans ist durch die Hochschul-
leitung Rechnung zu legen. 2Die Rechnung ist dem
Hochschulrat vorzulegen, der die Entlastung erteilt.
3Art. 109 Abs. 2 und 3 BayHO sind nicht anzuwen-
den; Art. 111 BayHO bleibt unberührt.

Abschnitt VIII

Aufsicht

Art. 74

Rechts- und Fachaufsicht

(1) Die Hochschulen nehmen eigene Angelegenhei-
ten (Körperschaftsangelegenheiten, Art. 12 Abs. 2)
unter der Rechtsaufsicht des Staatsministeriums
wahr.

(2) Soweit die Hochschulen staatliche Angelegen-
heiten wahrnehmen (Art. 12 Abs. 3), unterliegen sie
der staatlichen Aufsicht des Staatsministeriums
(Fachaufsicht).

Art. 75

Informationsrecht, Aufsichtsmittel

(1) 1Das Staatsministerium ist befugt, sich über die
Angelegenheiten der Hochschulen zu unterrichten.
2Es kann insbesondere die Hochschule und deren
Einrichtungen besichtigen, die Geschäfts- und
Kassenführung prüfen sowie sich berichten und
Akten vorlegen lassen.

(2) 1Das Staatsministerium kann rechtswidrige
Beschlüsse und Maßnahmen der Hochschulen bean-
standen und ihre Aufhebung oder Änderung verlan-
gen. 2Kommen die zuständigen Stellen der Hoch-
schule einer Anordnung des Staatsministeriums im
Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht nicht inner-
halb der ihnen gesetzten Frist nach oder erfüllen sie
sonst binnen einer vom Staatsministerium gesetzten
Frist die ihnen nach Gesetz oder Satzung obliegen-
den Pflichten nicht, so kann das Staatsministerium
die notwendigen Anordnungen und Maßnahmen an
ihrer Stelle treffen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für
Hochschulsatzungen entsprechend.

(3) 1Soweit die Aufsichtsmittel nach Abs. 2 nicht
ausreichen, um die Funktionsfähigkeit der Hoch-
schule, von Fakultäten und von Hochschuleinrich-
tungen zu gewährleisten, kann das Staatsministerium
Beauftragte bestellen oder durch die Hochschullei-
tung bestellen lassen, die die Aufgaben von Organen
oder Gremien der Hochschule oder der Fakultäten
sowie der Leitung der Hochschuleinrichtungen im
erforderlichen Umfang wahrnehmen. 2Ist die Ord-
nung und Sicherheit an einer Hochschule in solchem



Maß gestört, dass sie nicht mehr zur Erfüllung ihrer
Aufgaben in der Lage ist, kann das Staatsminis-
terium eine Hochschule ganz oder teilweise vorüber-
gehend schließen oder den Präsidenten oder die
Präsidentin damit beauftragen.

Zweiter Teil

Nichtstaatliche Hochschulen 
und sonstige Einrichtungen

Abschnitt I

Nichtstaatliche Hochschulen

Art. 76

Staatliche Anerkennung

(1) 1Einrichtungen des Bildungswesens, die nicht
staatliche Hochschulen (Art. 1 Abs. 2) sind und
Aufgaben nach Art. 2 Abs. 1 wahrnehmen, können
auf Antrag des Trägers durch das Staatsministerium
als Hochschule staatlich anerkannt werden (nicht-
staatliche Hochschule). 2Mit der staatlichen Aner-
kennung werden Name, Sitz und Träger der Hoch-
schule sowie die anerkannten Studiengänge und die
mit deren Abschluss zu verleihenden akademischen
Grade festgelegt. 3Nachträgliche wesentliche Ände-
rungen, insbesondere die Erweiterung des Studien-
angebots oder der Wechsel des Trägers, setzen eine
Änderung der staatlichen Anerkennung nach Satz 2
voraus.

(2) 1Die staatliche Anerkennung kann erteilt wer-
den, wenn

1. die finanziellen Verhältnisse des Trägers erwarten
lassen, dass die notwendigen Mittel zum Betrieb
der Hochschule und für eine staatlichen Hoch-
schulen gleichwertige Ausbildung dauerhaft
bereitgestellt werden,

2. eine Mehrzahl von Studiengängen vorgesehen ist,
die zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss führen; dies gilt nicht, wenn innerhalb
einer Fachrichtung die Errichtung einer Mehrzahl
von Studiengängen durch die wissenschaftliche
Entwicklung oder das entsprechende berufliche
Tätigkeitsfeld nicht nahe gelegt wird,

3. nur Personen das Studium aufnehmen dürfen, die
die Voraussetzungen für die Aufnahme in eine ent-
sprechende staatliche Hochschule erfüllen,

4. die Lehraufgaben der Hochschule überwiegend
von hauptberuflichen Lehrkräften wahrgenommen
werden und die Lehrenden die Einstellungsvoraus-
setzungen erfüllen, die für entsprechende Tätig-
keiten an staatlichen Hochschulen gefordert werden,

5. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der
hauptberuflichen Lehrkräfte gesichert ist,

6. die Angehörigen der Einrichtung an der Gestal-
tung des Studiums in sinngemäßer Anwendung der
für staatliche Hochschulen geltenden Grundsätze
mitwirken und

7. sichergestellt ist, dass die Einrichtung ihre Auf-
gaben im Rahmen der durch das Grundgesetz und
die Verfassung des Freistaates Bayern gewährleis-
teten staatlichen Ordnung erfüllt.

2Für kirchliche Einrichtungen kann das Staatsminis-
terium Ausnahmen von Satz 1 Nrn. 2, 5 und 6, für
theologische Studiengänge auch von Satz 1 Nr. 3,
zulassen, wenn gewährleistet ist, dass das Studium
dem Studium an einer staatlichen Hochschule gleich-
wertig ist. 

(3) Die staatliche Anerkennung kann zur
Erprobung befristet erteilt werden.

Art. 77

Rechtswirkungen der Anerkennung

(1) 1Mit der staatlichen Anerkennung erhält die
Hochschule das Recht, im Rahmen der Anerkennung
Hochschulprüfungen abzunehmen, Hochschulgrade
zu verleihen und Zeugnisse zu erteilen; diese verlei-
hen die gleichen Berechtigungen wie Hochschulprü-
fungen, Zeugnisse und Hochschulgrade gleicher
Studiengänge an staatlichen Hochschulen. 2Das an
einer nichtstaatlichen Hochschule abgeschlossene
Studium ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium
im Sinn dieses Gesetzes.

(2) Nichtstaatliche Hochschulen können mit staat-
lichen Hochschulen zusammenwirken; Art. 16 gilt
entsprechend.

Art. 78

Erlöschen, Rücknahme und Widerruf
der Anerkennung

(1) 1Die staatliche Anerkennung erlischt, wenn die
Hochschule

1. nicht innerhalb eines Jahres seit Zustellung des
Anerkennungsbescheids den Studienbetrieb auf-
nimmt,

2. ohne Zustimmung des Staatsministeriums länger
als ein Jahr nicht betrieben wird oder

3. der Studienbetrieb endgültig eingestellt wird.

2Die Frist nach Satz 1 Nr. 1 kann vom Staatsministe-
rium verlängert werden.

(2) Die staatliche Anerkennung ist zurückzuneh-
men, wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung
im Zeitpunkt der Erteilung nicht gegeben waren und
diesem Mangel trotz Aufforderung des Staatsminis-
teriums innerhalb einer gesetzten Frist nicht abge-
holfen wird.

(3) Die staatliche Anerkennung ist zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung weg-
gefallen sind und diesem Mangel trotz Aufforderung
des Staatsministeriums innerhalb einer gesetzten
Frist nicht abgeholfen wird.

(4) 1Eine Rücknahme oder ein Widerruf der
Anerkennung nach den Vorschriften des Bayerischen
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Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberührt. 2Im
Fall der Rücknahme oder des Widerrufs der staatli-
chen Anerkennung oder der Einstellung des Betriebs
der Hochschule soll den Studierenden die Been-
digung ihres Studiums ermöglicht werden.

Art. 79

Lehrkräfte, Honorarprofessoren 
und Honorarprofessorinnen

(1) 1Die Beschäftigung von hauptberuflichen
Lehrkräften bedarf der Genehmigung durch das
Staatsministerium, die vom Träger, vom Leiter oder
von der Leiterin der nichtstaatlichen Hochschule
beantragt werden kann. 2Dem Antrag ist insbesonde-
re ein Gutachten über die fachliche, pädagogische
und persönliche Eignung des Bewerbers oder der
Bewerberin beizufügen. 3Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn das Staatsministerium nicht innerhalb
einer Frist von zwei Monaten gegen die Erteilung der
Genehmigung Bedenken erhebt oder diese ablehnt.
4Das Staatsministerium kann die Beschäftigung von
Lehrkräften untersagen, wenn schwerwiegende
Gründe vorliegen, insbesondere die Lehrtätigkeit
nicht den Erfordernissen des Studiums und der
Studien- und Prüfungsordnungen entspricht.
5Hauptberufliche Lehrkräfte, die die Voraussetzun-
gen des Art. 7 BayHSchPG erfüllen, können für die
Dauer ihrer Beschäftigung die Berufsbezeichnung
„Professor“ bzw. „Professorin“ führen. 6Der Bezeich-
nung sind folgende Zusätze anzufügen:

1. Lehrkräfte an Hochschulen in kirchlicher Träger-
schaft oder an Ordenshochschulen: „im Kirchen-
dienst“ oder „im Ordensdienst“,

2. Lehrkräfte an privaten Hochschulen: „an der (Name
der Hochschule)“ oder „im Privatdienst“.

7Lehrkräfte, die wegen Erreichens der Altersgrenze
oder Dienstunfähigkeit ausscheiden, dürfen die bis-
herige Berufsbezeichnung mit dem Zusatz „a.D.“ 
(= außer Dienst) weiterführen.

(2) 1An nichtstaatlichen Hochschulen können
Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen
unter den Voraussetzungen des Art. 25 BayHSchPG
bestellt werden. 2Die Bestellung bedarf der Genehmi-
gung durch das Staatsministerium; Abs. 1 Sätze 2
und 3 gelten entsprechend. 3Art. 26 und 27 Abs. 2
BayHSchPG gelten entsprechend. 4Für den Widerruf
der Genehmigung ist Art. 27 Abs. 1 BayHSchPG ent-
sprechend anzuwenden.

Art. 80

Anwendung von 
Vorschriften für staatliche Hochschulen

(1) Für nichtstaatliche Hochschulen gelten Art. 41
Abs. 2, Art. 42 bis 51 mit Ausnahme des Art. 42 Abs. 1,
Art. 43 Abs. 8, Art. 46 Nr. 4 und Art. 47, 54 bis 58 mit
Ausnahme des Art. 57 Abs. 3, Art. 60 bis 62 mit
Ausnahme des Art. 61 Abs. 8 Satz 1 sowie Art. 64 bis
66 im Rahmen der staatlichen Anerkennung entspre-
chend.

(2) Soweit nichtstaatliche Hochschulen in der Trä-

gerschaft einer kirchlichen juristischen Person des
öffentlichen Rechts Studienbeiträge nach den Grund-
sätzen von Art. 71 Abs. 1 bis 6 erheben, kann das
Staatsministerium auf Antrag des Trägers die ent-
sprechende Anwendung von Art. 71 Abs. 7 zulassen.

(3) 1Die für nichtstaatliche Hochschulen nach Abs. 1
erforderlichen Regelungen bedürfen des Einverneh-
mens mit dem Staatsministerium. 2Die vor dem 1. Okto-
ber 1993 vom Staatsministerium erlassenen Vorschrif-
ten bleiben in Kraft, solange und soweit die erforderli-
chen Regelungen nicht nach Satz 1 getroffen wurden.
3Nichtstaatliche Hochschulen können zusätzliche
Immatrikulationsvoraussetzungen festlegen.

Art. 81

Promotionsrecht und Habilitationsrecht

1Der Hochschule für Philosophie München,
Philosophische Fakultät S. J., sind das Promotions-
recht und das Habilitationsrecht im Bereich der
Philosophie verliehen. 2Der Augustana-Hochschule
Neuendettelsau sind das Promotionsrecht und das
Habilitationsrecht im Bereich der Evangelischen
Theologie verliehen. 3Der Philosophisch-Theologi-
schen Hochschule der Salesianer Don Boscos sind das
Promotionsrecht und das Habilitationsrecht im
Bereich der Katholischen Theologie verliehen. 4Die
Promotionsordnungen werden im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium erlassen. 5In den Promotions-
ordnungen kann die Zuziehung eines Universitätspro-
fessors des Fachgebiets der Dissertation vorgesehen
werden; im Übrigen gilt Art. 64 Abs. 1 entsprechend.
6Das Habilitationsverfahren wird nach Maßgabe der
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium erlas-
senen Habilitationsordnung durchgeführt; die Vor-
schriften des Art. 65 Abs. 1 bis 9 gelten entsprechend.
7Der Träger der Hochschule erteilt auf deren Antrag
auf Grund der Feststellung der Lehrbefähigung 
die Lehrbefugnis; Art. 65 Abs. 10 sowie Art. 29
BayHSchPG gelten entsprechend. 8Satz 7 gilt auch für
die Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt. 9Im
Übrigen kann nichtstaatlichen Hochschulen das
Promotionsrecht und Habilitationsrecht durch Gesetz
verliehen werden.

Art. 82

Universität der Bundeswehr München 

1Der Universität der Bundeswehr München sind
das Promotionsrecht und Habilitationsrecht für die
universitären Studiengänge im Rahmen der staatli-
chen Anerkennung verliehen. 2Auf Antrag des
Trägers kann das Staatsministerium das Recht ein-
räumen, in bestimmten Studiengängen auch zivile
Studierende auszubilden. 3Die Art. 76 bis 80, 81 Satz 7
und Art. 85 gelten mit Ausnahme der Vorschriften des
Art. 76 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 7 über die Anerken-
nung, des Art. 80 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 48
Abs. 2 und 3 sowie für die Überschreitung von Fris-
ten gemäß Art. 80 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 61
Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 und Abs. 6. 4In den Hochschulprü-
fungsordnungen sind die Fristen für die Meldung zu
Prüfungen, die Überschreitungsfristen und die Folgen
einer von Studierenden zu vertretenden Überschrei-
tung dieser Fristen zu regeln.



Art. 83

Kirchliche Hochschulen

1Das Recht der Kirchen, ihre Geistlichen auf eige-
nen kirchlichen Hochschulen (einschließlich Ordens-
hochschulen) aus- und fortzubilden, bleibt unbe-
rührt. 2Auf diese Hochschulen findet dieser Ab-
schnitt mit Ausnahme des Art. 79 Abs. 2 keine An-
wendung; Art. 81 bleibt unberührt. 3Studiengänge,
die nicht oder nicht nur die Aus- und Fortbildung
von Geistlichen zum Gegenstand haben, können an
kirchlichen Hochschulen nur auf Grund staatlicher
Anerkennung eingerichtet werden.

Art. 84

Zuschüsse

(1) Träger von nichtstaatlichen Hochschulen haben
keinen Anspruch auf staatliche Finanzhilfe.

(2) 1Auf Antrag gewährt der Freistaat nach Maß-
gabe des Staatshaushalts einer Kirche oder kirchli-
chen Stiftung des öffentlichen Rechts Zuschüsse zur
Errichtung und zum Betrieb einer nichtstaatlichen
Fachhochschule oder von Fachhochschulstudien-
gängen an einer staatlich anerkannten Universität.
2Der Zuschuss zum laufenden Betrieb beträgt 80 v.H.
des tatsächlichen nachgewiesenen Personal- und
Sachaufwands, soweit dieser dem an vergleichbaren
staatlichen Hochschulen entstehenden Aufwand ent-
spricht. 3Das Nähere wird durch Rechtsverordnung
geregelt, in der auch eine Pauschalierung vorgesehen
werden kann. 4Im Übrigen können sonstigen
Hochschulen in der Trägerschaft einer kirchlichen
juristischen Person des öffentlichen Rechts Zuschüs-
se nach Maßgabe des Staatshaushalts gewährt werden.

Art. 85

Aufsicht

(1) 1Das Staatsministerium führt die Aufsicht über
die nichtstaatlichen Hochschulen, über kirchliche
Hochschulen nur, soweit sie staatlich anerkannte
Studiengänge betreiben. 2Es überwacht die Einhal-
tung der Voraussetzungen des Art. 76 Abs. 2.

(2) Im Rahmen seiner Aufsicht stellt das Staats-
ministerium sicher, dass die Prüfungen unter
Beachtung der jeweils geltenden Rechtsvorschriften
abgenommen werden; die Aufsicht schließt das Recht
ein, den Prüfungsvorsitz zu bestimmen.

(3) 1Der Träger sowie die Leiter und Leiterinnen
der staatlich anerkannten Hochschulen sind ver-
pflichtet, dem Staatsministerium Auskünfte zu ertei-
len und alle Unterlagen zugänglich zu machen, die
zur Durchführung der Aufsicht erforderlich sind.
2Das Staatsministerium kann im Benehmen mit der
nichtstaatlichen Hochschule Besichtigungen und Be-
suche der Lehrveranstaltungen durchführen. 3Art. 75
findet entsprechende Anwendung.

(4) Auf Verlangen des Staatsministeriums sind auf
Kosten des Trägers die bei der Erfüllung der
Aufgaben nach Art. 2 erbrachten Leistungen entspre-
chend Art. 10 zu bewerten.

Abschnitt II

Sonstige Einrichtungen

Art. 86

Feststellung, Gestattung

(1) Auf Antrag kann das Staatsministerium die
Berechtigung zur Durchführung von Hochschul-
studiengängen und die Abnahme von Hochschul-
prüfungen unter der Verantwortung einer staatlichen
Hochschule eines anderen Landes in der Bundes-
republik Deutschland oder eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-
schaftsraums sowie einer dort staatlich anerkannten
Hochschule feststellen.

(2) Die Durchführung von Hochschulstudien-
gängen oder die Abnahme von Hochschulprüfungen
unter der Verantwortung einer Einrichtung, die in
einer Vereinbarung oder einem Abkommen der Bun-
desrepublik Deutschland mit anderen Staaten über
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich aufgeführt
ist, kann auf Antrag durch das Staatsministerium
gestattet werden, wenn

1. eine dem Studium an staatlichen Hochschulen
gleichwertige Ausbildung im Freistaat Bayern an-
geboten wird und

2. die Studienbewerber die Voraussetzungen für die
Aufnahme in eine entsprechende staatliche Hoch-
schule erfüllen.

(3) 1Die Durchführung der Studiengänge und die
Abnahme der Prüfungen erfolgt gemäß den rechtli-
chen Vorgaben des Sitzlandes; es dürfen ausschließ-
lich die im Sitzland anerkannten Grade verliehen
werden. 2Art. 78 sowie Art. 85 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend.

Abschnitt III

Gemeinsame Vorschriften für nichtstaatliche 
Hochschulen und sonstige Einrichtungen

Art. 87

Untersagung, Ordnungswidrigkeiten

(1) 1Das Staatsministerium kann den Betrieb einer
Einrichtung untersagen, soweit diese ohne Aner-
kennung nach Art. 76 oder ohne Feststellung oder
Gestattung nach Art. 86 

1. Hochschulstudiengänge durchführt,

2. Hochschulprüfungen abnimmt oder

3. akademische Grade verleiht.

2Führt eine Einrichtung, ohne dazu berechtigt zu
sein, die Bezeichnung Universität, Hochschule,
Fachhochschule, Kunsthochschule, Gesamthoch-
schule oder eine Bezeichnung, die damit verwechselt
werden kann, ist vom Staatsministerium die Führung
der Bezeichnung zu untersagen. 3Die Führung eines
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akademischen Grades, der von einer Einrichtung im
Sinn des Satzes 1 verliehen wurde, ist untersagt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Euro
kann belegt werden, wer

1. unbefugt die Bezeichnung Universität, Hoch-
schule, Fachhochschule, Kunsthochschule, Ge-
samthochschule oder eine Bezeichnung führt, die
damit verwechselt werden kann,

2. eine Einrichtung, die Aufgaben nach Art. 2 Abs. 1
wahrnimmt, ohne staatliche Anerkennung nach
Art. 76 errichtet oder betreibt,

3. ohne staatliche Anerkennung nach Art. 76 oder
Feststellung oder Gestattung nach Art. 86 Hoch-
schulstudiengänge durchführt, Hochschulprüfun-
gen abnimmt oder akademische Grade oder Be-
zeichnungen, die akademischen Graden zum
Verwechseln ähnlich sind, verleiht.

(3) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann
belegt werden, wer unbefugt eine Berufsbezeichnung
nach Art. 79 Abs. 1 Sätze 5 bis 7 führt.

Dritter Teil

Studentenwerke

Art. 88

Aufgaben

(1) 1Aufgaben der Studentenwerke sind die wirt-
schaftliche Förderung und soziale Betreuung der
Studierenden der staatlichen Hochschulen, insbeson-
dere durch die Einrichtung und den Betrieb von
Kinderbetreuungsstätten, den Bau und den Betrieb
von Studentenwohnheimen und den Betrieb von
Verpflegungseinrichtungen sowie die Bereitstellung
von Einrichtungen im kulturellen und gesellschaftli-
chen Bereich; die Studentenwerke sollen im Rahmen
ihrer Aufgaben zur Förderung der internationalen
Beziehungen beitragen. 2Durch Rechtsverordnung
können den Studentenwerken staatliche Aufgaben
übertragen werden.

(2) 1Die Einrichtungen der Studentenwerke kön-
nen auch anderen Personen zur Verfügung gestellt
werden, soweit dies mit der Erfüllung der Aufgaben
nach Abs. 1 vereinbar ist. 2Den Studentenwerken
können auch für andere Unterrichtseinrichtungen
Aufgaben nach Abs. 1 als eigene Aufgaben oder als
Auftragsangelegenheit übertragen werden.

(3) Die Studentenwerke erfüllen ihre Aufgaben
nach den Grundsätzen der Gemeinnützigkeit.

Art. 89

Errichtung und Zuständigkeit

Die Errichtung, die Festlegung der Zuständigkeit
für die einzelnen Hochschulen und andere Einrich-
tungen sowie die Auflösung von Studentenwerken
erfolgt durch Rechtsverordnung.

Art. 90

Rechtsstellung und Organisation

1Die Studentenwerke sind Anstalten des öffentli-
chen Rechts. 2Organe der Studentenwerke sind die
Vertreterversammlung, der Verwaltungsrat und der
Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin (Ge-
schäftsführung).

Art. 91

Vertreterversammlung

(1) Aufgaben der Vertreterversammlung sind

1. die Wahl des Verwaltungsrats,

2. die Abwahl des Verwaltungsrats,

3. die Entgegennahme des Jahresberichts der Ge-
schäftsführung und des Jahresabschlusses,

4. die Entgegennahme des Berichts über grundsätzli-
che Fragen der künftigen Geschäftsführung.

(2) 1Jede Hochschule entsendet in die Vertreterver-
sammlung

1. ein Mitglied der Hochschulleitung,

2. zwei Professoren oder Professorinnen,

3. zwei Studierende der Hochschule,

4. die Frauenbeauftragte der Hochschule,

5. den Behindertenbeauftragten oder die Behinder-
tenbeauftragte der Hochschule.

2Die Personen nach Satz 1 Nrn. 1, 2 und 3 werden von
der Hochschulleitung für die Dauer von zwei Jahren
benannt. 3Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, ist für
die restliche Zeit ein Nachfolger oder eine Nachfolge-
rin zu benennen.

(3) Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer
Mitte für die Dauer der Amtsperiode einen Vorsitzen-
den oder eine Vorsitzende.

Art. 92

Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat nimmt die Prüfung der
Jahresrechnung vor.

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über

1. den Wirtschaftsplan,

2. die Entlastung der Geschäftsführung auf Grund
der geprüften Jahresrechnung,

3. die Bestellung und Entlassung des Geschäftsfüh-
rers oder der Geschäftsführerin und des Stellver-
treters oder der Stellvertreterin,

4. Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grund-
vermögen,



5. Satzungen nach Art. 95 Abs. 3 und 4.

(3) 1Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus

1. zwei Personen aus dem Kreis der Professoren und
Professorinnen sowie der Hochschulleitung,

2. zwei Studierenden,

3. einer Persönlichkeit des öffentlichen Lebens,

4. einem Vertreter oder einer Vertreterin des Perso-
nalrats des Studentenwerks,

5. der Frauenbeauftragten einer Hochschule,

6. dem Behindertenbeauftragten oder der Behinder-
tenbeauftragten einer Hochschule.

2Die Amtszeit der Verwaltungsratsmitglieder beträgt
zwei Jahre. 3Die Mitglieder nach Satz 1 Nrn. 1, 2, 5
und 6 werden von der Vertreterversammlung aus
deren Mitte gewählt. 4Die aus der Vertreterversamm-
lung gewählten Mitglieder des Verwaltungsrats
scheiden mit ihrer Wahl aus der Vertreterversamm-
lung aus. 5Eine Hochschule darf höchstens zwei
Vertreter oder Vertreterinnen in den Verwaltungsrat
entsenden. 6Das Mitglied nach Satz 1 Nr. 3 wird von
den Präsidenten und Präsidentinnen der beteiligten
Hochschulen gewählt, das Mitglied nach Satz 1 Nr. 4
vom Personalrat des Studentenwerks.

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus dem Kreis der
Mitglieder nach Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 3 für die
Dauer der Amtszeit einen Vorsitzenden oder eine
Vorsitzende.

Art. 93

Geschäftsführung

(1) 1Auf Grund des Beschlusses des Verwaltungs-
rats (Art. 92 Abs. 2 Nr. 3) bestellt und entlässt der
oder die Vorsitzende des Verwaltungsrats den
Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin und den
Stellvertreter oder die Stellvertreterin. 2Die Bestel-
lung, die Regelung des Beschäftigungsverhältnisses
und die Entlassung bedürfen des Einvernehmens mit
dem Staatsministerium.

(2) 1Der Geschäftsführer oder die Geschäftsfüh-
rerin führt die Geschäfte des Studentenwerks, soweit
nicht die Zuständigkeit der Vertreterversammlung
oder des Verwaltungsrats begründet ist. 2Er oder sie
vertritt das Studentenwerk.

Art. 94

Aufsicht

(1) 1Die Studentenwerke stehen unter der Aufsicht
des Staatsministeriums. 2Art. 75 gilt entsprechend.

(2) Bei den in Art. 88 Abs. 1 Satz 2 genannten
Angelegenheiten können den Studentenwerken auch
für die Handhabung des Verwaltungsermessens
Weisungen erteilt werden.

Art. 95

Finanzierung und Wirtschaftsführung

(1) 1Der Freistaat Bayern stellt den Studentenwer-
ken nach Maßgabe des Staatshaushalts Mittel zur
Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung. 2Eigene
Einnahmen der Studentenwerke sind vorbehaltlich
zulässiger Rückstellungen und genehmigungsfähiger
Rücklagen vorweg einzusetzen. 3Eigene Einnahmen
der Studentenwerke sind

1. der Grundbeitrag (Abs. 3),

2. der zusätzliche Beitrag (Abs. 4),

3. sonstige Einnahmen.

(2) 1Beitragspflichtig sind Studierende sowie
Personen, die Unterrichtseinrichtungen im Sinn von
Art. 88 Abs. 2 Satz 2 besuchen. 2Studierende, die an
mehreren Hochschulen immatrikuliert sind, für die
verschiedene Studentenwerke zuständig sind, sind
nur bei dem Studentenwerk beitragspflichtig, in des-
sen Zuständigkeitsbereich die erste Immatrikulation
erfolgte. 3Personen, denen nach Art. 88 Abs. 2 Satz 1
Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden, können
zur Leistung eines Beitrags herangezogen werden.

(3) 1Die Höhe des Grundbeitrags richtet sich nach
den durchschnittlichen wirtschaftlichen Verhältnis-
sen des beitragspflichtigen Personenkreises und dem
zur Durchführung der Aufgaben der Studentenwerke
nach Art. 88 Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Aufwand.
2Sie wird nach Anhörung der beteiligten Hochschu-
len und sonstigen Unterrichtseinrichtungen nach 
Art. 88 Abs. 2 Satz 2 vom zuständigen Studenten-
werk durch Satzung festgesetzt.

(4) 1Neben dem Grundbeitrag kann für den
Zuständigkeitsbereich einzelner Studentenwerke
oder für Teile des Zuständigkeitsbereichs einzelner
Studentenwerke ein zusätzlicher Beitrag für die Be-
förderung oder die zu einem ermäßigten Beförde-
rungsentgelt mögliche Beförderung der Studierenden
im öffentlichen Nahverkehr erhoben werden. 2Die
Höhe des zusätzlichen Beitrags richtet sich nach dem
Aufwand aus einer entsprechenden Vereinbarung des
Studentenwerks mit den örtlichen Trägern des
Nahverkehrs über die Beförderung der Studierenden
gegen ein Pauschalentgelt oder über die zu einem
ermäßigten Beförderungsentgelt mögliche Beförde-
rung der Studierenden gegen ein Pauschalentgelt.
3Sie wird vom zuständigen Studentenwerk durch
Satzung festgesetzt. 4Der Abschluss der Vereinba-
rung nach Satz 2 bedarf der vorherigen Zustimmung
des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie.

(5) 1Die Beiträge nach Abs. 3 und 4 werden von den
Hochschulen und sonstigen Unterrichtseinrichtun-
gen unentgeltlich eingehoben. 2Die Studentenwerke
sind hinsichtlich dieser Beiträge ermächtigt, Leis-
tungsbescheide zu erlassen.

(6) Der erforderliche Aufwand für Aufgaben, die
nach Art. 88 Abs. 1 Satz 2 den Studentenwerken
übertragen worden sind, wird aus Mitteln des
Staatshaushalts in voller Höhe erstattet.

(7) 1Die Studentenwerke haben vor Beginn des
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Haushaltsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen
und dem Staatsministerium rechtzeitig zur Genehmi-
gung vorzulegen. 2Dieser bildet die Grundlage für die
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studenten-
werke und muss in Aufwand und Ertrag abgeglichen
sein. 3Art. 73 Abs. 4 und 6 Satz 1 gelten entsprechend.

(8) Für die nach Abs. 3 und 4 zu erlassenden
Satzungen gelten Art. 13 Abs. 3 und die auf Grund
dieser Bestimmung erlassene Rechtsverordnung ent-
sprechend.

Art. 96

Ausführungsbestimmungen

Durch Rechtsverordnung werden die erforderli-
chen näheren Bestimmungen über die Aufgaben, die
Organisation, die Beschlussfähigkeit und das Zustan-
dekommen von Beschlüssen der Organe und die
Grundsätze der Finanzierung und Wirtschaftsfüh-
rung der Studentenwerke sowie über die Wahl des
Vertreters oder der Vertreterin des Personalrats des
Studentenwerks in den Verwaltungsrat getroffen. 

Vierter Teil

Übergangs- und Schlussvorschriften

Abschnitt I

Übergangsvorschriften

Art. 97

Übergangsvorschriften 
für die Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten

(1) 1Oberärzte, Wissenschaftliche Räte (und Profess-
oren), Abteilungsvorsteher (und Professoren) und Uni-
versitäts- und Hochschuldozenten, die nach Art. 35
Abs. 1 Satz 1 BayHSchPG in ihren bisherigen Dienst-
verhältnissen verbleiben, üben ihre Mitgliedschafts-
rechte in der Gruppe der Hochschullehrer und Hoch-
schullehrerinnen aus. 2Für die Prüfungsbefugnis der
in Satz 1 Genannten gelten Art. 62 Abs. 1 Sätze 1 und
2 Nr. 1 entsprechend.

(2) 1Wissenschaftliche und künstlerische Assisten-
ten, Oberassistenten und Oberingenieure, die nach
Art. 38 BayHSchPG in ihren bisherigen Dienstver-
hältnissen verbleiben, üben ihre Mitgliedschafts-
rechte in der Gruppe der wissenschaftlichen und
künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus.
2Für die Prüfungsbefugnis der in Satz 1 Genannten
gelten Art. 62 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nr. 2 entspre-
chend.

Art. 98

Übergangsvorschriften 
für die gewählten Mitglieder von Leitungsgremien

(1) Bei Präsidenten, die am 1. August 1998 im Amt
waren oder bereits gewählt waren, die Bestellung
aber noch nicht wirksam geworden war, ist Art. 22

Abs. 3 des Bayerischen Hochschulgesetzes in der am
31. Juli 1998 geltenden Fassung anzuwenden.

(2) 1Die gewählten Mitglieder von Leitungsgre-
mien bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit, für die
sie gewählt sind, im Amt. 2Die Zulässigkeit einer
Wiederwahl bestimmt sich bis zum 30. September
2007 nach den jeweiligen am Tag vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Bestimmungen;
hiervon abweichend bestimmt sich die Zulässigkeit
der Wiederwahl nach den Vorschriften dieses
Gesetzes, wenn spätestens am 1. Januar 2007 die
nach Art. 21 Abs. 2 Satz 2 und Art. 22 Abs. 2 Satz 1
in der Grundordnung zu treffenden Regelungen in
Kraft getreten sind. 

Art. 99

Übergangsvorschriften 
zur Neuordnung der Organisationsstruktur

(1) Die Amtszeiten der im Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Gesetzes bestellten Mitglieder der
Hochschulräte enden mit Ablauf des 30. September
2007.

(2) 1Die Senate aller Hochschulen werden mit
Ablauf des 30. September 2007 aufgelöst. 2Die
Amtszeit der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens die-
ses Gesetzes den Senaten angehörenden gewählten
Mitglieder endet mit der Auflösung der Senate.
3Gewählte Mitglieder der Senate, deren Amtszeit
zwischen dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes und
dem 30. September 2007 endet, führen die Geschäfte
bis zum 30. September 2007 weiter. 4Abweichend von
Satz 3 werden für die studentischen Mitglieder der
Senate, deren Amtszeit zwischen dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes und dem 30. September 2007
endet, nach den jeweiligen am Tag vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Bestimmungen stu-
dentische Mitglieder der Senate für eine Amtszeit bis
zum 30. September 2007 neu gewählt. 5Im Übrigen
bestimmt sich die Zusammensetzung der Senate bis
zum 30. September 2007 nach den am Tag vor dem
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden Vorschrif-
ten.

(3) 1Die erweiterten Senate der Hochschulen wer-
den mit Ablauf des 30. September 2007 aufgelöst.
2Abs. 2 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 3Im Übri-
gen bestimmt sich die Zusammensetzung der erwei-
terten Senate bis zum 30. September 2007 nach den
am Tag vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gel-
tenden Vorschriften.

(4) 1Die Fachbereichsräte der Hochschulen werden
mit Ablauf des 30. September 2007 aufgelöst. 2Die
Amtszeit der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens die-
ses Gesetzes den Fachbereichsräten angehörenden
gewählten Mitglieder endet mit der Auflösung der
Fachbereichsräte; das Gleiche gilt für die Amtszeiten
der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Gesetzes im Amt befindlichen Dekane, Dekaninnen,
Prodekane, Prodekaninnen, Studiendekane und
Studiendekaninnen. 3Abs. 2 Sätze 3 und 4 gelten ent-
sprechend.

(5) Die Ausschüsse und Kommissionen, die auf
Grund der Art. 29, 30 und 31 in der am Tag vor dem



In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden Fassung
an den Hochschulen eingerichtet wurden, werden mit
Ablauf des 30. September 2007 aufgelöst.

(6) Die Hochschulen haben die erforderlichen
Anpassungen an die neuen Organe und sonstigen
Gremien, deren Bezeichnungen sowie ihre Glie-
derung und weitere nach diesem Gesetz in ihren
Grundordnungen zu treffenden Regelungen unver-
züglich, jedoch so rechtzeitig vorzunehmen, dass sie
spätestens am 1. Juli 2007 in Kraft treten. 

(7) 1Die in diesem Gesetz vorgesehenen Organe
und Gremien sind zum 1. Oktober 2007 zu bilden; in
diesem Zeitpunkt beginnt unbeschadet der Regelung
in Art. 98 Abs. 2 die Amtszeit der zu wählenden oder
zu bestellenden Organe sowie der Mitglieder der
Organe und Gremien. 2Bis zu diesem Zeitpunkt gel-
ten für die Organe und Gremien, die mit Ablauf des
30. September 2007 aufgelöst werden, die am Tag vor
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden
Vorschriften über deren Zuständigkeiten und
Aufgaben weiter.

(8) Soweit auf Grund des Art. 135 Abs. 2
BayHSchG in der am Tag vor dem In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes geltenden Fassung für einzelne Hoch-
schulen durch Rechtsverordnung abweichende orga-
nisationsrechtliche Regelungen getroffen wurden,
werden etwa erforderliche Übergangsvorschriften für
die betreffenden Hochschulen durch Rechtsverord-
nung erlassen.

(9) 1Die Vertreterversammlungen und Verwal-
tungsräte der Studentenwerke werden mit Ablauf des
30. September 2007 aufgelöst. 2Die Amtszeit der im
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes den
Organen nach Satz 1 angehörenden Mitglieder endet
mit Ablauf des 30. September 2007. 3Mitglieder die-
ser Organe, deren Amtszeit zwischen dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes und dem 30. September 2007
endet, führen die Geschäfte bis zum 30. September
2007 weiter.

Art. 100

Übergangsvorschriften 
für Hochschulprüfungsordnungen und Satzungen

(1) Hochschulprüfungsordnungen sind spätestens
bis zum 30. September 2007 an die Bestimmungen
dieses Gesetzes anzupassen.

(2) 1Soweit Hochschulprüfungsordnungen oder
Satzungen vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
dem Staatsministerium zur Genehmigung oder zur
Erklärung des Einvernehmens vorgelegt wurden, die
ab dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes nicht mehr der Genehmigung oder Einverneh-
menserklärung des Staatsministeriums bedürfen,
gelten die Verfahren als erledigt. 2Die Hochschulen
behandeln diese Hochschulprüfungsordnungen und
Satzungen nach Maßgabe der ab dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Bestimmungen wei-
ter.

(3) Abs. 2 gilt entsprechend für Studienordnungen,
für die ab dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Gesetzes das Anzeigeverfahren entfällt.

Art. 101

Übergangsvorschriften 
für die Erhebung von Beiträgen und Gebühren

(1) 1Studienbeiträge nach Art. 71 Abs. 1 bis 7 wer-
den erstmals für das Sommersemester 2007 erhoben;
die Satzungen gemäß Art. 71 Abs. 6 sind spätestens
bis zum 1. Oktober 2006 zu erlassen. 2Zweitstudien-
gebühren und Langzeitstudiengebühren auf Grund
des Art. 85 Abs. 2 und 3 in der vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Fassung werden bis
einschließlich Wintersemester 2006/2007 erhoben. 

(2) Solange und soweit eine Satzung nach Art. 95
Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 3 noch nicht in Kraft ge-
treten ist, gilt die Verordnung über die Festsetzung von
Studentenwerksbeiträgen (BayRS 2210–1–1–7–2 WFK)
in der im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Gesetzes geltenden Fassung für den Zuständig-
keitsbereich des betreffenden Studentenwerks weiter.

Art. 102

Übergangsvorschriften 
für Eignungsfeststellungsverfahren

1Satzungen über die Durchführung von Eignungs-
feststellungsverfahren auf Grund von Art. 135 Abs. 3
BayHSchG in der am Tag vor dem In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes geltenden Fassung treten mit Ablauf
des 30. September 2007 außer Kraft, soweit nicht in
den Satzungen ein früherer Zeitpunkt vorgesehen ist.
2Für die Einführung von Eignungsfeststellungsver-
fahren ab dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gilt
Art. 44 Abs. 4.

Abschnitt II

Schlussvorschriften

Art. 103

Sondervorschriften

(1) 1Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit
den Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung der
kirchlichen wissenschaftlichen Hochschulen (Art.
138 Abs. 1 und Art. 150 Abs. 1 der Verfassung) nicht
berührt. 2Geht dem Staatsministerium eine Bean-
standung des Diözesanbischofs gemäß Art. 3 § 3 des
Konkordats mit dem Heiligen Stuhl zu, scheidet das
betroffene Mitglied der Hochschule aus der katho-
lisch-theologischen Fakultät aus; über die Zuord-
nung zu einer anderen Fakultät entscheidet das
Staatsministerium im Benehmen mit der Hochschule
und nach Anhörung des betroffenen Mitglieds.
3Liegen für Professoren, Professorinnen oder andere
Personen, die zur selbstständigen Lehre berechtigt
sind, die Voraussetzungen der Art. 2 Abs. II Satz 2
und Art. 5 Abs. I des Vertrags mit der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern nicht mehr vor, glie-
dert das Staatsministerium nach gutachterlicher
Einvernahme des Landeskirchenrats das betreffende
Mitglied der Hochschule nach dessen Anhörung aus
der evangelisch-theologischen Fakultät aus; Satz 2
Halbsatz 2 gilt entsprechend.
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(2) 1Die Hochschule kann einer wissenschaftlichen
Einrichtung außerhalb der Hochschule, an der die
Freiheit von Forschung und Lehre gesichert ist und
die sich im Bereich der Forschung oder Durch-
führung anwendungsbezogener Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben bewährt hat oder dies erwar-
ten lässt, ohne Änderung der bisherigen Rechts-
stellung die Befugnis verleihen, die Bezeichnung
einer wissenschaftlichen Einrichtung an der Hoch-
schule zu führen. 2Die Verleihung kann widerrufen
werden.

(3) Die Ukrainische Freie Universität in München
kann nach Maßgabe der erteilten Genehmigung wei-
ter betrieben werden und das Promotionsrecht und
Habilitationsrecht unbeschadet der Art. 76 ff. nach
dem Rechtszustand zum 1. April 1979 wahrnehmen.

Art. 104

Anwendung 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes

(1) Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz
gilt für Hochschulprüfungen (einschließlich Habi-
litationen) nur, soweit nicht Satzungen der Hoch-
schulen inhaltsgleiche oder entgegenstehende Be-
stimmungen enthalten.

(2) Die Vorschriften des Siebten Teils, Abschnitt I
(Art. 81 ff.) des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes gelten nicht für die Mitwirkung an der
Verwaltung einer Hochschule.

Art. 105

Abschlüsse von Spätaussiedlern 
im Sinn des Bundesvertriebenengesetzes

(1) 1Wer als Berechtigter nach §§ 4, 6 und 10 des
Bundesvertriebenengesetzes vor Verlassen des Aussied-
lungsgebiets im Herkunftsland Hochschulprüfungen
abgelegt oder Befähigungsnachweise erworben hat,
die zur Führung eines ausländischen akademischen
Grades oder eines entsprechenden ausländischen
staatlichen Grades oder Titels berechtigten, erhält
auf Antrag die Genehmigung, den erworbenen Grad
oder Titel in der Form des entsprechenden deutschen
akademischen Grades zu führen, wenn die materielle
Gleichwertigkeit mit dem entsprechenden deutschen
akademischen Grad nachgewiesen ist. 2Ist die
Gleichwertigkeit nicht nachgewiesen, richtet sich das
Führungsrecht nach Art. 68 bis 70.

(2) 1Materielle Gleichwertigkeit ist anzunehmen,
wenn die Voraussetzungen an den Erwerb des auslän-
dischen Grades oder Titels nach Inhalt, Umfang und
Anforderungen denen eines fach- und rangentspre-
chenden inländischen akademischen Grades im
Wesentlichen gleich sind. 2Anderweitige durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geltende
Bestimmungen über die Führung von Berufsbezeich-
nungen bleiben unberührt.

(3) 1Für die Genehmigung nach Abs. 1 Satz 1 ist
die nach Art. 70 bestimmte Behörde zuständig.
2Durch Rechtsverordnung können die Voraussetzun-
gen für die Erteilung von Genehmigungen nach Abs. 1
und für das Antragsverfahren näher geregelt werden.

Art. 106

Rechts- und Verwaltungsvorschriften

(1) 1Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz
erlässt das Staatsministerium, in den Fällen des 
Art. 43 Abs. 3 und 7, soweit Qualifikationen inner-
halb des Hochschulbereichs erworben werden, des
Art. 44 Abs. 2 und 3, soweit die Regelungen Eig-
nungsprüfungen für Lehramtsstudiengänge betref-
fen, sowie des Abs. 4 und des Art. 45 Abs. 2 im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für
Unterricht und Kultus und im Fall des Art. 71 Abs. 7
Satz 6 und Abs. 8 Satz 3 im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen. 2Die Rechtsverord-
nung nach Art. 43 Abs. 7 - soweit Qualifikationen
außerhalb des Hochschulbereichs erworben werden -
sowie des Abs. 8 erlässt das Staatsministerium für
Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium. 3Das Staatsministerium erlässt
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen
Verwaltungsvorschriften; es kann für die Benutzung
der Bibliotheken allgemeine Richtlinien erlassen.

(2) 1Das Staatsministerium wird ermächtigt, zur
eigenverantwortlichen Steuerung von Hochschulen
mit dem Ziel der Stärkung ihrer Leistungsfähigkeit
und Wettbewerbsfähigkeit sowie der Qualitätssiche-
rung durch Rechtsverordnung von diesem Gesetz,
insbesondere von den Bestimmungen der Art. 19 bis
34 und von Art. 52 und 53, abweichende Regelungen
zu treffen; die Rechtsverordnung ist zu befristen.
2Das Staatsministerium unterrichtet den Ausschuss
für Hochschule, Forschung und Kultur regelmäßig
zum 1. Juli eines Jahres, erstmals zum 1. Juli 2007,
über den Vollzug dieser Bestimmung.

Art. 107

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten, 
Aufhebung von Rechtsvorschriften

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2006 in Kraft; es
tritt mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft.
2Mit Ablauf des 31. Mai 2006 tritt das Bayerische
Hochschulgesetz (BayHSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBl S. 740,
BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt geändert durch § 18
des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl S. 84), außer
Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Mai 2006 werden aufgeho-
ben:

1. das Gesetz über die Errichtung der Universität
Augsburg vom 18. Dezember 1969
(BayRS 2210–2–1–WFK),

2. das Gesetz über die Errichtung der Gesamthoch-
schule Bamberg vom 25. Juli 1972 (BayRS
2210–2–2–WFK), geändert durch § 1 Nr. 65 des
Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 497),

3. das Gesetz über die Errichtung einer Universität
in Bayreuth vom 23. Dezember 1971 (BayRS 
2210–2–3–WFK),

4. das Gesetz über die Errichtung einer Universität
in Passau vom 22. Dezember 1972 (BayRS 
2210–2–7–WFK),



5. das Gesetz über die Errichtung einer vierten
Landesuniversität vom 18. Juli 1962 (BayRS 
2210–2–8–WFK),

6. das Gesetz über die Errichtung der Fachhochschu-
len Amberg-Weiden, Ansbach, Aschaffenburg, Deg-
gendorf, Hof, Ingolstadt und Neu-Ulm (FH-ERG)
vom 28. April 1994 (GVBl S. 292, BayRS 
2210–4–2-WFK), zuletzt geändert durch § 1 des
Gesetzes vom 25. Juli 2000 (GVBl S. 479).

(3) Die durch die außer Kraft getretenen und auf-
gehobenen Vorschriften eingetretenen Rechtswirkun-
gen und erworbenen subjektiven Rechte und Berech-
tigungen bleiben unberührt.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Errichtung, Rechtsform

(1) 1Der Freistaat Bayern errichtet als rechtsfähige
Anstalten des öffentlichen Rechts des Freistaates
Bayern

1. das Klinikum der Friedrich-Alexander-Universi-
tät Erlangen-Nürnberg (Universitätsklinikum Er-
langen),

2. das Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München (Klinikum der Universität München),

3. das Klinikum der Universität Regensburg (Univer-
sitätsklinikum Regensburg),

4. das Klinikum der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg (Universitätsklinikum Würzburg).

2Das Klinikum rechts der Isar der Technischen Uni-
versität München wird nach Maßgabe dieses Gesetzes
als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts fort-
geführt.

(2) 1Die in Abs. 1 Satz 1 genannten Klinika treten
in die Rechte und Pflichten der bisherigen Klinika als
Staatsbetriebe im Sinn von Art. 26 der Bayerischen
Haushaltsordnung (BayHO) ein. 2Im Weg der Ge-
samtrechtsnachfolge gehen die Rechte und Pflichten
des Freistaates Bayern und der jeweiligen Universität
sowie die Zuständigkeiten, die bislang die jeweilige
Universität oder das bisherige Klinikum für den
Freistaat Bayern wahrnehmen, auf das Klinikum
über, soweit sie seinem Aufgabenbereich gemäß Art. 2
Abs. 1 zuzurechnen sind. 3Das Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst (Staatsminis-
terium) wird ermächtigt, durch Verwaltungsakt die
Einrichtungen festzulegen, die dem Klinikum zum
Zeitpunkt der Errichtung angehören; Rechtsbehelfe
dagegen haben keine aufschiebende Wirkung.

(3) Über die Änderung der Zuordnung von Ein-
richtungen und die Zuordnung weiterer Einrichtun-
gen zu einem Klinikum entscheidet das Staatsminis-
terium im Benehmen mit der Hochschulleitung und
dem Klinikumsvorstand nach Anhörung des Auf-
sichtsrats durch Verwaltungsakt; Rechtsbehelfe
dagegen haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) 1Das Klinikum hat das Recht, Satzungen zu
erlassen. 2Für die Bekanntmachung und das In-
Kraft-Treten der Satzungen gilt Art. 13 Abs. 3 des
Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) entspre-
chend.

(5) 1Der Freistaat Bayern überlässt den Klinika
ohne Änderung des Eigentums die für Zwecke des
Betriebs notwendigen Grundstücke unentgeltlich zur
Nutzung. 2Soweit Grundstücke des Körperschafts-
vermögens einer Universität dem Klinikum dienen,
stellt sie die Universität weiterhin unentgeltlich zur
Verfügung.

(6) 1Die Klinika verfolgen ausschließlich und
unmittelbar die gemeinnützigen Zwecke Förderung
von Wissenschaft und Forschung, Förderung von Bil-
dung und Erziehung sowie Förderung des öffentli-
chen Gesundheitswesens im Sinn der Abgabenord-
nung (AO). 2Die nach § 59 AO erforderlichen Satzun-
gen werden binnen drei Monaten nach Errichtung der
Anstalt erlassen. 

Art. 2

Aufgaben

(1) 1Das Klinikum dient in besonderer Weise der
Universität, der es zugeordnet ist, zur Erfüllung ihrer
Aufgaben in Forschung und Lehre sowie dem wissen-
schaftlich-medizinischen Fortschritt; es nimmt daran
ausgerichtet Aufgaben in der Krankenversorgung
wahr. 2Es erfüllt ferner die ihm in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung des Personals obliegenden Aufgaben.
3Für eine wirtschaftliche Verwendung der ihm zur
Verfügung stehenden Mittel trägt das Klinikum eine
besondere Verantwortung. 4Die im Klinikum tätigen
Mitglieder der Universität können die durch Art. 5
Abs. 3 des Grundgesetzes und Art. 108 der Verfassung
verbürgten Grundrechte und die Freiheiten nach 
Art. 3 BayHSchG wahrnehmen.

(2) 1Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich das
Klinikum Dritter bedienen, an Unternehmen beteili-
gen und Unternehmen gründen. 2Dabei ist die Haf-
tung des Klinikums auf die Einlage oder den Wert des
Gesellschaftsanteils zu beschränken; die Gewährträ-
gerschaft des Freistaates Bayern gemäß Art. 3 Abs. 1
ist insoweit ausgeschlossen. 3Das Prüfungsrecht des
Obersten Rechnungshofs gemäß Art. 104 Abs. 1 Nr. 3
BayHO ist sicherzustellen.

(3) Art. 27 des Bayerischen Krankenhausgesetzes
gilt entsprechend.

Art. 3

Gewährträgerschaft,
Finanzierung, Klinikumsvermögen

(1) Für die Verbindlichkeiten des Klinikums haftet
neben diesem der Freistaat Bayern unbeschränkt,
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wenn und soweit die Befriedigung aus dem Vermögen
des Klinikums nicht zu erlangen ist (Gewährträger-
schaft).

(2) 1Das Klinikum deckt seine Aufwendungen in
der Krankenversorgung durch die für seine Leistun-
gen vereinbarten oder festgelegten Entgelte und
durch sonstige Erträge. 2Daneben gewährt der Frei-
staat Bayern nach Maßgabe des Staatshaushalts
Mittel für Aufgaben der Medizinischen Fakultät in
Forschung und Lehre, für sonstige nicht entgeltfähi-
ge betriebsnotwendige Aufwendungen (sonstige
Trägeraufgaben) und für Investitionen, die nicht nach
Art. 54 BayHO als große staatliche Baumaßnahmen
durchzuführen sind. 3Große Baumaßnahmen werden
durch den Staat nach Maßgabe der haushaltsrechtli-
chen Bestimmungen finanziert, soweit nicht das
Klinikum nach Art. 5 Abs. 4 Bauherr ist.

(3) 1Die haushaltsrechtliche Behandlung der Mittel
nach Abs. 2 Sätze 1 und 2 richtet sich nach diesem
Gesetz. 2Als Nachweis der Verwendung der Mittel
dient der gemäß Art. 8 Abs. 2 Nr. 4 vom Aufsichtsrat
festgestellte Jahresabschluss. 

(4) 1Das Staatsministerium schließt mit dem Kli-
nikum in entsprechender Anwendung des Art. 15
BayHSchG Zielvereinbarungen. 2Die Zielvereinba-
rungen bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrats.
3Art. 11 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(5) 1Kassenverstärkungskredite zur Erfüllung lau-
fender Zahlungsverpflichtungen dürfen ein Zehntel
der im Wirtschaftsplan veranschlagten Erträge nicht
überschreiten und nicht später als sechs Monate nach
Ablauf des Geschäftsjahres, für das sie aufgenommen
worden sind, fällig sein. 2Das Staatsministerium
kann im Einvernehmen mit dem Staatsministerium
der Finanzen eine höhere Kreditaufnahme zulassen.

(6) Bei Auflösung eines Klinikums fällt dessen Ver-
mögen an den Freistaat Bayern. 

Art. 4

Rechtsaufsicht

1Das Klinikum steht unter der Rechtsaufsicht des
Staatsministeriums. 2Art. 75 BayHSchG gilt entspre-
chend. 

Art. 5

Wirtschaftsführung, Rechnungswesen

(1) 1Wirtschaftsführung und Rechnungswesen des
Klinikums richten sich nach kaufmännischen Regeln;
die Vorschriften der Bayerischen Haushaltsordnung
finden mit Ausnahme der Art. 88 bis 104 und 111
keine Anwendung. 2Die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten.

(2) 1Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 2Für
jedes Wirtschaftsjahr ist vor dessen Beginn ein Wirt-
schaftsplan bestehend aus einem Finanzplan und je-
weils getrennten Erfolgsplänen für Forschung und
Lehre, sonstige Trägeraufgaben und Krankenversor-
gung aufzustellen. 3Der Wirtschaftsplan ist im Lauf
des Wirtschaftsjahres bei wesentlichen Änderungen

der zugrunde gelegten Annahmen anzupassen. 4Dem
Wirtschaftsplan ist ein Ausblick auf die Unterneh-
mensplanung für die nächsten fünf Jahre anzufügen.

(3) 1Der Jahresabschluss und der Lagebericht wer-
den in entsprechender Anwendung der für große
Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des
Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs sowie des
Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch unter
Berücksichtigung der ergänzenden Vorschriften der
Verordnung über die Rechnungs- und Buchführungs-
pflichten von Krankenhäusern zum Schluss eines
jeden Wirtschaftsjahres aufgestellt und von einem
Abschlussprüfer geprüft. 2Die Prüfung erfolgt auch
nach den für die Beteiligung der öffentlichen Hand
geltenden besonderen Prüfungsbestimmungen des 
§ 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes. 3Der geprüfte
Jahresabschluss und der Prüfbericht sind dem
Staatsministerium bis zum 30. April des auf das
Wirtschaftsjahr folgenden Jahres vorzulegen.

(4) 1Das Klinikum hat die Bauherreneigenschaft
für Baumaßnahmen mit Baukosten bis zu drei Milli-
onen Euro. 2Das Klinikum kann sich bei der Vorbe-
reitung und Durchführung von Baumaßnahmen der
Staatsbauverwaltung bedienen. 3Die Mitfinanzierung
des Bundes nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
ist sicherzustellen. 4Für große Baumaßnahmen, die
über Satz 1 hinausgehen, finden die Vorschriften der
Bayerischen Haushaltsordnung Anwendung. 

Art. 6

Organe

Organe des Klinikums sind der Aufsichtsrat, der
Klinikumsvorstand und die Klinikumskonferenz.

Art. 7

Aufsichtsrat

(1) 1Dem Aufsichtsrat gehören an

1. der Staatsminister oder die Staatsministerin für
Wissenschaft, Forschung und Kunst als Vorsit-
zender oder Vorsitzende, an seiner oder ihrer
Stelle eine von ihm oder ihr benannte Stellvertre-
tung,

2.a) ein weiterer Vertreter oder eine weitere Vertrete-
rin des Staatsministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst sowie 

b) je ein Vertreter oder eine Vertreterin des Staats-
ministeriums der Finanzen und des Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen,

3. der oder die Vorsitzende der Hochschulleitung
der Universität,

4. ein Professor oder eine Professorin der Medizin,
der oder die dem Klinikumsvorstand nicht
angehört,

5. eine in Wirtschaftsangelegenheiten erfahrene
Persönlichkeit sowie ein Leiter oder eine Leiterin
einer klinischen Einrichtung, die sich unmittel-
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bar mit Krankenversorgung befasst, als externe
Mitglieder.

2Die Mitglieder des Klinikumsvorstands nehmen an
den Beratungen des Aufsichtsrats teil, soweit der
Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes beschließt.

(2) 1Die Aufsichtsratsmitglieder nach Abs. 1 Nrn. 2,
4 und 5 werden vom Staatsminister oder von der
Staatsministerin auf die Dauer von fünf Jahren
bestellt. 2Die Bestellung der Mitglieder nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b erfolgt auf Vorschlag des jewei-
ligen Staatsministers oder der jeweiligen Staats-
ministerin. 3Für das Mitglied nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
unterbreitet der Fakultätsrat der Medizinischen
Fakultät aus dem in Art. 11 Abs. 2 Sätze 2 und 5
genannten Personenkreis im Benehmen mit der
Klinikumskonferenz einen Vorschlag. 4Für die
Mitglieder nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 unterbreitet die
Hochschulleitung der Universität im Benehmen mit
dem Klinikumsvorstand Vorschläge.

(3) 1Der Staatsminister oder die Staatsministerin
kann für jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stellvertre-
tung bestellen. 2Für die Stellvertretung des Mitglieds
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 unterbreitet die Hochschul-
leitung der Universität einen Vorschlag. 3Hinsichtlich
der Vorschläge für die Stellvertretung der Mitglieder
nach Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 4 und 5 gelten Abs. 2 
Sätze 2 bis 4 entsprechend. 

(4) 1Die Mitglieder bleiben bis zur Bestellung der
ihnen nachfolgenden Mitglieder im Amt. 2Wiederbe-
stellung ist zulässig. 3Die Mitgliedschaft im Auf-
sichtsrat ist ehrenamtlich.

(5) 1Bei Beschlüssen, die Angelegenheiten nach
Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 oder Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 betreffen,
müssen die Mitglieder nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1
und 2 ihre Stimmen einheitlich abgeben. 2Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzes den
Ausschlag. 3Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung,
die sich der Aufsichtsrat gibt.

(6) 1Die Mitglieder des Aufsichtsrats gemäß Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 sowie ihre Stellvertretungen haben im
Fall eines Haftungsanspruchs, der auf Grund ihrer
Tätigkeit im Aufsichtsrat geltend gemacht wird,
gegen das Klinikum Anspruch auf Ersatz des ihnen
entstehenden Schadens in entsprechender Anwen-
dung des Art. 75 des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG). 2Handelt das Aufsichtsratsmitglied vor-
sätzlich oder grob fahrlässig, besteht dieser Anspruch
nicht.

Art. 8

Aufgaben des Aufsichtsrats

(1) 1Der Aufsichtsrat entscheidet in grundsätzli-
chen Angelegenheiten des Klinikums und überwacht
die Tätigkeit des Klinikumsvorstands; er trägt insbe-
sondere dafür Sorge, dass das Klinikum die ihm zur
Gewährleistung von Forschung und Lehre obliegen-
den Aufgaben erfüllt. 2Der Aufsichtsrat hat ein um-
fassendes Informations-, Einsichts- und Prüfungs-
recht. 

(2) 1Der Aufsichtsrat entscheidet über die Struk-
tur- und Entwicklungsplanung des Klinikums und

nimmt insbesondere folgende weitere Aufgaben
wahr:

1. Er bestellt die Mitglieder des Klinikumsvorstands
gemäß Art. 9 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 und beruft sie ab;

2. er entscheidet über die Vergütung und Ausgestal-
tung der Verträge für die Mitglieder des Klini-
kumsvorstands;

3. er beschließt über den Wirtschaftsplan;

4. er entscheidet über die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Verwendung des Jahresergebnis-
ses;

5. er entscheidet über die Entlastung des Klinikums-
vorstands;

6. er bestellt den Abschlussprüfer;

7. er entscheidet über große Baumaßnahmen gemäß
Art. 5 Abs. 4 Satz 4;

8. er entscheidet über Anträge auf Erwerb, Veräuße-
rung und Belastung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten ab einer Wertgrenze von
250.000,- € im Einzelfall;  

9. er genehmigt den Erlass, die Änderung und die
Aufhebung von Satzungen.

(3) 1Der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen
außergewöhnliche, über den Rahmen des laufenden
Geschäftsbetriebs hinausgehende Rechtsgeschäfte,
Maßnahmen und Regelungen. 2Dazu gehören insbe-
sondere:

1. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Miet-
und Pachtverträgen auf eine Zeitdauer von über
fünf Jahren oder einer durch den Aufsichtsrat
bestimmten Wertgrenze,

2. Übernahme von Bürgschaften und Garantien
außerhalb der vom Aufsichtsrat allgemein be-
stimmten Grenzen,

3. Aufnahme von Kassenverstärkungskrediten sowie
Gewährung von Darlehen außerhalb der vom
Aufsichtsrat allgemein bestimmten Grenzen,

4. Gründung von und Beteiligung an Unternehmen.

3Der Aufsichtsrat kann seine Zustimmung für be-
stimmte Arten von Geschäften allgemein erteilen.

Art. 9

Klinikumsvorstand

(1) Dem Klinikumsvorstand gehören an

1. der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche Direkto-
rin (Vorsitz),

2. der Kaufmännische Direktor oder die Kaufmänni-
sche Direktorin,

3. der Pflegedirektor oder die Pflegedirektorin,

4. der Dekan oder die Dekanin der Medizinischen
Fakultät.
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(2) 1Die Mitglieder des Klinikumsvorstands gemäß
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 werden auf die Dauer von bis zu
fünf Jahren bestellt; Wiederbestellung ist möglich.
2Der Aufsichtsrat entscheidet, ob das Amt des Ärztli-
chen Direktors oder der Ärztlichen Direktorin im
Haupt- oder im Nebenamt wahrgenommen wird. 3Vor
der Bestellung eines Ärztlichen Direktors oder einer
Ärztlichen Direktorin im Hauptamt wird die Klin-
ikumskonferenz angehört. 4Soll die Funktion des
Ärztlichen Direktors oder der Ärztlichen Direktorin
im Nebenamt wahrgenommen werden, hat die
Klinikumskonferenz das Recht, ein Mitglied gemäß
Art. 11 Abs. 2 Satz 2 für die Bestellung zum Ärztli-
chen Direktor oder zur Ärztlichen Direktorin vorzu-
schlagen. 5Der Kaufmännische Direktor oder die
Kaufmännische Direktorin und der Pflegedirektor
oder die Pflegedirektorin können vom Aufsichtsrat
abweichend von Satz 1 auch unbefristet bestellt wer-
den, wobei das Recht auf Abberufung unberührt
bleibt.

(3) 1Für die Mitglieder des Klinikumsvorstands
wird jeweils eine Stellvertretung bestellt. 2Das
Mitglied gemäß Abs. 1 Nr. 4 wird durch den Prodekan
oder die Prodekanin der Medizinischen Fakultät ver-
treten. 3Für die Bestellung einer Stellvertretung für
den Ärztlichen Direktor oder die Ärztliche Direk-
torin gilt Abs. 2 Satz 4 entsprechend.

(4) 1Der Klinikumsvorstand kann sich eine Ge-

schäftsordnung geben. 2Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. 

Art. 10

Aufgaben des 
Klinikumsvorstands und seiner Mitglieder

(1) 1Der Klinikumsvorstand leitet das Klinikum.
2Er ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht
durch Gesetz dem Aufsichtsrat oder der Klinikums-
konferenz zugewiesen sind. 3Er hat gegenüber den
Einrichtungen des Klinikums in der Krankenver-
sorgung Weisungsbefugnis; diese erstreckt sich nicht
auf ärztliche Entscheidungen. 4Bei Konflikten zwi-
schen der Leitung einer klinischen Einrichtung oder
einer selbstständigen Abteilung und einem in der kli-
nischen Einrichtung oder der selbstständigen Ab-
teilung tätigen Professor oder einer Professorin,
einem Juniorprofessor oder einer Juniorprofessorin
hat der Klinikumsvorstand auf eine einvernehmliche
Lösung hinzuwirken.

(2) 1Über die Errichtung, Änderung und Auf-
hebung von Kliniken, klinischen Einrichtungen und
sonstigen Einrichtungen sowie von selbstständigen
Abteilungen innerhalb der genannten Einrichtungen
entscheidet der Klinikumsvorstand im Einvernehmen
mit der Hochschulleitung sowie der Medizinischen
Fakultät und mit Zustimmung des Aufsichtsrats.
2Die Leitung der Kliniken, klinischen Einrichtungen
und sonstigen Einrichtungen sowie selbstständiger
Abteilungen wird vom Klinikumsvorstand im
Einvernehmen mit der Medizinischen Fakultät
bestellt und abberufen. 3Kommt das Einvernehmen
nach den Sätzen 1 und 2 nicht zustande, entscheidet
der Aufsichtsrat.

(3) 1Der Ärztliche Direktor oder die Ärztliche
Direktorin vertritt das Klinikum nach außen, soweit

nicht durch Satzung etwas anderes bestimmt wird.
2Er oder sie ist Dienstvorgesetzter der am Klinikum
tätigen wissenschaftlichen, ärztlichen und zahnärzt-
lichen Beamten und Beamtinnen mit Ausnahme der
Professoren und Professorinnen, Juniorprofessoren
und Juniorprofessorinnen. 3Der Ärztliche Direktor
oder die Ärztliche Direktorin übt das Hausrecht im
Klinikum aus; die Wahrnehmung dieser Befugnis
kann übertragen werden.

(4) 1Dem Kaufmännischen Direktor oder der
Kaufmännischen Direktorin obliegt die kaufmänni-
sche Führung des Klinikums. 2Er oder sie leitet die
Verwaltung des Klinikums einschließlich des wirt-
schaftlichen und technischen Bereichs in eigener
Verantwortung. 3Der Kaufmännische Direktor oder
die Kaufmännische Direktorin ist Leiter der Dienst-
stelle im Sinn von Art. 7 des Bayerischen Personal-
vertretungsgesetzes; er oder sie kann sich durch den
ständigen Vertreter oder die ständige Vertreterin oder
den Leiter oder die Leiterin der Personalabteilung
vertreten lassen. 4Er oder sie hat die Stellung wie ein
Beauftragter für den Haushalt des Klinikums ent-
sprechend Art. 9 BayHO und ist Dienstvorgesetzter
des nichtwissenschaftlichen Personals; insoweit ist er
oder sie an Weisungen des Klinikumsvorstands nicht
gebunden.

(5) 1Dem Pflegedirektor oder der Pflegedirektorin
obliegen die zur Gewährleistung der Krankenpflege
notwendigen Aufgaben und Befugnisse. 2Er oder sie
leitet den Pflege- und Funktionsdienst des Klinikums
unter Beachtung der Beschlüsse des Klinikumsvor-
stands über die organisatorische Grundstruktur des
Pflegedienstes und ist Vorgesetzter des im Pflege-
und Funktionsdienst (einschließlich Fort- und Wei-
terbildung) tätigen Personals (Pflege- und Pflege-
hilfspersonal).

Art. 11

Klinikumskonferenz

(1) 1Die Klinikumskonferenz berät den Klinikums-
vorstand. 2Zu diesem Zweck informiert sie der Klini-
kumsvorstand über die wesentlichen Entwicklungen.

(2) 1Den Vorsitz der Klinikumskonferenz hat der
Ärztliche Direktor oder die Ärztliche Direktorin. 2Ihr
gehören die Vorstände der Kliniken und sonstigen
klinischen Einrichtungen und die Leiter und
Leiterinnen der in klinischen Einrichtungen einge-
richteten selbstständigen Abteilungen des Klinikums
an. 3Ferner gehören der Klinikumskonferenz jeweils
zwei Vertreter oder Vertreterinnen der sonstigen
Professoren und Professorinnen einschließlich der
Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen sowie
des sonstigen ärztlich-wissenschaftlichen Personals,
des Pflegedienstes und des sonstigen nichtwissen-
schaftlichen Personals des Klinikums, ferner die
Frauenbeauftragte der Medizinischen Fakultät, die
Gleichstellungsbeauftragte des Klinikums und der
Vorsitzende oder die Vorsitzende des Personalrats an;
bei der Anhörung zur Bestellung des Ärztlichen
Direktors oder der Ärztlichen Direktorin oder bei der
Abstimmung über den Vorschlag für die Bestellung
zum Ärztlichen Direktor oder zur Ärztlichen
Direktorin gemäß Art. 9 Abs. 2 Sätze 3 und 4 sind nur
die Vertreter und Vertreterinnen der Professoren und
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Professorinnen, des sonstigen ärztlich-wissenschaft-
lichen Personals und die Frauenbeauftragte stimm-
berechtigt; entsprechendes gilt für die Herstellung
des Benehmens gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 3. 4Die
Vertreter und Vertreterinnen werden von den dem
Klinikum angehörenden Mitgliedern der jeweiligen
Gruppe für die Dauer von fünf Jahren gewählt; das
Nähere über die Wahl wird durch Satzung des
Klinikums geregelt. 5Die Mitglieder des Klinikums-
vorstands sowie, bei Bedarf, die nicht dem Klinikum
angehörenden Vorstände von klinischen, vorklini-
schen und sonstigen medizinischen Einrichtungen
werden beratend hinzugezogen.

Art. 12

Zusammenarbeit mit der Universität

1Das Klinikum und die Universität, insbesondere
deren Medizinische Fakultät, arbeiten eng und ver-
trauensvoll zusammen. 2Die Einzelheiten der Zusam-
menarbeit einschließlich der wechselseitigen Kosten-
erstattung werden zwischen Klinikum, Medizinischer
Fakultät und Universität vereinbart. 3Art. 13 Abs. 2
Satz 1 bleibt unberührt. 4Die Vereinbarung bedarf
der Zustimmung des Aufsichtsrats; Art. 40 BayHO
bleibt unberührt. 

Art. 13

Zusammenarbeit mit der Medizinischen Fakultät

(1) Die Entscheidung, welcher Anteil des staatli-
chen Zuschusses für Forschung und Lehre und wel-
cher Anteil für sonstige Trägeraufgaben verwendet
wird, trifft der Dekan oder die Dekanin im
Einvernehmen mit dem Klinikumsvorstand. 

(2) 1Über die Verteilung und Verwendung der
Mittel für Forschung und Lehre gemäß Art. 3 Abs. 2
Satz 2 entscheidet der Dekan oder die Dekanin im
Benehmen mit dem Klinikumsvorstand nach
Maßgabe der von der Medizinischen Fakultät hierfür
aufzustellenden Grundsätze; Art. 5 Abs. 2 BayHSchG
bleibt unberührt. 2Die Entscheidung über die Ver-
wendung der Mittel für die sonstigen Trägeraufgaben
trifft der Klinikumsvorstand im Benehmen mit dem
Dekan oder der Dekanin. 

(3) 1Die Medizinische Fakultät bedient sich bei der
Wahrnehmung der aus Abs. 2 Satz 1 erwachsenden
Aufgaben der Verwaltung des Klinikums; das Nähere
regelt die Vereinbarung gemäß Art. 12 Satz 2. 2Für
den Kaufmännischen Direktor oder die Kauf-
männische Direktorin gilt insoweit im Verhältnis zur
Medizinischen Fakultät Art. 10 Abs. 4 Satz 4 entspre-
chend; der Dekan oder die Dekanin kann abweichend
davon mit Zustimmung des Staatsministeriums eine
andere geeignete Person zum Beauftragten für den
Haushalt im Sinn von Art. 9 BayHO bestellen, der der
Verwaltung des Klinikums gegenüber insoweit wei-
sungsbefugt ist. 

(4) Soweit Entscheidungen des Klinikums Auswir-
kungen auf den Bereich von Forschung und Lehre
haben, werden diese im Einvernehmen mit der
Medizinischen Fakultät getroffen.

(5) Kommen das Einvernehmen gemäß Abs. 1 oder

4 oder eine Einigung über die Wahrnehmung der
Verwaltungsaufgaben für die Medizinische Fakultät
durch das Klinikum gemäß Abs. 3 nicht zustande,
entscheidet der Aufsichtsrat. 

Art. 14

Personal

(1) Aus Anlass der Errichtung der Anstalten gemäß
Art. 1 Abs. 1 Satz 1 werden folgende Regelungen
getroffen:

1. Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen aus der in Art. 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 BayHSchG genannten Gruppe (sonstige
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) sowie die
Ausbildungsverhältnisse der Auszubildenden
gehen mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes im
Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge gemäß Art. 1
Abs. 2 Satz 2 auf das jeweilige Klinikum über.
Betriebsbedingte Kündigungen aus Anlass der
Errichtung der Anstalten sind ausgeschlossen.

2. Für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sowie
Auszubildende gelten die für den Freistaat Bayern
jeweils einschlägigen tarifvertraglichen und sons-
tigen Bestimmungen.

3. Die Klinika sind verpflichtet, unverzüglich einen
Antrag auf Beteiligung bei der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder für alle nach deren
Satzung versicherbaren Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen zu stellen sowie die für die Beteili-
gung erforderlichen tatsächlichen und rechtlichen
Voraussetzungen zu schaffen und zu erhalten.

4. Die Beamten und Beamtinnen aus der in Art. 17
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayHSchG genannten Gruppe
(sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) treten
mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes vom Freistaat
Bayern nach Maßgabe der §§ 128 ff. des Beamten-
rechtsrahmengesetzes (BRRG) in den Dienst der
Anstalt über. 

(2) Im Übrigen wird Folgendes bestimmt: 

1. Die Beschäftigungszeiten von Arbeitnehmern, Ar-
beitnehmerinnen und Auszubildenden beim Frei-
staat Bayern werden vom Klinikum, solche beim
Klinikum werden vom Freistaat Bayern jeweils
wie eigene Beschäftigungszeiten angerechnet.

2. Für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen des
Klinikums nimmt der Klinikumsvorstand und für
die Mitglieder des Klinikumsvorstands der
Aufsichtsrat die Arbeitgeberfunktion wahr.

3. Dem Klinikum wird die Dienstherrnfähigkeit
gemäß Art. 3 Nr. 3 BayBG verliehen. Oberste
Dienstbehörde im Sinn von Art. 4 Abs. 1 BayBG ist
der Klinikumsvorstand. Für diesen ernennt der
Kaufmännische Direktor oder die Kaufmännische
Direktorin die Beamten und Beamtinnen des
Klinikums. 

4. Die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen
im Beamten- oder Angestelltenverhältnis im Sinn
von Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayHSchG sowie
die Beamten und Beamtinnen, Arbeitnehmer und
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Arbeitnehmerinnen im Sinn von Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 BayHSchG (wissenschaftliche Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen) verbleiben beim
Freistaat Bayern. Sie gehören der Universität als
Mitglieder an, der das Klinikum zugeordnet ist.
Sie werden für das Klinikum in der Krankenver-
sorgung tätig. Das Klinikum ist verpflichtet, sie
insoweit zu beschäftigen und die vollständigen
Personalkosten zu tragen. Im Übrigen bleiben die
Bestimmungen über das wissenschaftliche Per-
sonal unberührt.

(3) 1Wird eine Einrichtung einer Universität zu
einem Klinikum oder eine Einrichtung eines Klini-
kums zu einer Universität oder zu einem anderen
Klinikum gemäß Art. 1 Abs. 3 zugeordnet, wird mit
Wirksamkeit der Zuordnung Folgendes bestimmt:

1. Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen aus der in Art. 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 BayHSchG genannten Gruppe (sonstige
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) sowie die Aus-
bildungsverhältnisse der Auszubildenden, die in
der Einrichtung beschäftigt sind, gehen auf das
Klinikum oder den Freistaat Bayern über; im
Zeitpunkt des Übergangs bestehende tarifvertrag-
liche Rechte bleiben unberührt.

2. Die Beamten und Beamtinnen aus der in Art. 17
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayHSchG genannten Gruppe
(sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen), die in
der Einrichtung beschäftigt sind, sind von dem
Klinikum oder vom Freistaat Bayern nach Maß-
gabe der §§ 128 ff. BRRG zu übernehmen.

3. Die Professoren und Professorinnen, Juniorprofes-
soren und Juniorprofessorinnen im Beamten- oder
Angestelltenverhältnis im Sinn von Art. 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 BayHSchG (Hochschullehrer und
Hochschullehrerinnen) sowie die Beamten und
Beamtinnen, Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen im Sinn von Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
BayHSchG (wissenschaftliche Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen), die der Einrichtung zugeordnet
sind, bleiben im Dienst des Freistaates Bayern. Im
Fall der Zuordnung einer Einrichtung zum Klini-
kum sind sie verpflichtet, ihre Dienstaufgaben in
der Krankenversorgung dort zu erbringen; das
Klinikum hat die Aufwendungen für dieses
Personal zu tragen und ist verpflichtet, sie ent-
sprechend ihrer Qualifikation einzusetzen.

2Im Übrigen gelten die Abs. 1 und 2 entsprechend.

Art. 15

Geltung des Bayerischen Hochschulgesetzes

Soweit dieses Gesetz nichts Abweichendes regelt,
gelten die Bestimmungen der Abschnitte I, II und VIII
des Ersten Teils des Bayerischen Hochschulgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

Art. 16

Öffnungsklausel

(1) 1Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Landtags

nach Anhörung der Klinikumsvorstände und der
Aufsichtsräte sowie der Hochschulleitungen das
Klinikum der Universität München und das Klini-
kum rechts der Isar der Technischen Universität
München zu einer rechtsfähigen Anstalt des öffentli-
chen Rechts zusammen zu legen. 2Das durch die Zu-
sammenlegung entstandene Klinikum wird Rechts-
nachfolger der beiden Anstalten. 3In der Rechtsver-
ordnung sind die erforderlichen Vorschriften insbe-
sondere zur Überleitung des Personals sowie zum
Vollzug des Haushalts zu erlassen.

(2) 1Das Staatsministerium kann nach Anhörung
der betroffenen Hochschulen, der Klinikumsvorstände
sowie der Aufsichtsräte durch Rechtsverordnung, die
der Zustimmung des Landtags bedarf, im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen im
Rahmen einer Erprobung vorsehen, dass gemeinsame
Organe mehrerer Klinika gebildet werden, die an die
Stelle der entsprechenden Organe der beteiligten
Klinika treten oder diese ergänzen. 2In der Verord-
nung sind die Aufgaben und Verantwortlichkeiten
der gemeinsamen Organe festzulegen.

(3) 1Die Staatsregierung kann im Benehmen mit
der Hochschulleitung und dem Klinikumsvorstand
und nach Anhörung des Aufsichtsrats durch Rechts-
verordnung, die der Zustimmung des Landtags
bedarf, im Rahmen einer Erprobung bestimmen, dass
ein Klinikum oder Teilbereiche eines Klinikums in
einer Rechtsform des privaten Rechts geführt wer-
den; Art. 2 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 2Es ist
dabei sicherzustellen, dass die Mitglieder der Univer-
sität die durch Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes und
Art. 108 der Verfassung verbürgten Grundrechte und
die Freiheiten nach Art. 3 BayHSchG wahrnehmen
können. 3In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kön-
nen auch Regelungen zum Übergang von Rechten und
Pflichten im Weg der Gesamtrechtsnachfolge auf das
Klinikum sowie über die Überleitung und die
Rechtsverhältnisse der Beschäftigten getroffen wer-
den. 4Die Einbeziehung des Klinikums in die Ge-
meinschaftsaufgabe gemäß Art. 91a Abs. 1 Nr. 1 des
Grundgesetzes muss gewährleistet bleiben. 5In der
Rechtsverordnung ist auch zu regeln, welche Teile des
Anlagevermögens auf das in eine Rechtsform des pri-
vaten Rechts überführte Klinikum übertragen wer-
den.  6Die Mitfinanzierung von Baumaßnahmen nach
dem Hochschulbauförderungsgesetz ist sicherzustel-
len. 

Art. 17

Übergangsvorschriften

(1) 1Der Betrieb des bisherigen Klinikums gilt
wirtschaftlich als ab dem 1. Januar 2006 von der
Anstalt übernommen. 2Das Betriebsvermögen wird
daher mit den Buchwerten der von einem öffentlich
bestellten Abschlussprüfer mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Schluss-
bilanz zum 1. Januar 2006 vom Klinikum über-
nommen. 

(2) 1Die gemäß Art. 52f Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BayHSchG
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Oktober
1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 24. März 2004 (GVBl 
S. 84), bestellten Mitglieder des Klinikumsvorstands
gelten bis zum Ablauf der Zeit, für die sie bestellt
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sind, als Mitglieder des Klinikumsvorstands der
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts im Sinn
von Art. 9 Abs. 1. 2Entsprechendes gilt für deren
Stellvertretung. 

(3) 1Das Aufsichtsratsmitglied gemäß Art. 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 ist – soweit erforderlich – unverzüglich
nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes neu zu bestel-
len. 2Im Übrigen nimmt der Aufsichtsrat in seiner
bisherigen Zusammensetzung die Aufgaben wahr. 

(4) Die für das bisherige Klinikum gewählten Mit-
glieder der Klinikumskonferenz bleiben über den
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes hin-
aus bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amt.

Art. 18

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2006 in Kraft und
mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 2Mit
Ablauf des 31. Mai 2006 treten die Verordnung über
das Klinikum rechts der Isar der Technischen Univer-
sität München als Anstalt des öffentlichen Rechts (Kli-
nikumsverordnung rechts der Isar – MRIKlinV) vom
20. Juni 2003 (GVBl S. 395 BayRS 2210–2–20–WFK)
und die Verordnung über abweichende organisations-
rechtliche Regelungen bei Klinika vom 22. Juni 2004
(GVBl S. 267, BayRS 2210–2–9–WFK) außer Kraft.
3Die durch die aufgehobenen Vorschriften eingetrete-
nen Rechtswirkungen und erworbenen subjektiven
Rechte und Berechtigungen bleiben unberührt.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Gesetz zur Gleichstellung von
Frauen und Männern (Bayerisches Gleichstellungs-
gesetz – BayGlG) vom 24. Mai 1996 (GVBl S. 186,
BayRS 2039–1–A), geändert durch § 26 des Gesetzes
vom 16. Dezember 1999 (GVBl S. 521), wird wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift des Art. 11 erhält folgende
Fassung:

„Teilzeit-, Wohnraum- und Telearbeit“

b) In die Überschrift des Dritten Teils werden
vor dem Wort „Ansprechpartner“ die Worte
„Ansprechpartnerinnen und“ eingefügt.

c) In der Überschrift des Fünften Teils werden
die Worte „Übergangs- und“ gestrichen.

d) Die Überschrift des Art. 23 erhält folgende
Fassung:

„Aufsichtspflichten“

e) Die Überschrift des Art. 24 erhält folgende
Fassung:

„In-Kraft-Treten“

2. Art. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 dritter Spiegelstrich wird das
Wort „Beruf“ durch das Wort „Erwerbstätig-
keit“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt:

„(3) Ziel ist ferner, dass alle Beschäftigten,
besonders in Vorgesetzten- und Leitungs-
funktionen, 

– die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern
fördern,

– auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hinwirken,

– die Chancengleichheit in allen Aufgaben-

bereichen als durchgängiges Leitprinzip
berücksichtigen.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

3. In Art. 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 werden vor
dem Wort „Ansprechpartner“ die Worte „An-
sprechpartnerinnen und“ eingefügt. 

4. Art. 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „drei“ wird durch das Wort
„fünf“ ersetzt.

bb) Vor dem Wort „Ansprechpartner“ werden
die Worte „Ansprechpartnerinnen und“
eingefügt.

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die Dienststellen erstellen nach der
halben Laufzeit der Gleichstellungskonzepte
eine tabellarische Datenübersicht über die
Anteile von Frauen und Männern bei Voll-
und Teilzeittätigkeit, Einstellung, Beförde-
rung sowie Höhergruppierung. 2Abs. 1 Sätze 2
und 3 gelten entsprechend.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

5. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Männern“ wird ein
Komma und das Wort „insbesondere“
eingefügt. 

bb) Vor dem Wort „Höhergruppierung“ wer-
den das Wort „und“ gestrichen und ein
Komma eingefügt. 

cc) Nach dem Wort „Höhergruppierung“
werden die Worte „und Leistungsbesol-
dung,“ eingefügt. 

b) In Abs. 4 wird das Wort „Beruf“ durch das
Wort „Erwerbstätigkeit“ ersetzt.

6. Art. 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bei der Ausschreibung von Stellen, auch
bei Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen, ist auf
eine Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeit hinzu-
weisen.“

2039–1–A

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Gleichstellungsgesetzes

Vom 23. Mai 2006
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6a. Art. 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Vor dem Wort „Erfahrungen“ werden die
Worte „dienstlich feststellbare soziale“ ein-
gefügt.

b) Die Worte „, soweit diese für die zu übertra-
genden Aufgaben erheblich sind“ werden
gestrichen.

7. In Art. 9 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort
„Themen“ die Worte „Chancengleichheit, ge-
schlechtersensible Sichtweise,“ eingefügt.

8. Art. 10 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „ist“ wird durch das Wort „soll“
ersetzt.

b) Nach dem Wort „Familienpflichten“ werden
die Worte „bei Notwendigkeit über die glei-
tende Arbeitszeit hinaus“ eingefügt.

c) Die Worte „zu ermöglichen“ werden durch
die Worte „ermöglicht werden“ ersetzt.

9. Art. 11 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Teilzeit-, Wohnraum- und Telearbeit“

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend für
Wohnraum- und Telearbeit.“

10. In die Überschrift des Dritten Teils werden vor
dem Wort „Ansprechpartner“ die Worte „An-
sprechpartnerinnen und“ eingefügt.

11. Art. 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden vor dem Wort „Ansprech-
partner“ die Worte „Ansprechpartnerinnen
und“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Die Ansprech-
partner“ durch das Wort „Diese“ ersetzt und
nach dem Wort „nach“ die Worte „Art. 16
Abs. 2 Satz 2,“ eingefügt.

12. Art. 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Gleichstellungsbeauftragten neh-
men an den regelmäßig stattfindenden
Besprechungen zwischen Dienststelle
und Personalvertretung teil.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Eine dienstliche Beurteilung der Tätig-
keit erfolgt nur auf Antrag der Gleich-
stellungsbeauftragten.“

c) Abs. 5 wird aufgehoben. 

d) Die bisherigen Abs. 6, 7 und 8 werden Abs. 5,
6 und 7.

e) Abs. 7 (neu) wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „not-
wendigen“ die Worte „und angemesse-
nen“ eingefügt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Dazu gehört auch eine Vertretung in
der Funktion als Gleichstellungsbeauf-
tragte.“

13. In Art. 17 Abs. 1 Satz 2 und in Abs. 2 wird das
Wort „Beruf“ jeweils durch das Wort „Erwerbs-
tätigkeit“ ersetzt. 

14. Art. 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt:

„bei Personalangelegenheiten spätestens
gleichzeitig mit der Einleitung eines perso-
nalvertretungsrechtlichen Beteiligungsver-
fahrens.“

b) In Abs. 4 Satz 2 werden vor dem Wort
„Ansprechpartner“ die Worte „Ansprech-
partnerinnen und“ eingefügt.

15. In der Überschrift des Fünften Teils werden die
Worte „Übergangs- und“ gestrichen.

16. In Art. 22 wird das Wort „drei“ durch das Wort
„fünf“ ersetzt.

16a. Es wird folgender neuer Art. 23 eingefügt:

„Art. 23

Aufsichtspflichten

Die jeweiligen Rechtsaufsichtsbehörden
begleiten den Vollzug des Gesetzes in den
Dienststellen, insbesondere die Erstellung der
Gleichstellungskonzepte sowie die Bestellung
der Gleichstellungsbeauftragten, Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner.“

17. Der bisherige Art. 23 wird neuer Art. 24 und wie
folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Komma und
das Wort „Außerkrafttreten“ gestrichen.

b) Die Worte „und mit Ablauf des 30. Juni 2006
außer Kraft“ werden gestrichen.

18. Der bisherige Art. 24 wird aufgehoben.
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§ 2

Dieses Gesetz tritt am 30. Juni 2006 in Kraft.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Krankenhausgesetz (BayKrG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Septem-
ber 1990 (GVBl S. 386, BayRS 2126–8–A), zuletzt
geändert durch § 8 des Gesetzes vom 26. Juli 2004
(GVBl S. 272), wird wie folgt geändert:

1. Art. 1 erhält folgende Fassung:

„Art. 1

Ziel des Gesetzes

1Ziel dieses Gesetzes ist eine bedarfsgerechte sta-
tionäre Versorgung der Bevölkerung im Freistaat
Bayern durch ein funktional abgestuftes und effi-
zient strukturiertes Netz einander ergänzender
Krankenhäuser freigemeinnütziger, privater und
öffentlich-rechtlicher Träger. 2Dies soll auf der
Grundlage der Krankenhausplanung durch die
Förderung eigenverantwortlich wirtschaftender,
leistungsfähiger Krankenhäuser erreicht wer-
den.“

2. In Art. 2 werden die Worte „auf die das“ durch
die Worte „soweit diese nach dem“ sowie die
Worte „Anwendung findet.“ durch die Worte
„förderfähig sind.“ ersetzt. 

3. Art. 3, 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„Art. 3

Grundsätze der Krankenhausplanung

(1) Zur Verwirklichung des in Art. 1 genannten
Ziels wird ein Krankenhausplan für das gesamte
Staatsgebiet aufgestellt und entsprechend der
Entwicklung fortgeschrieben.

(2) 1Die Krankenhausplanung wirkt auf wirt-
schaftliche Strukturen bei der bedarfsgerechten
Versorgung durch medizinisch leistungsfähige
Krankenhäuser hin. 2Dabei soll die – auch kom-
munale Gebietsgrenzen überschreitende – Zu-
sammenarbeit der Krankenhäuser mit dem Ziel
der Bildung von Behandlungsschwerpunkten im
Einzugsbereich unterstützt werden. 

(3) Die Kooperation der Krankenhäuser mit nie-
dergelassenen Ärzten, insbesondere beim koope-
rativen Belegarztwesen, mit den Rehabilitations-

und Pflegeeinrichtungen sowie den übrigen an
der Patientenversorgung beteiligten ambulanten
und stationären Einrichtungen soll Berücksichti-
gung finden.

(4) 1Die Hochschulklinikplanung und die Kran-
kenhausplanung sind aufeinander abzustimmen.
2Der Bestand an Krankenhäusern nach § 108 
Nr. 3 SGB V ist bei der Krankenhausplanung zu
berücksichtigen. 

Art. 4

Krankenhausplan

(1) 1Der Krankenhausplan stellt die für die be-
darfsgerechte Versorgung der Bevölkerung erfor-
derlichen Krankenhäuser nach Standort, Zahl der
Betten und teilstationären Plätze, Fachrichtungen
sowie Versorgungsstufe dar. 2Der Krankenhaus-
plan kann als Bestandteil auch Fachprogramme
enthalten, in denen spezifische Versorgungs-
schwerpunkte ausgewiesen werden. 

(2) 1Der Krankenhausplan legt Allgemein-
krankenhäuser mit drei Versorgungsstufen und
Fachkrankenhäuser fest. 2Krankenhäuser der 
I. Versorgungsstufe dienen der Grundversorgung.
3Krankenhäuser der II. Versorgungsstufe erfüllen
in Diagnose und Therapie auch überörtliche
Schwerpunktaufgaben. 4Krankenhäuser der 
III. Versorgungsstufe halten im Rahmen des 
Bedarfs ein umfassendes und differenziertes
Leistungsangebot sowie entsprechende medizi-
nisch-technische Einrichtungen vor. 5Der Kran-
kenhausplan kann allgemeine Grundsätze dazu
enthalten, welche Fachrichtungen Krankenhäu-
ser der einzelnen Versorgungsstufen in der Regel
vorhalten.

(3) Die jährliche Fortschreibung des Kranken-
hausplans wird im Bayerischen Staatsanzeiger
bekannt gemacht.

Art. 5

Aufnahme in den Krankenhausplan

(1) 1Ein Krankenhaus ist bedarfsgerecht, wenn
und soweit es zur Deckung des in seinem
Einzugsgebiet vorhandenen Bedarfs an akutsta-
tionärer Versorgung notwendig und hierzu geeig-
net ist. 2Das Krankenhaus ist geeignet, wenn es
die Gewähr dafür bietet, dass es nach seinem
Standort und seiner Größenordnung innerhalb
des abgestuften Versorgungssystems seine ihm

2126–8–A

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Krankenhausgesetzes

Vom 23. Mai 2006



zugeordnete Aufgabe medizinisch leistungsfähig
und wirtschaftlich wahrnehmen kann. 

(2) 1Gegenüber dem Krankenhausträger wird
festgestellt, ob und mit welchen Festlegungen im
Sinn des Art. 4 sein Krankenhaus in den Kran-
kenhausplan aufgenommen wird. 2Die Feststel-
lung nach Satz 1 kann ganz oder teilweise wider-
rufen werden, wenn und soweit die Voraus-
setzungen für die Aufnahme in den Kranken-
hausplan nicht nur vorübergehend nicht mehr
vorliegen.“

4. Art. 6 wird aufgehoben.

5. Art. 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. Arbeitsgemeinschaft der Krankenkas-
senverbände in Bayern,“

bb) In Nr. 7 werden nach den Worten „Arbeits-
gemeinschaft der“ die Worte „Spitzenver-
bände der“ eingefügt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbe-
zeichnung 1 entfällt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „jeweils eine
Person“ durch die Worte „zwei Personen“
ersetzt und die Worte „sowie zu deren
Stellvertretung“ gestrichen.

bb) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende
Fassung:

„2An den Sitzungen können die betroffe-
nen Staatsministerien teilnehmen. 3Den
Vorsitz führt das Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen.“

d) Abs. 4 wird aufgehoben.

6. Art. 8 wird aufgehoben.

7. Art. 9 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) 1Die Fördermittel für Investitionskos-
ten sind so zu bemessen, dass sie die förder-
fähigen, nach der Aufgabenstellung des Kran-
kenhauses und den Grundsätzen von Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit notwendigen
Kosten decken. 2Der Förderung liegen die
Feststellungen über die Aufnahme in den
Krankenhausplan zugrunde.

(2) Abweichend von Abs. 1 können die För-
dermittel unter den Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 Satz 2 KHG hinter den förderfähigen,
nach der Aufgabenstellung des Kranken-
hauses und den Grundsätzen von Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit notwendigen Investi-
tionskosten zurückbleiben (Teilförderung).“

b) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt:

„(3) Die Kosten des Erwerbs oder der An-
mietung bereits betriebener und in den Kran-
kenhausplan aufgenommener Krankenhäuser,
die Kosten einer Vorfinanzierung des Kran-
kenhausträgers und die Kosten eigenen Per-
sonals werden nicht gefördert.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

8. Art. 10 erhält folgende Fassung:

„Art. 10

Investitionsprogramme

(1) 1In einem jährlich aufzustellenden Inves-
titionsprogramm (Jahreskrankenhausbaupro-
gramm) wird die vorgesehene Verwendung der in
dem betreffenden Jahr zur Verfügung stehenden
Fördermittel für Investitionen nach Art. 11 dar-
gestellt. 2Ein Rechtsanspruch auf Förderung wird
erst durch die Bewilligung von Fördermitteln
begründet.

(2) 1Das Jahreskrankenhausbauprogramm soll
jeweils für das Folgejahr aufgestellt werden; es
wird bei Bedarf fortgeschrieben. 2Das Jahres-
krankenhausbauprogramm und seine Fortschrei-
bung werden im Bayerischen Staatsanzeiger ver-
öffentlicht.“

9. Art. 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Investitionskosten für

1. die Errichtung von Krankenhäusern
(Umbau, Erweiterungsbau, Neubau)
einschließlich der hiermit in notwendi-
gem Zusammenhang stehenden Erstaus-
stattung mit den für den Krankenhaus-
betrieb erforderlichen Anlagegütern,

2. die Wiederbeschaffung einschließlich
der Ergänzungsbeschaffung von Anla-
gegütern mit einer durchschnittlichen
Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren,

3. die Ergänzungsbeschaffung von Anla-
gegütern mit einer durchschnittlichen
Nutzungsdauer von mehr als drei Jah-
ren und bis zu 15 Jahren (kurzfristige
Anlagegüter), soweit die Ergänzung
über die übliche Anpassung an die
medizinische und technische Entwick-
lung wesentlich hinausgeht,

werden gefördert (Einzelförderung), wenn
die Kosten für das einzelne Vorhaben die
Wertgrenze gemäß Art. 12 Abs. 1 Nr. 2
übersteigen.“

bb) Sätze 2 bis 8 werden aufgehoben. 

b) Abs. 2 bis 5 erhalten folgende Fassung:
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„(2) 1Im fachlichen Prüfungsverfahren prüft
die zuständige Behörde (Art. 22 Abs. 1) auf
Antrag, ob das Vorhaben im Rahmen der Kran-
kenhausplanung bedarfsgerecht ist, ob und in-
wieweit es unter Einbeziehung der Betriebs-
kosten den Grundsätzen von Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit entspricht und ob die Ge-
samtfinanzierung gesichert ist. 2Auf dieser
Grundlage werden Art und Umfang des Vor-
habens festgestellt und der Förderbetrag fest-
gelegt. 3Das fachliche Prüfungsverfahren wird
durch die fachliche Billigung abgeschlossen. 

(3) 1Die Einzelförderung wird auf Antrag
nach dem Ergebnis des fachlichen Prüfungs-
verfahrens bewilligt, wenn die Aufnahme des
Vorhabens in einem Jahreskrankenhausbau-
programm festgestellt ist und in diesem die
Fördermittel bereitgestellt sind. 2Eine Förde-
rung ist ausgeschlossen, wenn vor der erstma-
ligen Bewilligung mit dem Vorhaben bereits
begonnen worden ist. 3Als Maßnahmebeginn
ist grundsätzlich der Abschluss eines der Aus-
führung zuzurechnenden Lieferungs- und
Leistungsvertrags zu werten. 4Bei Baumaß-
nahmen gelten Planungen und Baugrund-
untersuchungen nicht als Beginn des Vor-
habens. 5Die zuständige Behörde kann nach
Abschluss des fachlichen Prüfungsverfahrens
einem vorzeitigen Maßnahmebeginn zustim-
men, wenn der Krankenhausträger vorher sein
Einverständnis zur Übernahme der Vorfinan-
zierungskosten erklärt hat. 6Sie kann einem
vorzeitigen Maßnahmebeginn auch vor fachli-
cher Billigung nach Abs. 2 Satz 3 zustimmen,
wenn durch ein nicht vorhersehbares Ereignis
Investitionsmaßnahmen zur Aufrechterhal-
tung der Krankenversorgung unaufschiebbar
sind. 

(4) 1Die Förderung der nach Abs. 2 ermittel-
ten Investitionskosten erfolgt durch einen festen
Betrag (Festbetrag). 2Mit dem Krankenhaus-
träger ist hierüber Einvernehmen anzustreben.
3Der Festbetrag kann auf Grund pauschaler
Kostenwerte festgelegt werden. 4Im Rahmen
des Festbetrags entscheidet der Krankenhaus-
träger eigenverantwortlich über die Art und
Weise der Durchführung notwendiger Maß-
nahmen. 5Der Festbetrag wird nach Verände-
rungen von amtlichen Indizes fortgeschrieben.
6Erreichen die nachgewiesenen Kosten den
Festbetrag nicht, hat der Krankenhausträger
den Unterschiedsbetrag seinen pauschalen För-
dermitteln nach Art. 12 zuzuführen. 7Soweit
fachlich gebilligte Maßnahmen nicht durchge-
führt werden, ist der  Festbetrag entsprechend
herabzusetzen.  

(5) 1Das Ergebnis des fachlichen Prüfungs-
verfahrens kann nur geändert werden, wenn
und soweit Mehrkosten auf Grund nachträgli-
cher behördlicher Anordnungen oder einer
Änderung der Rechtslage erforderlich werden.
2Die zusätzlichen Investitionsmaßnahmen
dürfen vor Abschluss des ergänzenden fachli-
chen Prüfungsverfahrens nicht begonnen wer-
den.“

c) Abs. 6 und 7 werden aufgehoben; der bisherige
Abs. 8 wird Abs. 6.

10. Art. 12 Abs. 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„(1) Durch feste jährliche Beträge (Jahrespau-
schalen) werden auf Antrag gefördert

1. die Wiederbeschaffung einschließlich der Er-
gänzungsbeschaffung von kurzfristigen Anla-
gegütern,

2. sonstige nach Art. 11 Abs. 1 Satz 1 förderfähi-
ge Investitionen, wenn die Kosten einschließ-
lich Umsatzsteuer für das einzelne Vorhaben
ein Fünftel der Jahrespauschale des einzelnen
Krankenhauses nicht übersteigen.

(2) 1Die Jahrespauschale ist nach der medizini-
schen Aufgabenstellung des Krankenhauses im
Krankenhausplan und dessen Leistungen zu
bemessen. 2Aus krankenhausplanerischen Grün-
den erforderliche Kapazitätsminderungen blei-
ben bei der Bemessung der Jahrespauschale für
die Dauer von zwei Jahren unberücksichtigt,
soweit nicht Leistungen nach Art. 17 bewilligt
werden und soweit kein krankenhausplaneri-
scher Zusammenhang mit dem Aufbau von Kapa-
zitäten an anderen Krankenhäusern besteht.

(3) 1Der Krankenhausträger bewirtschaftet die
Jahrespauschale eigenverantwortlich unter Be-
achtung des Krankenhausplans sowie der Grund-
sätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.
2Die Bildung von Mittelreserven bis zur Höhe des
dreifachen Jahresbetrags ist zulässig; eine Über-
schreitung dieser Grenze ist anzuzeigen und führt
im Folgejahr zu einer entsprechenden Minderung
der Jahrespauschale, soweit die Fördermittel
nicht nachweisbar für konkret absehbare Inves-
titionen erforderlich sind.“

11. Art. 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1An Stelle der Einzelförderung von
Investitionen nach Art. 11 können auf Antrag
Entgelte für die Nutzung von Anlagegütern
gefördert werden, soweit deren Errichtung
oder Beschaffung unmöglich oder weniger
wirtschaftlich ist. 2Die Förderung setzt ferner
ein krankenhausplanerisches Interesse und die
Zustimmung der zuständigen Behörde vor Ab-
schluss der Nutzungsvereinbarung voraus.
3Die Zustimmung wird nach pflichtgemäßem
Ermessen unter Berücksichtigung der Gesamt-
umstände, insbesondere der Höhe des Entgelts
und der Vereinbarkeit des Nutzungsverhält-
nisses mit der Fortführung des Krankenhaus-
betriebs, erteilt. 4Art. 11 Abs. 1 bis 3 gelten
entsprechend. 5Die Förderung kann im Einzel-
fall auf Antrag an die Preis- oder Kostenent-
wicklung angepasst werden.“

b) In Abs. 3 wird die Verweisung „Art. 12 Abs. 3“
durch „Art. 12 Abs. 2“ ersetzt.

12. Art. 14 Abs. 3 wird aufgehoben.

13. Art. 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.



b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Abs. 1 gilt auch für einzelne Gebäude
von bereits in den Krankenhausplan aufgenom-
menen Krankenhäusern, wenn diese erstmals
einer bedarfsgerechten Nutzung für die sta-
tionäre Versorgung zugeführt werden und die
Förderung der betreffenden Lasten aus
Investitionsdarlehen wirtschaftlicher als eine
Förderung nach Art. 11 ist. 2Art. 11 Abs. 1 bis
3 gelten entsprechend.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

d) Die bisherigen Sätze 1 und 2 des Abs. 3 werden
Abs. 4; Satz 3 des bisherigen Abs. 3 wird auf-
gehoben.

14. Art. 16 und 17 erhalten folgende Fassung:

„Art. 16

Ausgleich für Eigenkapital

(1) 1Sind in einem Krankenhaus bei Beginn der
Förderung mit Eigenmitteln beschaffte, abnutz-
bare und förderfähige Anlagegüter vorhanden,
deren regelmäßige Nutzungsdauer zu diesem
Zeitpunkt noch nicht abgelaufen ist, so wird dem
Krankenhausträger bei Ausscheiden des Kran-
kenhauses aus dem Krankenhausplan auf Antrag
eine pauschale Ausgleichszahlung gewährt. 2Die
pauschale Ausgleichszahlung beträgt 500 € für
jeden Behandlungsplatz, der im bedarfsplaneri-
schen Zusammenhang mit der Schließung des
Krankenhauses aus dem Krankenhausplan und
der akutstationären Krankenversorgung aus-
scheidet.

(2) 1Ist die berücksichtigungsfähige Abnut-
zung nachweislich höher als die Pauschale nach
Abs. 1, so wird dem Träger auf Antrag der höhe-
re Ausgleichsbetrag gewährt. 2Für die Berech-
nung des Ausgleichsbetrags werden der Buch-
wert der mit Eigenmitteln beschafften Anlage-
güter bei Beginn der Förderung und die hierauf
beruhenden Abschreibungen während der Zeit
der Förderung zugrunde gelegt. 3Zweckgebun-
dene Zuwendungen werden nicht als Eigenmittel
berücksichtigt. 4Ein Ausgleichsanspruch nach
Satz 1 besteht nicht, soweit eine Ersatzinvesti-
tion gefördert wurde, deren Nutzungswert bei
Ausscheiden des Krankenhauses aus dem Kran-
kenhausplan dem nach Satz 2 berechneten Aus-
gleichsbetrag entspricht; für Anlagegüter, deren
Wiederbeschaffung pauschal gefördert wurde, ist
der Nutzungswert aller mit den Pauschalmitteln
beschafften Anlagegüter maßgebend.

Art. 17

Förderung bei Schließung
oder Umstellung von Krankenhäusern

(1) 1Bei Schließung von Krankenhäusern oder
Krankenhausabteilungen oder deren Umstellung
auf andere Aufgaben werden auf Antrag pau-
schale Ausgleichszahlungen gewährt. 2Der An-
spruch ist ausgeschlossen, soweit ein kranken-

hausplanerischer Zusammenhang mit dem Auf-
bau von Behandlungsplätzen oder der Neuauf-
nahme entsprechender Fachrichtungen an ande-
ren Krankenhäusern besteht. 3Leistungen nach 
§ 9 Abs. 3a KHG sind auf die Ausgleichszahlun-
gen anzurechnen.

(2) Die Ausgleichszahlungen sind nach der
Zahl der aus der Akutversorgung und dem Kran-
kenhausplan ausscheidenden Behandlungsplätze
sowie nach den aufgegebenen Fachrichtungen zu
bemessen. 

(3) Die Entscheidung über den Anspruch ist
mit der Entscheidung über eine Erstattung von
Fördermitteln zu verbinden.“

15. Art. 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird „Art. 11 Abs. 1 Sätze 3 bis
8“ durch „Art. 21“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Bewilli-
gung der Fördermittel kann“ durch die
Worte „Entscheidungen nach diesem Ge-
setz  können“ ersetzt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Art. 3 Abs. 2, 3 und 4 gelten entspre-
chend.“

16. Art. 19 und 20 erhalten folgende Fassung:

„Art. 19

Widerruf von Förderbescheiden
und Erstattung von Fördermitteln

(1) Für den Widerruf von Förderbescheiden
und die Erstattung von Fördermitteln gelten die
allgemeinen Bestimmungen, insbesondere das
Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz, soweit
nachfolgend nichts Anderes bestimmt ist.

(2) 1Scheidet ein Krankenhaus vollständig
oder teilweise aus dem Krankenhausplan aus,
sind die Förderbescheide insoweit zu widerrufen.
2Liegt das Ausscheiden im krankenhausplaneri-
schen Interesse, ist vom Widerruf abzusehen,
wenn und soweit

1. krankenhausspezifische bauliche Investitionen
in Krankenhausgebäuden zu keiner Steige-
rung des Gebäudewertes für Nachfolgenut-
zungen geführt haben und auch nicht entspre-
chend ihrer ursprünglichen oder einer ähnli-
chen Zweckbestimmung weiter verwendbar
sind oder

2. umsetzbare Anlagegüter anderweitig für die
Akutversorgung eingesetzt werden können.

3Liegt das Ausscheiden im krankenhausplaneri-
schen Interesse, soll vom Widerruf abgesehen
werden, wenn und soweit Anlagegüter einer an-
deren, im sozialstaatlichen Interesse liegenden
Zweckbestimmung zugeführt werden und durch
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die neue Nutzung eine Refinanzierung geförder-
ter Investitionen nicht gegeben ist.

(3) 1Soweit mit den Fördermitteln Anlagegüter
angeschafft worden sind, vermindert sich die
Verpflichtung zur Erstattung der Fördermittel
entsprechend der abgelaufenen regelmäßigen
Nutzungsdauer der jeweils geförderten Anlage-
güter. 2Liegt das vollständige oder teilweise Aus-
scheiden des Krankenhauses aus dem Kranken-
hausplan im krankenhausplanerischen Interesse,
besteht die Verpflichtung zur Erstattung der För-
dermittel nur bis zur Höhe des erzielbaren Ver-
wertungserlöses der geförderten Anlagegüter;
dies kann in Teilbeträgen erfolgen. 3Soweit diese
Verwertungserlöse vom Krankenhausträger ganz
oder teilweise in der Vergangenheit erzielbar
waren, sind sie mit sechs v. H. jährlich zu verzinsen. 

(4) Erstattungsforderungen können mit För-
derleistungen auf Grund des Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes und nach diesem Gesetz sowie
mit Leistungen nach dem Finanzausgleichsgesetz
verrechnet werden.

Art. 20

Trägerwechsel

(1) Wechselt der Träger eines Krankenhauses,
ist vom Widerruf der Förderbescheide abzusehen,
wenn

1. die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 vorliegen,

2. der bisherige Krankenhausträger die gewähr-
ten Fördermittel auf den neuen Krankenhaus-
träger  überträgt,

3. der neue Krankenhausträger durch schriftli-
che Erklärung gegenüber dem Freistaat
Bayern sämtliche bisherigen Förderbescheide
sowie die mit der Förderung verbundenen
Verpflichtungen, Bedingungen und Auflagen
anerkennt und

4. sichergestellt ist, dass mögliche Rückforde-
rungsansprüche nach dem Krankenhausfinan-
zierungsgesetz und diesem Gesetz ausreichend
gesichert sind.

(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 vor,
wird das Verbleiben des Krankenhauses unter
neuer Trägerschaft im Krankenhausplan festge-
stellt.“

17. Es wird folgender neuer Art. 21 eingefügt:

„Art. 21

Übertragung von 
Krankenhauseinrichtungen, Mitbenutzung

(1) 1Auf den Widerruf von Förderbescheiden
kann verzichtet werden, wenn

1. mit Zustimmung der zuständigen Behörde der
Betrieb bedarfsnotwendiger Krankenhausein-
richtungen einem Dritten zur eigenverant-

wortlichen Bewirtschaftung übertragen wird
und die Qualität und Wirtschaftlichkeit der
stationären Versorgung dadurch nicht gefähr-
det werden sowie

2. für die Nutzung außerhalb der stationären
Versorgung ein Nutzungsentgelt entrichtet
wird, das der Krankenhausträger zu 25 v. H.
seinen Pauschalmitteln nach Art. 12 zuführt
und zu 75 v. H. an den Freistaat erstattet. 

2Das Nutzungsentgelt ergibt sich aus dem Um-
fang der Fremdnutzung sowie dem Finanzie-
rungs- und Wettbewerbsvorteil für den Dritten
auf der Grundlage der zeitanteiligen Abschrei-
bungen der Fördermittel für die betroffenen
Anlagegüter. 3Dabei wird der Finanzierungs- und
Wettbewerbsvorteil pauschal mit einem Anteil in
Höhe von 10 v. H. abgegolten.

(2) 1Werden ohnehin bedarfsnotwendige Anla-
gegüter zu Zwecken außerhalb der akutsta-
tionären Krankenversorgung nach dem Kranken-
hausplan mitbenutzt, wird die Förderung anteilig
gekürzt. 2Statt dessen kann mit dem Kranken-
hausträger vereinbart werden, Entgelte anteilig
zu erstatten, die er für die Mitbenutzung erzielt;
bei einer rückwirkenden Vereinbarung sind die
für die Vergangenheit zu leistenden Erstattungs-
beträge mit sechs v. H. zu verzinsen. 3Die Kür-
zungs- und Erstattungsbeträge können pauscha-
liert werden. 4In Fällen geringer Bedeutung kann
von einer Kürzung oder Erstattung abgesehen
werden. 5Ändert sich der Mitbenutzungsanteil
nicht nur geringfügig, so kann der Kürzungs-
betrag neu festgesetzt werden. 6Auf die Kürzung
der Förderung oder die Erstattung der Entgelte
kann in besonderen Fällen, insbesondere unter
Berücksichtigung krankenhausplanerischer Ziel-
setzungen, ganz oder teilweise verzichtet werden.

(3) 1Die Förderung von Anlagegütern, die wegen
der Mitversorgung für andere als akutstationäre
Zwecke größer oder leistungsfähiger sind, be-
schränkt sich auf den akutstationären Anteil.
2Abs. 2 Satz 5 gilt entsprechend.“ 

18. Der 4. Abschnitt erhält folgende Fassung:

„4. Abschnitt

Zuständigkeiten, Rechtsverordnungen

Art. 22

Zuständigkeiten

(1) Das Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen ist zuständig
für

1. die Krankenhausplanung nach dem Kranken-
hausfinanzierungsgesetz (KHG) und diesem
Gesetz sowie nach dem Dritten und Vierten
Abschnitt des Vierten Kapitels des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V), 

2. das Pflegesatzrecht nach dem KHG, den darauf
beruhenden Verordnungen, insbesondere der



Bundespflegesatzverordnung (BPflV), und nach
dem Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG),

3. die Krankenhausförderung nach Art. 11 Abs. 2
(fachliches Prüfungsverfahren), Art. 20 Abs. 2
(Feststellung des Trägerwechsels) und Art. 21
Abs. 1 Nr. 1 (Zustimmung zur Übertragung
von Krankenhauseinrichtungen).  

(2) 1Das Staatsministerium der Finanzen ist
zuständig für die Bewilligung von Fördermitteln
nach diesem Gesetz. 2Es ist zugleich zuständig
für die Krankenhausförderung nach Art. 11 Abs. 3
(Bewilligungsverfahren), Art. 13 (Nutzungsförde-
rung), Art. 18 Abs. 3 (Absicherung), Art. 19 (Wi-
derruf von Förderbescheiden und Erstattung von
Fördermitteln), Art. 20 Abs. 1 (Widerrufsverzicht
beim Trägerwechsel) und Art. 21 mit Ausnahme
von Abs. 1 Nr. 1 (Übertragung von Krankenhaus-
einrichtungen, Mitbenutzung).

(3) Das Staatsministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst ist zuständig für die
Genehmigung der Kündigung von Einrichtungen
im Sinn von § 108 Nr. 1 SGB V nach § 110 Abs. 2
Satz 2 SGB V.

(4) 1Der Krankenhausplan einschließlich der
dazugehörigen Fachprogramme wird vom
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen unter Mitwirkung der
Beteiligten nach Art. 7 und im Benehmen mit
dem Staatsministerium der Finanzen aufgestellt
und fortgeschrieben. 2Das Jahreskrankenhaus-
bauprogramm wird gemeinsam vom Staatsminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen und dem Staatsministerium der
Finanzen aufgestellt.

Art. 23

Rechtsverordnungen

(1) 1Das Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu regeln:

1. Die Durchführung des fachlichen Prüfungs-
verfahrens nach Art. 11 einschließlich der Über-
tragung der Zuständigkeit auf die Regierun-
gen allgemein oder im Einzelfall,

2. das Verwendungsnachweisverfahren im Rah-
men seiner Zuständigkeit,

3. das Verfahren zur Anpassung der Festbeträge
an die Kostenentwicklung nach Art. 11 Abs. 4
Satz 5,

4. die Ermittlung der Kostengrenze nach Art. 12
Abs. 1 Nr. 2 und die Bemessung der Förderbe-
träge nach Art. 12 Abs. 2 und Art. 17 Abs. 2,

5. die durchschnittliche Nutzungsdauer von
Anlagegütern, 

6. die Übertragung der Zuständigkeit für staatli-
che Genehmigungen nach dem KHEntgG und
der BPflV auf nachgeordnete Behörden oder
auf die Regierungen,

7. die nach dem SGB V und dem KHG den Län-
dern übertragenen Fragen der Vergütung für
Krankenhäuser, insbesondere zu § 137 Abs. 1
Satz 5 SGB V (Mindestmengenregelung) und
zu § 17b Abs. 1 Satz 7 KHG (Sicherstellungs-
zuschläge),

8. dass die Krankenhausträger der Krankenhaus-
planungsbehörde jährlich bis zum 30. April über
Inhalt und Umfang des Leistungsangebots und
dessen Inanspruchnahme im Verlauf des ver-
gangenen Jahres (Berichtszeitraum) zu berich-
ten haben.

2Bei Nrn. 2 bis 5 ist das Einvernehmen des Staats-
ministeriums der Finanzen erforderlich.

(2) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln:

1. Das Bewilligungsverfahren einschließlich des
Verwendungsnachweisverfahrens im Rahmen
seiner Zuständigkeit und der Übertragung der
Zuständigkeiten auf die Regierungen allge-
mein oder im Einzelfall, 

2. das Verfahren zur Anpassung der Förderung
von Nutzungsentgelten nach Art. 13 Abs. 1
Satz 4 an die Kostenentwicklung,

3. das Nähere zur Kürzung von Fördermitteln
und zur Erstattung von Entgelten bei der
Mitbenutzung von Anlagegütern nach Art. 21
Abs. 2,

4. die Anwendung der jeweils geltenden Vergabe-
vorschriften bei der Auftragsvergabe,

5. die Einbehaltung einer Schlussrate zur Ver-
meidung von Überzahlungen und zur Siche-
rung der fristgerechten Vorlage des Verwen-
dungsnachweises, 

6. die Berechnung der Zinsen für ausbezahlte
Fördermittel nach Art. 12 Abs. 4.

2Bei den Nrn. 1 bis 5 ist das Einvernehmen des
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen erforderlich.“

19. Art. 24 und 25 erhalten folgende Fassung:

„Art. 24

Auskunftspflichten der Krankenhausträger

1Die Krankenhausträger haben der Krankenhaus-
planungsbehörde über alle für die Krankenhaus-
planung bedeutsamen Angelegenheiten auf Ver-
langen Auskunft zu erteilen. 2Dem Krankenhaus-
träger obliegt es, die zur Beurteilung der Förde-
rung notwendigen Auskünfte zu erteilen und auf
Verlangen zu belegen.

Art. 25

Rechtsformen kommunaler Krankenhäuser

1Für die Rechtsformen kommunaler Krankenhäu-
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ser gelten die Vorschriften des Kommunalrechts.
2Art. 95 Abs. 2 GO, Art. 83 Abs. 2 LKrO sowie
Art. 81 Abs. 2 BezO gelten nicht für Unterneh-
men zum Betrieb von Krankenhäusern.“

20. Der bisherige Art. 21 wird neuer Art. 26; der bis-
herige Art. 26 wird aufgehoben.

21. Art. 28 erhält folgende Fassung:

„Art. 28

Übergangsregelungen

(1) 1Bei Vorhaben, die

1. bis zum 24. April 2001 fachlich gebilligt sind
(Art. 11 Abs. 2) oder

2. in das Jahreskrankenhausbauprogramm 2002
oder ein früheres Jahreskrankenhausbaupro-
gramm aufgenommen sind oder

3. vor dem 24. April 2001 für die Aufnahme in ein
Jahreskrankenhausbauprogramm ab 2003 vor-
weg festgelegt waren,

gehören zu den Investitionskosten auch Instand-
haltungskosten für Anlagegüter, wenn in bauli-
chen Einheiten Gebäudeteile, betriebstechnische
Anlagen und Einbauten oder wenn Außenanla-
gen vollständig oder überwiegend ersetzt werden;
für Vorhaben nach den Nrn. 2 und 3 gilt dies nur,
wenn bis zum 31. März 2002 eine fachliche Billi-
gung beantragt und mit der Baumaßnahme bis
spätestens 31. Dezember 2002 begonnen wurde.
2Bei anderen Vorhaben gehören die in Satz 1 ge-
nannten Instandhaltungskosten zu den Investi-
tionskosten, solange diese Instandhaltungskosten
nicht pauschal in Höhe eines Betrags von 1,1 v. H.
der für die allgemeinen Krankenhausleistungen
vereinbarten Vergütung finanziert werden.

(2) Krankenhäuser, die 

1. zum 30. Juni 2006 im Krankenhausplan mit
den Versorgungsstufen I und II ausgewiesen
waren, gelten ab dem 1. Juli 2006 als Kranken-
häuser der I. Versorgungsstufe,

2. zum 30. Juni 2006 im Krankenhausplan mit
der Versorgungsstufe III ausgewiesen waren,
gelten ab dem 1. Juli 2006 als Krankenhäuser
der II. Versorgungsstufe,

3. zum 30. Juni 2006 im Krankenhausplan mit
der Versorgungsstufe IV ausgewiesen waren,
gelten ab dem 1. Juli 2006 als Krankenhäuser
der III. Versorgungsstufe.

(3) Für Vorhaben, die vor In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes fachlich gebilligt sind (Art. 11 
Abs. 2) gelten Art. 11 Abs. 4 bis 7 in der bisheri-
gen Fassung.

(4) Bis zum In-Kraft-Treten einer Rechtsver-
ordnung gemäß Art. 23 Abs. 1 Nr. 5 sind für die
Bestimmung der durchschnittlichen Nutzungs-
dauer  bei Anlagegütern die Regelungen der Ab-
grenzungsverordnung vom 5. Dezember 1977
(BGBl I S. 2355) sinngemäß anzuwenden.

(5) 1Für Behandlungsplätze, die vor In-Kraft-
Treten einer Rechtsverordnung nach Art. 23 Abs. 1
Nr. 4 aus dem Krankenhausplan ausscheiden,
gelten Art. 12 Abs. 3 und Art. 17 Abs. 1 und 2 in
der bisherigen Fassung und die Verordnung zu
Art. 12 des Bayerischen Krankenhausgesetzes
vom 12. Oktober 2002 (GVBl S. 587, BayRS 2126–
8–2–F), zuletzt geändert durch Verordnung vom
31. August 2004 (GVBl S. 375), weiter. 2Dies gilt
auch für Behandlungsplätze, die ab In-Kraft-
Treten einer Rechtsverordnung nach Art. 23 Abs. 1
Nr. 4 aus dem Krankenhausplan ausscheiden,
wenn ihr Abbau auf einer einheitlichen bedarfs-
planerischen Entscheidung beruht und mit dem
Abbau vor In-Kraft-Treten einer Rechtsverord-
nung nach Art. 23 Abs. 1 Nr. 4 begonnen wurde.

(6) 1Für Behandlungsplätze, die vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes aus dem Krankenhausplan
ausscheiden, gelten Art. 12, 17, 19 und 20 in der
bisherigen Fassung. 2Dies gilt auch für Behand-
lungsplätze, die ab In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes ausscheiden, wenn ihr Abbau auf einer ein-
heitlichen bedarfsplanerischen Entscheidung
beruht und mit dem Abbau vor In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes begonnen wurde.

(7) Bei einer zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tre-
tens dieses Gesetzes bestehenden Übertragung
von bedarfsnotwendigen Krankenhauseinrich-
tungen an einen Dritten kann die Zustimmung
nach Art. 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch nachträglich
für die Zeit ab In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
erteilt werden.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2006 in Kraft.

§ 3

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen wird ermächtigt, das Ge-
setz mit neuer Artikelfolge neu bekannt zu machen
und Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r



Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über Zuständigkeiten und den Vollzug
von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- und
Forstwirtschaft (ZuVLFG) vom 24. Juli 2003 (GVBl
S. 470, BayRS 7801–1–L), geändert durch Art. 26 des
Gesetzes vom 26. Juli 2005 (GVBl S. 287), wird wie
folgt geändert: 

1. Der bisherige Art. 10a wird neuer Art. 11. 

2. Nach Art. 11 (neu) wird folgender neuer Art. 12
eingefügt:

„Art. 12

Rennwett- und Lotteriegesetz

(1) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis an
einen Verein zum Betrieb eines Totalisatorunter-
nehmens aus Anlass öffentlicher Pferderennen und
anderer öffentlicher Leistungsprüfungen für Pferde
sowie zum Betrieb von Wettannahmestellen dieses
Vereins nach § 1 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Satz 2 des Renn-
wett- und Lotteriegesetzes (BGBl III 611–14), zu-
letzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 24. Au-
gust 2002 (BGBl I S. 3412) in Verbindung mit § 2
Abs. 4 und Abs. 6 Satz 2, §§ 5, 8 Abs. 1 Satz 2 der
Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und

Lotteriegesetz (BGBl III 611–14–1), zuletzt geän-
dert durch Art. 35 des Gesetzes vom 21. August
2002 (BGBl I S. 3322) ist die Landesanstalt für
Landwirtschaft.

(2) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis an
denjenigen, der gewerbsmäßig Wetten bei Leis-
tungsprüfungen für Pferde abschließen oder ver-
mitteln will (Buchmacher) nach §§ 2, 6 Abs. 1 Satz 2
des Rennwett- und Lotteriegesetzes in Verbindung
mit § 3 Abs. 4, §§ 6, 8 Abs. 1 Satz 2 der Ausfüh-
rungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotterie-
gesetz ist die Kreisverwaltungsbehörde.“

3. Die bisherigen Art. 11 bis 14 werden Art. 13 bis 16. 

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2006 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2006 tritt die Verord-
nung zur Ausführung des Rennwett- und Lotterie-
gesetzes vom 31. Januar 1961 (BayRS 7824–5–L)
außer Kraft.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

7801–1–L

Gesetz
zur Änderung des

Gesetzes über Zuständigkeiten
und den Vollzug von Rechtsvorschriften

im Bereich der Land- und Forstwirtschaft

Vom 23. Mai 2006
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. August 2001
(GVBl S. 458, BayRS 2032–1–1–F), zuletzt geändert
durch § 3 des Gesetzes vom 9. Mai 2006 (GVBl S. 193),
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Überschrift
zu Abschnitt IV die Worte „Leitungsgremien an
Hochschulen“ durch das Wort „Hochschulleitun-
gen“ ersetzt.

2. In Art. 17 werden die Worte „Vorsitzende eines
Leitungsgremiums“ durch die Worte „Präsidenten
oder Präsidentinnen“ sowie „Art. 22 Abs. 2 Satz 1
Halbsatz 2“ durch „Art. 21 Abs. 5 Halbsatz 2“
ersetzt.

3. In der Überschrift zu Abschnitt IV werden die
Worte „Leitungsgremien an Hochschulen“ durch
das Wort „Hochschulleitungen“ ersetzt.

4. In Art. 21 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Vorsit-
zenden der Leitungsgremien“ durch die Worte
„Präsidenten und Präsidentinnen“ ersetzt.

5. Art. 23 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Die Ergebnisse der Lehrevaluation nach Art. 10
Abs. 3 BayHSchG können bei der Bewertung der
besonderen Leistungen berücksichtigt werden.“

6. In Art. 24 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des
Leitungsgremiums der Hochschule“ durch die
Worte „der Hochschulleitung“ ersetzt.

7. In Art. 27 Satz 4 wird das Wort „Regellehrver-
pflichtung“ durch das Wort „Lehrverpflichtung“
ersetzt.

8. In Art. 28 Satz 1 werden die Worte „Leitungsgre-
mien der Hochschulen“ durch das Wort „Hoch-
schulleitungen“ ersetzt.

9. In Art. 29 Satz 1 werden nach dem Wort „Mitar-
beitern“ die Worte „und Professoren der Besol-
dungsgruppe W 1“ eingefügt.

10. Dem Art. 32 wird folgender Abs. 13 angefügt:

„(13) Planstellen für wissenschaftliche und
künstlerische Assistenten der Bundesbesoldungs-
gruppe C 1 und Planstellen für Oberassistenten
und Oberingenieure der Bundesbesoldungsgruppe
C 2, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des
Bayerischen Hochschulpersonalgesetzes frei sind
oder nach diesem Zeitpunkt frei werden, sind
kostenneutral in Planstellen für Professoren der
Bundesbesoldungsgruppe W 1 und in Stellen für
wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter
in entsprechender Wertigkeit nach Maßgabe des
Haushaltsgesetzes umzuwandeln.“

§ 2

Änderung des
Bayerischen Personalvertretungsgesetzes

Das Bayerische Personalvertretungsgesetz (BayPVG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Novem-
ber 1986 (GVBl S. 349, BayRS 2035–1–F), zuletzt
geändert durch § 10 des Gesetzes vom 24. Dezember
2005 (GVBl S. 665), wird wie folgt geändert:

1. Art. 4 Abs. 4 Buchst. a erhält folgende Fassung:

„a) die in Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie in Abs. 2
Nrn. 1 bis 3 des Bayerischen Hochschulperso-
nalgesetzes (BayHSchPG) genannten Perso-
nen; Gleiches gilt für den Personenkreis nach
Art. 22 Abs. 3 BayHSchPG,“

2. Art. 6 Abs. 8 wird aufgehoben.

3. Art. 7 Abs. 1 Satz 4 wird aufgehoben.

§ 3

Änderung des Bayerischen Sonderzahlungsgesetzes

Das Gesetz über eine bayerische Sonderzahlung
(Bayerisches Sonderzahlungsgesetz – BaySZG) vom
24. März 2004 (GVBl S. 84, BayRS 2032–6–F), geän-
dert durch § 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 2004
(GVBl S. 491), wird wie folgt geändert:

1. In Art. 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „Lei-
tungsgremien an Hochschulen“ durch das Wort
„Hochschulleitungen“ ersetzt.

2. In Art. 10 werden die Worte „Leiter und Mitglieder
von Leitungsgremien an Hochschulen“ durch die
Worte „Mitglieder von Hochschulleitungen“ er-
setzt.

861–4–A

Gesetz
zur Anpassung von

Landesgesetzen an die Modernisierung
des bayerischen Hochschulrechts

(Bayerisches Hochschulrechtsanpassungsgesetz – BayHSchRAnpG)

Vom 23. Mai 2006
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§ 4

Änderung des
Gesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes

In Art. 6 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Gesetzes zur Reform des Rechts der Vor-
mundschaft und Pflegschaft für Volljährige (Gesetz zur
Ausführung des Betreuungsgesetzes – AGBtG) vom
27. Dezember 1991 (GVBl S. 496, BayRS 404–1–J),
zuletzt geändert durch § 1 Nr. 91 des Gesetzes vom 
7. August 2003 (GVBl S. 497, ber. S. 673), wird 
„Art. 85 Abs. 2 bis 4“ durch „Art. 71 Abs. 8“ ersetzt.

§ 5

Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung des

Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplätzen

In Art. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplätzen
vom 19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 
2210–8–2–WFK), zuletzt geändert durch Gesetz vom
22. Februar 2005 (GVBl S. 26), werden die Worte
„Vorsitzenden der Präsidialkollegien“ durch das
Wort „Präsidentinnen“ ersetzt.

§ 6

Änderung des
Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes

In Art. 4 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Lehrerbil-
dungsgesetzes (BayLBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Dezember 1995 (GVBl 1996
S. 16; ber. S. 40, BayRS 2238–1–UK), zuletzt geändert
durch § 3 des Gesetzes vom 8. März 2005 (GVBl 
S. 69), wird die Zahl „60“ durch die Zahl „43“
ersetzt.

§ 7

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2006 in Kraft.

München, den 23. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r



Auf Grund von

1. Art. 43 Abs. 1, Art. 55 Nr. 2 und Art. 77 Abs. 1 der
Verfassung des Freistaates Bayern in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15. Dezember 1998
(GVBl S. 991, BayRS 100–1–I), geändert durch
Gesetze vom 10. November 2003 (GVBl S. 816
und 817),

2. Art. 23 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen
des Bundes – AGGVG – (BayRS 300–1–1–J), zu-
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2005 (GVBl S. 655),

3. Art. 12 Abs. 4 des Bayerischen Besoldungsgeset-
zes (BayBesG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. August 2001 (GVBl S. 458, BayRS
2032–1–1–F), zuletzt geändert durch § 3 des
Gesetzes vom 9. Mai 2006 (GVBl S. 193),

4. Art. 8 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des
Sozialgerichtsgesetzes in Bayern – AGSGG –
(BayRS 33–1–A),

5. Art. 7 des Gesetzes zur Ausführung der Finanz-
gerichtsordnung – AGFGO – (BayRS 35–1–F),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2000
(GVBl S. 141),

erlässt die Bayerische Staatsregierung,

6. Art. 9 Abs. 1, Art. 12 Abs. 2 Satz 2 und Art. 18
Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes
(BayBesG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 30. August 2001 (GVBl S. 458, BayRS 
2032–1–1–F), zuletzt geändert durch § 3 des
Gesetzes vom 9. Mai 2006 (GVBl S. 193), 

7. Art. 13 Abs. 1 Satz 2, Art. 35 Abs. 3, Art. 40 
Abs. 1 Nr. 6, Art. 68 Abs. 1 Satz 1, Art. 73 Abs. 6
Satz 2, Art. 78 Abs. 3 Satz 2, Art. 79 Satz 3 und
Art. 80e Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Beamten-
gesetzes (BayBG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702,
BayRS 2030–1–1–F), zuletzt geändert durch § 2
des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl 
S. 665),

8. Art. 8d Abs. 2 des Bayerischen Richtergesetzes –
BayRiG – (BayRS 301–1–J), zuletzt geändert
durch § 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005
(GVBl S. 665),

9. Art. 26 Sätze 2 und 3 des Bayerischen Gesetzes

über die Reisekostenvergütung der Beamten und
Richter (Bayerisches Reisekostengesetz –
BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl S. 133,
BayRS 2032–4–1–F), zuletzt geändert durch 
Art. 11 des Gesetzes vom 26. Juli 2005 (GVBl 
S. 287),

10. Art. 15 Sätze 2 und 3 des Bayerischen Gesetzes
über die Umzugskostenvergütung der Beamten
und Richter (Bayerisches Umzugskostengesetz –
BayUKG) vom 24. Juni 2005 (GVBl S. 192, BayRS
2032–5–1–F),

11. § 11 Sätze 2 und 3 der Verordnung über das
Trennungsgeld der Beamten und Richter (Bayeri-
sche Trennungsgeldverordnung – BayTGV) vom
15. Juli 2002 (GVBl S. 346, BayRS 2032–5–3–F),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. De-
zember 2005 (GVBl S. 706),

12. § 60 Satz 2 der Verordnung über die Laufbahnen
der bayerischen Beamten (Laufbahnverordnung –
LbV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. März 1996 (GVBl S. 99; ber. S. 220, BayRS
2030–2–1–2–F), zuletzt geändert durch § 2 der
Verordnung vom 4. April 2006 (GVBl S. 180), 

13. § 5 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die Gewäh-
rung von Jubiläumszuwendungen an Beamte und
Richter (Jubiläumszuwendungsverordnung –
JzV) vom 1. März 2005 (GVBl S. 76, BayRS 
2030–2–24–F), geändert durch § 19 des Gesetzes
vom 24. Dezember 2005 (GVBl S. 665), 

14. § 6 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über die Gewäh-
rung von Prämien und Zulagen für herausragende
besondere Leistungen (Bayerische Leistungs-
prämien- und Leistungszulagenverordnung –
BayLPZV) vom 15. Dezember 1998 (GVBl 
S. 1020, BayRS 2032–3–1–6–F), geändert durch 
§ 10 des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl 
S. 84),

15. § 2 Abs. 3 Satz 1, § 4 Satz 1, § 6 Abs. 1 Satz 1, §
8 Abs. 1 Satz 5, § 9 Abs. 1 Satz 4 der Verordnung
über die Arbeitszeit für den bayerischen
öffentlichen Dienst (Arbeitszeitverordnung –
AzV) vom 25. Juli 1995 (GVBl S. 409, BayRS
2030–2–20–F), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 27. Juli 2004 (GVBl S. 347),

erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan-
zen

folgende Verordnung:

861–4–A

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung zurAusführung des
Gesetzes über das Wappen des Freistaates Bayern

und anderer Rechtsvorschriften

Vom 16. Mai 2006
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§ 1

Änderung der Verordnung
zur Ausführung des Gesetzes 

über das Wappen des Freistaates Bayern 

In § 1 Nr. 6 der Verordnung zur Ausführung des
Gesetzes über das Wappen des Freistaates Bayern
(AVWpG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. Dezember 1998 (GVBl 1999 S. 29, BayRS 
1130–2–2–I), zuletzt geändert durch Verordnung vom
5. August 2005 (GVBl S. 343), wird nach dem Wort
„Landespersonalausschuss“ der Punkt durch ein
Komma ersetzt und werden die Worte „die Immo-
bilien Freistaat Bayern.“ angefügt.

§ 2

Änderung der Vertretungsverordnung

Die Verordnung über die gerichtliche Vertretung
des Freistaates Bayern (Vertretungsverordnung –
VertrV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Oktober 1995 (GVBl S. 733, BayRS 600–1–F),
zuletzt geändert durch § 7 der Verordnung vom 
30. August 2005 (GVBl S. 468), wird wie folgt
geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Abs. 5 eingefügt:

„(5) Werden aus dem Verhalten des Staatsbe-
triebs Immobilien Freistaat Bayern Ansprüche
für oder gegen den Freistaat Bayern hergeleitet
oder sind solche Ansprüche im Zuständigkeits-
bereich dieses Staatsbetriebs entstanden, so ist
die örtlich zuständige Regionalvertretung Aus-
gangsbehörde, sofern die Zuständigkeit nicht
bei der Zentrale des Staatsbetriebs liegt.“

b) Die bisherigen Abs. 5 bis 7 werden Abs. 6 bis 8.

2. In den §§ 4a und 4b werden jeweils die Worte „bei
der Festsetzung von Entschädigungen nach dem
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und
Sachverständigen und dem Gesetz über die
Entschädigung der ehrenamtlichen Richter“ durch
die Worte „bei der Festsetzung von Vergütungen
und Entschädigungen nach dem Gesetz über die
Vergütung von Sachverständigen, Dolmetscherin-
nen, Dolmetschern, Übersetzerinnen und Überset-
zern sowie die Entschädigung von ehrenamtlichen
Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeugin-
nen, Zeugen und Dritten“ ersetzt.

3. In § 7a werden die Worte „bei der Festsetzung der
Entschädigung nach dem Gesetz über die Entschä-
digung von Zeugen und Sachverständigen und dem
Gesetz über die Entschädigung der ehrenamtlichen
Richter“ durch die Worte „bei der Festsetzung von
Vergütungen und Entschädigungen nach dem
Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen,
Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen
und Übersetzern sowie die Entschädigung von
ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen
Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten“ ersetzt.

§ 3

Änderung der Verordnung
über Zuständigkeiten 

für die Festsetzung, Anordnung und Abrechnung 
der Bezüge von Bediensteten und

Versorgungsempfängern

§ 2 der Verordnung über Zuständigkeiten für die
Festsetzung, Anordnung und Abrechnung der Bezüge
von Bediensteten und Versorgungsempfängern
(ZustV-Bezüge) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Oktober 2003 (GVBl S. 841, BayRS 
2032–3–1–4–F), zuletzt geändert durch § 1 der Ver-
ordnung vom 30. August 2005 (GVBl S. 468), wird wie
folgt geändert:

1. In Abs. 1 Nr. 1 wird folgender Buchst. c angefügt:

„c) die Beamten der Immobilien Freistaat Bayern,"

2. Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 7 wird nach den Worten „Landesamts für
Finanzen“ der Punkt durch ein Komma ersetzt.

b) Es wird folgende Nr. 8 angefügt:

„8. Beamten der Immobilien Freistaat Bayern
die Dienststelle Augsburg des Landesamts
für Finanzen."

§ 4

Änderung der Verordnung
über beamten-, richter-, besoldungs- und

reisekostenrechtliche Zuständigkeiten 
im Geschäftsbereich 

des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

Die Verordnung über beamten-, richter-, besol-
dungs- und reisekostenrechtliche Zuständigkeiten im
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeri-
ums der Finanzen (ZustV-FM) vom 19. April 1996
(GVBl S. 157, BayRS 2030–3–5–2–F), zuletzt geändert
durch § 5 der Verordnung vom 5. Januar 2006 (GVBl
S. 42), wird wie folgt geändert:

1. In der Einleitungsformel werden nach den Worten
„der Bayerischen Trennungsgeldverordnung
(BayTGV),“ die Worte „Art. 15 Sätze 2 und 3 des
Bayerischen Umzugskostengesetzes (BayUKG),“
eingefügt.

2. In § 1 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten „die
Staatliche Lotterieverwaltung“ ein Komma und die
Worte „die Immobilien Freistaat Bayern“ eingefügt.

3. In § 10 Nr. 2 werden nach den Worten „der
Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser,
Gärten und Seen,“ die Worte „der Immobilien
Freistaat Bayern,“ eingefügt.

§ 5

Änderung der Dienstwohnungsverordnung

Die Verordnung über die Dienstwohnungen der
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Beamten (Dienstwohnungsverordnung – DWV) vom
28. November 1997 (GVBl S. 866, BayRS 2030–2–30–F),
zuletzt geändert durch § 1 der Verordnung vom 
8. August 2005 (GVBl S. 376), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 3 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „den nach 
§ 4 der Verordnung über das Landesamt für
Finanzen zuständigen Liegenschaftsstellen“ durch
die Worte „dem Staatsbetrieb Immobilien Frei-
staat Bayern (Festsetzungsbehörde)“ ersetzt.

2. Dem § 11 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Das Landesamt für Finanzen teilt der Festset-
zungsbehörde die für die Festsetzung der höchsten
Dienstwohnungsvergütung erforderlichen Bezüge-
daten mit.“

§ 6 

Änderung der Verordnung
über das Landesamt für Finanzen

Die Verordnung über das Landesamt für Finanzen
(LfFV) vom 8. August 2005 (GVBl S. 371, BayRS 
600–2–F) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird nach dem Wort „Mahnverfahren“
der Punkt durch ein Komma ersetzt.

b) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. für die Verwaltung und Abwicklung von
Nachlassvermögen, das dem Freistaat Bay-
ern als Erben oder Vermächtnisnehmer
zufällt.“

2. Abschnitt II (§ 4) wird aufgehoben. 

3. Der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt II; die
bisherigen §§ 5 und 6 werden §§ 4 und 5. 

4. Die Anlage wird aufgehoben. 

§ 7

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 16. Mai
2006 in Kraft.

München, den 16. Mai 2006

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Es erlassen auf Grund von

1. Art. 60 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 2, Abs. 4 Sätze 1 und 2
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Okto-
ber 1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 18 des Gesetzes vom 
24. März 2004 (GVBl S. 84),

das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, soweit erforderlich
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus,

2. Art. 60 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 1, Abs. 4 Sätze 1 und 2
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Okto-
ber 1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 18 des Gesetzes vom 
24. März 2004 (GVBl S. 84),

das Bayerische Staatsministerium für Unterricht
und Kultus, soweit erforderlich im Einvernehmen
mit dem Bayerischen Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst

folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Qualifikation für ein
Studium an den Hochschulen des Freistaates Bayern
und den staatlich anerkannten nichtstaatlichen
Hochschulen (Qualifikationsverordnung – QualV)
vom 28. November 2002 (GVBl S. 864, ber. 2003 S. 9,
BayRS 2210–1–1–3–UK/WFK), zuletzt geändert
durch § 2 der Verordnung vom 18. November 2005
(GVBl S. 588), wird wie folgt geändert:

1. § 6 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchst. a werden in Spalte 2 bei den Stu-
diengängen „Lehramt an Grundschulen in
einer Fächerverbindung mit Biologie oder
Chemie“ und „Lehramt an Hauptschulen in
einer Fächerverbindung mit Biologie oder
Chemie“ jeweils die Worte „in einer Fächer-
verbindung mit Biologie oder Chemie“ ge-
strichen.

bb) In Buchst. c werden in Spalte 2 nach dem
Studiengang „Materialwissenschaft“ der
Studiengang „Mathematical Engineering“
eingefügt sowie bei den Studiengängen
„Lehramt an Grundschulen in einer Fächer-

verbindung mit Chemie, Mathematik oder
Physik“ und „Lehramt an Hauptschulen in
einer Fächerverbindung mit Chemie, Mathe-
matik oder Physik“ jeweils die Worte „in
einer Fächerverbindung mit Chemie, Mathe-
matik oder Physik“ gestrichen.

cc) In Buchst. d werden in Spalte 2 nach dem
Studiengang „Wirtschaftspädagogik/IT“
der Strichpunkt gestrichen und die
Studiengänge „Wirtschaftswissenschaften“,
„Lehramt an Grundschulen“ und „Lehramt
an Hauptschulen;“ angefügt.

b) In Nr. 2 Buchst. l werden in Spalte 2 nach dem
Studiengang „Wirtschaftspädagogik/IT“ der
Strichpunkt gestrichen und der Studiengang
„Wirtschaftswissenschaften;“ angefügt.

c) In Nr. 5 Buchst. d werden bei den Studien-
gängen „Lehramt an Grundschulen in einer Fä-
cherverbindung mit Kunst“ und „Lehramt an
Hauptschulen in einer Fächerverbindung mit
Kunst“ jeweils die Worte „in einer Fächerver-
bindung mit Kunst“ gestrichen.

2. § 7 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 23 wird in Spalte 2 nach dem Studien-
gang „Lehramt an Hauptschulen“ der Studien-
gang „Lehramt an Sonderschulen in einer
Fächerverbindung mit Verhaltensgestörtenpä-
dagogik“ eingefügt.

b) Es wird folgende neue Nr. 24 eingefügt:

In Spalte 1: „24. Sozialwirtschaft“; 

in Spalte 2: „Sozialwissenschaft“.

c) Die bisherigen Nrn. 24 bis 33 werden Nrn. 25 bis
34.

d) In Nr. 27 (neu) „Umweltsicherung“ wird in
Spalte 2 vor dem Studiengang „Geoökologie“
der Studiengang „Geologie“ eingefügt.

3. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Zuständige Stelle im Sinn von Abs. 1
Satz 1 ist die Zeugnisanerkennungsstelle für
den Freistaat Bayern (Zeugnisanerkennungs-
stelle), im Rahmen des Zulassungs- und/oder
Immatrikulationsverfahrens die jeweilige Hoch-
schule; in Zweifelsfällen ist die Zeugnisaner-
kennungsstelle zu beteiligen. 2Die Anerken-
nungsentscheidungen von zuständigen Stellen

2210–1–1–3–UK/WFK

Vierte Verordnung
zur Änderung der

Qualifikationsverordnung

Vom 26. April 2006
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anderer Länder werden anerkannt, soweit nicht
ein erheblicher Verstoß gegen eine einschlägige
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vor-
liegt.“

b) In Abs. 3 wird das Wort „Bewerber“ durch das
Wort „Bildungsnachweise“ ersetzt. 

c) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Diese wird vom Studienkolleg bei den Uni-
versitäten des Freistaates Bayern als Feststel-
lungsprüfung gemäß der Ordnung für das Stu-
dienkolleg bei den Universitäten des Freistaates
Bayern in München (Studienkollegordnung
Univ.) vom 22. April 1994 (GVBl S. 434, BayRS
2235–3–1–UK) in der jeweils geltenden Fassung
durchgeführt.“

d) In Abs. 5 werden die Worte „werden unter der
Voraussetzung des § 8 Abs. 2 Sätze 2 und 3 im
Rahmen des Zulassungs- und/oder Immatriku-
lationsverfahrens von der Hochschule aner-
kannt, in Zweifelsfällen jedoch nur im Einver-
nehmen mit der Zeugnisanerkennungsstelle“
durch die Worte „gelten als anerkannt, soweit
nicht ein erheblicher Verstoß gegen eine ein-
schlägige Vereinbarung der Kultusministerkon-
ferenz vorliegt“ ersetzt.

4. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Worte „die Studien-
gänge Sportwissenschaft“ durch das Wort
„Sportstudiengänge“ sowie das Wort „Di-
plom“ durch das Wort „Master“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden die Worte „der Studiengang
Sportökonomie“ durch das Wort „Sportstu-
diengänge“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „(Aus-
schlussfrist)“ die Worte „bei der Hochschu-
le“ und nach dem Wort „sein“ ein Komma
sowie die Worte „an der die zentrale
Eignungsprüfung durchgeführt wird“ ein-
gefügt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „ist“ durch die
Worte „sind ein aktuelles Passbild sowie“
ersetzt.

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Eignungsprüfung wird in Form einer
praktischen Prüfung in folgenden Sportar-
ten durchgeführt:

1. Gerätturnen,

2. Leichtathletik,

3. Tanz,

4. Schwimmen,

5. Sportspiele.“

bb) In Satz 2 werden die Worte „Die Prüfungs-
anforderungen, Beurteilungskriterien sowie
die Mindestwerte für die messbaren Leis-
tungen werden vom“ durch die Worte „Das
Nähere regelt eine gesonderte Bekannt-
machung, die das“ und die Worte „geson-
dert bekannt gemacht“ durch die Worte
„erlässt“ ersetzt.

cc) Die Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben.

d) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Wer Leistungssport betreibt und mit der
Anmeldung zur Eignungsprüfung die Bestäti-
gung eines Sportverbandes über die Mitglied-
schaft in einem A-, B- oder C-Kader vorlegt und
einen entsprechenden Antrag stellt, kann von
einschlägigen Teilen der Eignungsprüfung be-
freit werden. 2Im Bereich der Sportspiele wird
auch eine Bestätigung über die Berufung in die
Junioren-Landesauswahlmannschaft anerkannt,
soweit ein zuständiger Sportverband keine A-,
B- oder C-Kader führt.“

e) In Abs. 6 werden die Worte „eine gleichwertige
Eignungsprüfung erfolgreich abgelegt“ durch
die Worte „an einer vergleichbaren Eignungs-
prüfung teilgenommen“ ersetzt. 

f) Abs. 7 wird aufgehoben.

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

„1Es werden für die Prüfung der Frauen
und für die Prüfung der Männer getrennte
Prüfungskommissionen gebildet.“ 

bb) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2; nach dem
Wort „Die“ wird das Wort „jeweilige“ ein-
gefügt. 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; „Abs. 7“
wird durch „Abs. 5“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „der in § 15 
Abs. 2 Satz 1 genannten Person“ durch die
Worte „des vorsitzenden Mitglieds des Prü-
fungsausschusses“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „zentraler“ durch
das Wort „der“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

„1Die örtliche Prüfungskommission trifft
die Entscheidung über Bestehen oder Nicht-
bestehen der Eignungsprüfung.“

bb) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2; die Worte
„Die Prüfungskommission“ werden durch
das Wort „Sie“ ersetzt. 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2006 309



cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3
und 4. 

6. In § 18 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Prüfungsvor-
sitzenden“ durch die Worte „Vorsitzenden der je-
weiligen Prüfungskommission“ ersetzt. 

7. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3§ 13 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 3 wird das Wort „Bewerber“ durch das
Wort „Bildungsnachweise“ ersetzt.

c) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Diese wird vom Studienkolleg bei den Fach-
hochschulen des Freistaates Bayern als Fest-
stellungsprüfung gemäß der Ordnung für das
Studienkolleg bei den Fachhochschulen des
Freistaates Bayern in Coburg (Studienkolleg-
ordnung FH) vom 22. April 1994 (GVBl S. 445,
BayRS 2235–3–2–1–UK) in der jeweils geltenden
Fassung durchgeführt.“

d) In Abs. 5 werden die Worte „werden unter der
Voraussetzung des § 8 Abs. 2 Sätze 1 und 3 von
der zuständigen Stelle (Abs. 2 Satz 1) aner-
kannt“ durch die Worte „gelten als anerkannt,
soweit nicht ein erheblicher Verstoß gegen eine
einschlägige Vereinbarung der Kultusminister-
konferenz vorliegt“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2006 in Kraft.

München, den 26. April 2006

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 77 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung
des Freistaates Bayern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Dezember 1998 (GVBl S. 991, BayRS
100–1–I), geändert durch Gesetze vom 10. November
2003 (GVBl S. 816,817) sowie § 142 Satz 1 des Bundes-
berggesetzes (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl I 
S. 1310), zuletzt geändert durch Art. 37 des Gesetzes
vom 21. Juni 2005 (BGBl I S. 1818) in Verbindung mit 
§ 7 der Verordnung über Organisation und Zustän-
digkeiten der Bergbehörden (Bergbehörden-Verord-
nung – BergbehördV) vom 20. Dezember 1994 (GVBl 
S. 1060, BayRS 750–1–W), zuletzt geändert durch 
§ 5 der Verordnung vom 2. August 2005 (GVBl S. 330),
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie fol-
gende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Organisation und Zuständig-
keiten der Bergbehörden (Bergbehörden-Verordnung
– BergbehördV) vom 20. Dezember 1994 (GVBl 
S. 1060, BayRS 750–1–W), zuletzt geändert durch § 5
der Verordnung vom 2. August 2005 (GVBl S. 330),
wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „des Staatsministe-
riums für Wirtschaft, Verkehr und Technologie“
durch die Worte „der dafür auf Grund dieser
Verordnung zuständigen Behörde“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „und nach § 11 
Abs. 4 Satz 6 auch in Verbindung mit § 12 
Abs. 1 Satz 2“ gestrichen.

2. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. Allgemeine Anerkennungen von Sachver-
ständigen und sachverständigen Stellen
nach

a) § 53 der Bayerischen Bergverordnung
(BayBergV) vom 6. März 2006 (GVBl 
S. 134, BayRS 750–19–W)

b) § 10 Abs. 4 Satz 5 GesBergV.“

b) Nr. 2 wird aufgehoben.

c) Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. Richtlinien und Vordrucke nach § 13 Abs. 1
der Bergverordnung zum Schutz der Ge-
sundheit gegen Klimaeinwirkungen (Klima-
Bergverordnung – KlimaBergV) vom 9. Juni
1983 (BGBl I S. 685).“

d) Nr. 4 wird aufgehoben.

3. Anlage 2 Nrn. 1, 2, 5, 6, 7, 8 und 9 werden aufge-
hoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2006 in Kraft.

München, den 11. Mai 2006

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Erwin  H u b e r ,  Staatsminister

750–1–W

Zweite Verordnung
zur Änderung der

Bergbehörden-Verordnung

Vom 11. Mai 2006



Auf Grund von § 17 Abs. 4 des Gesetzes zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom
20. Juli 2000 (BGBl I S. 1045), zuletzt geändert durch
Art. 9 des Gesetzes vom 24. April 2006 (BGBl I S. 926),
und § 6 der Verordnung zur Ausführung des Infektions-
schutzgesetzes (AVIfSG) vom 15. Januar 2001 (GVBl 
S. 30, BayRS 2126–1–UG), zuletzt geändert durch § 4
der Verordnung vom 2. August 2005 (GVBl S. 330),
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung zur Verhütung übertragbarer
Krankheiten (Hygiene-Verordnung) vom 11. August
1987 (GVBl S. 291), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 27. April 2001 (GVBl S. 211), wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Geräte“ die
Worte „oder Instrumente“ eingefügt und die Worte
„§ 1 des Bundes-Seuchengesetzes“ durch die Worte
„§ 2 Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Geräten“
die Worte „und Instrumenten“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Geräte“
die Worte „und Instrumente“ eingefügt.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Geräte“
die Worte „und Instrumente“ eingefügt und
die Worte „Manikür- und Pedikürgeräte“
durch die Worte „Geräte und Instrumente
zur Maniküre und Pediküre“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Geräte“
die Worte „und Instrumente“ und nach dem

Wort „Geräts“ die Worte „oder des Instru-
ments“ eingefügt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Geräte-
desinfektion“ die Worte „und Instrumenten-
desinfektion“ eingefügt und das Wort „Bun-
desgesundheitsamt“ durch das Wort „Robert
Koch-Institut“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „Bundesgesund-
heitsamt“ durch das Wort „Robert Koch-
Institut“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Geräten“ die
Worte „und Instrumenten“ eingefügt.

4. In § 4 Satz 1 werden die Worte „, oder wenn sie vor
der Beseitigung wirksam desinfiziert worden sind“
gestrichen.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Verpflichtung zur Verwendung von Kon-
domen ist in Räumen, die zur Prostitution ge-
nutzt werden, durch einen deutlich sichtbaren
und gut lesbaren Aushang bekannt zu machen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2006 in Kraft.

München, den 15. Mai 2006

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

2126–1–1–UG

Dritte Verordnung
zur Änderung der

Hygiene-Verordnung

Vom 15. Mai 2006
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Auf Grund von Art. 4 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1, Art. 9 
Abs. 1 und 2 Nr. 2 und Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Staatsvertrags über die Vergabe von
Studienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVBl S. 18,
BayRS 2210–8–2–WFK), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Februar 2005 (GVBl S. 26), und Art. 63 Abs. 5
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Oktober
1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt
geändert durch § 18 des Gesetzes vom 24. März 2004
(GVBl S. 84), erlässt das Bayerische Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Vergabe von Studienplät-
zen durch die Hochschulen und über die Voranmel-
dung für nichtzulassungsbeschränkte Studiengänge
(Hochschulvergabe- und Voranmeldeverordnung –
HSchVVV) vom 16. Mai 1994 (GVBl S. 407, BayRS
2210–8–2–2–WFK), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 20. Mai 2005 (GVBl S. 168), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Anwendungsbereich

Die Vorschriften des Ersten Teils dieser Verord-
nung regeln die Vergabe von Studienplätzen des
ersten Fachsemesters und in höheren Fachsemes-

tern, soweit für diese Zulassungszahlen festgesetzt
sind, in einem sich auf einzelne staatliche Hoch-
schulen beziehenden Auswahlverfahren (örtliches
Auswahlverfahren).“

2. Erster Teil Abschnitt III (§ 16) wird aufgehoben.

3. Anlage 1 wird aufgehoben.

4. Anlage 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. An der Friedrich-Alexander-Universität Er-
langen-Nürnberg ist eine Voranmeldung für
die nachfolgenden Studiengänge notwendig:

a) Politikwissenschaft, Diplom

b) Politische Wissenschaft, Magister/Bachelor

c) Wirtschaftsmathematik, Diplom“.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2006 in Kraft.
2Sie gilt erstmals für die Verfahren zum Winterse-
mester 2006/2007.

München, den 17. Mai 2006

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

2210–8–2–2–WFK

Verordnung
zur Änderung der

Hochschulvergabe- und Voranmeldeverordnung

Vom 17. Mai 2006
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